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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordneter
Dr. h. c. Gernot

Erler
(SPD)
Welche Überlegungen gibt es innerhalb der
Bundesregierung hinsichtlich der Gestaltung
des 65. Jahrestages des Kriegsendes am 8. Mai
2010, und wie weit sind diese Planungen be-
reits gediehen?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. Februar 2010
Anlässlich des 65. Jahrestages des Endes des Zweiten Weltkriegs und
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft finden in den vom Bund
aus Mitteln des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und
Medien (BKM) institutionell mitgeförderten KZ-Gedenkstätten, Ber-
gen-Belsen, Buchenwald, Dachau, Flossenbürg, Mittelbau-Dora,
Neuengamme, Sachsenhausen und Ravensbrück, Gedenkveranstal-
tungen statt.

Nach derzeitigem Planungsstand werden an der Veranstaltung in der
Gedenkstätte Dachau der Bundespräsident Dr. Horst Köhler, an der
Veranstaltung in der Gedenkstätte Buchenwald der Bundestagspräsi-
dent Dr. Norbert Lammert, an der Veranstaltung in der Gedenkstät-
te Ravensbrück die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und an der
Veranstaltung in Bergen-Belsen der Staatsminister Bernd Neumann
teilnehmen.

Das ebenfalls aus Mitteln des Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien geförderte Museum Berlin-Karlshorst bereitet
eine Sonderausstellung zum 8. Mai vor.
2. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern plant die Bundesregierung, den
Kauf bzw. Umzug des Suhrkamp-Verlagsar-
chivs nach Marbach zu unterstützen, und wo-
rauf begründet sich diese Entscheidung (vgl.
SÜDWEST PRESSE v. 27. Januar 2010)?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. Februar 2010
Die Bundesregierung hat keine Entscheidung über eine finanzielle
Beteiligung beim Kauf bzw. Umzug des Suhrkamp-Verlagsarchivs
nach Marbach getroffen. Im Übrigen liegt dem Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien bis auf ein formloses
Schreiben des Deutschen Literaturarchivs Marbach kein konkreter
Antrag mit Finanzierungsplan vor. Haushaltsmittel für eine Beteili-
gung des Bundes an einem Ankauf des Suhrkamp-Verlagsarchivs
sind nicht vorhanden.
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3. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Bedeutung misst die Bundesregierung
dem Umzug des Suhrkamp-Verlagsarchivs
nach Marbach bei, und welche Rolle spielt
dieser ihrer Ansicht nach für die zukünftige
Bedeutung des Deutschen Literaturarchivs
Marbach?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann

vom 5. Februar 2010
Durch das Suhrkamp-Verlagsarchiv erfährt das Deutsche Literatur-
archiv Marbach einen Zuwachs seiner vorhandenen Bestände, der
diese sinnvoll ergänzt und erweitert. Damit wird das Deutsche Lite-
raturarchiv Marbach als Einrichtung der Pflege vor allem des jünge-
ren literarischen und geistesgeschichtlichen Erbes gestärkt.
4. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern unterstützt der Bund das Deutsche
Literaturarchiv Marbach?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann
vom 5. Februar 2010
Das Deutsche Literaturarchiv Marbach wird seit Jahrzehnten zu glei-
chen Teilen vom Bund und dem Land Baden-Württemberg institutio-
nell gefördert (Haushaltsansatz 2009: 3 831 000 Euro).
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
5. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung den aktuel-
len Verhandlungsstand des Partnerschafts- und
Kooperationsabkommens zwischen der EU
und China in Bezug auf die einzelnen Ver-
handlungsthemen, und wie positioniert sie sich
in diesem Zusammenhang zur Möglichkeit, die
Gewährung des Marktwirtschaftsstatus und
die Aufhebung des Waffenembargos in den
Verhandlungen strategisch einzusetzen?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) mit der
Volksrepublik China ist im politischen Teil zwar in weiten Teilen ab-
gestimmt, zu einigen wichtigen Fragen (u. a. Menschenrechte, Tai-
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wan) konnten bisher jedoch keine für beide Seiten tragbaren Formu-
lierungen gefunden werden. Die Verhandlungen zum Handelsteil des
Abkommens befinden sich noch in einem frühen Stadium.

China hat im Herbst 2009 die Aufhebung des EU-Waffenembargos
und den Marktwirtschaftsstatus (MWS) für China zur Voraussetzung
des Abschlusses eines PKA erklärt. Die Bundesregierung teilt die
vom Europäischen Rat 2006 bestätigte Bindung einer Aufhebung
des EU-Waffenembargos an eine deutliche Verbesserung der Men-
schenrechtssituation in China und unterstützt daher derzeit eine Auf-
hebung des Embargos nicht.

Eine Verleihung des MWS an China in Antidumpingverfahren ist zu-
nächst an technische Voraussetzungen geknüpft, deren Prüfung der
EU-Kommission obliegt. Insofern sieht die Bundesregierung den
Fortschrittsberichten entgegen, die die EU-Kommission für das Jahr
2010 in Aussicht gestellt hat.
6. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung den aktuel-
len Stand des EU-China-Menschenrechtsdia-
logs in Bezug auf die einzelnen Themenberei-
che, und wie ordnet sie diesen im Vergleich
zum deutsch-chinesischen Menschenrechtsdia-
log ein?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
Unter französischer EU-Präsidentschaft hatte der EU-China-Men-
schenrechtsdialog am 27. November 2008 in äußerst angespannter
Atmosphäre stattgefunden. Trotz mehrerer EU-Demarchen wurde
am Tag des Dialogs demonstrativ der wegen Spionagevorwürfen
zum Tode verurteilte Wo Weihan, dessen Kinder die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen, hingerichtet. Die folgenden Runden die-
ses Dialogs am 14. Mai 2009 in Prag und am 20. November 2009 in
Peking wurden von Seiten der EU ebenfalls als schwierig bezeichnet.
Zur Einzelfallliste der EU waren positive Nuancen zu erkennen, je-
doch weiterhin harte Positionen zu Todesstrafe, Folter, Administra-
tivhaft, Tibet, Xinjiang sowie zur Religions- und Meinungsfreiheit
(Charta 08).

Der EU-China-Menschenrechtsdialog – in dem sich eine abgestimm-
te Position der 27 EU-Mitgliedstaaten widerspiegelt – und der bilate-
rale Menschenrechtsdialog zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Volksrepublik China ergänzen einander. Beide Dialoge
gehören zu den von mehr als 20 Staaten regelmäßig mit China ge-
führten Dialogen in Menschenrechtsfragen.

Die Bundesregierung hält es für richtig, dass Chinas wichtigste wirt-
schaftliche Partner der chinesischen Regierung regelmäßig die auf
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Na-
tionen beruhenden Erwartungen an die Verbesserung der Menschen-
rechtssituation in China erläutern, anhand eigener Erfahrungen Lö-
sungswege aufzeigen und sich intensiv für besondere Einzelfälle ein-
setzen.
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7. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Kooperationsprojekte, Dialoge und
Austauschprogramme bestehen zwischen den
einzelnen Bundesbehörden und Kooperations-
partnern in der Volksrepublik China?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
In der Anlage finden Sie eine Zusammenstellung der wichtigsten
Dialoge offizieller deutscher und chinesischer Stellen. Darüber hi-
naus werden im Rahmen der deutsch-chinesischen Entwicklungszu-
sammenarbeit Kooperationsprojekte in den Bereichen Nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung sowie Umwelt- und Klimaschutz durchge-
führt.
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Übersicht über deutsch-chinesische Dialoge auf Regierungseb

Bezeichnung: Beginn/Rhyth

Strategischer Dialog auf Ebene stv. Außenminister 2006/jährlich

Bilateraler Menschenrechtsdialog 2003/jährlich

DEU-CHN Antiterrorkonsultationen 2003/nach Be

DEU-CHN Gemischter Wirtschaftsausschuss jährlich bis 1,5

DEU-CHN Forum für wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit 

(ehem: Hochtechnologie-Dialogforum)

2-jährlich

DEU-CHN wirtschaftspolitische Konsultationen auf StS-Ebene jährlich

DEU-CHN Mittelstandspolitische Konsultationen auf StS-Ebene

DEU-CHN Zusammenarbeit zur Verbesserung des Schutzes geistiger 
Eigentumsrechte auf StS-Ebene

DEU-CHN AG Medizinwirtschaft/ Biotechnologie 2008/jährlich

DEU-CHN AG Umweltschutztechnik und Kreislaufwirtschaft 2008/jährlich

DEU-CHN AG Energie 2008/jährlich

DEU-CHN AG Elektronik und Telekommunikation

DEU-CHN AG Infrastruktur

DEU-CHN AG Kohle 1994/2-jährlich

DEU-CHN AG Normung 2007/jährlich

DEU-CHN AG Rechtsfragen 2006 mehrma

DEU-CHN AG Statistik 2006/jährlich

EZ-Regierungsverhandlungen jährlich

DEU-CHN Finanzkooperation MoU seit Juni 

Strategischer Dialog des BMVG auf Ebene stv. Generalinspekteur 2003/2-jährlich

Sicherheitspolitisches Seminar DEU und CHN Admirale und Generale 2005/jährlich

DEU-CHN Militärpolitische Stabsgespräche 1996/jährlich

DEU-CHN Dialog im Sicherheitsbereich auf StS-Ebene 2008/jährlich

Rechtsstaatsdialog Juni 2000/fortl
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Bezeichnung: Beginn/Rhyth

Konsultationen über die jugendpolitische Zusammenarbeit jährlich

Hochschulpolitische Strategiegespräche 2003/jährlich b

Gespräche zur wiss.-technologischen Zusammenarbeit (WTZ) 1978/jährlich b

DEU-CHN Nachhaltigkeitsforschung (D4S) 01.04.08

DEU-CHN Partnerschaft für nachhaltige Kraftstoffe 01.12.2003/jäh

Konsultationen zur Binnenschiffahrt jährlich

DEU-CHN Arbeitsgruppe Ernährungs- und Agrarpolitik 2006/jährlich

Strategischer Umweltdialog jährlich

DEU-CHN AG zur Umsetzung des MoU Klimaschutz 2009/jährlich

Deutsch-Chinesisches Dialogforum 2005/jährlich

EU-China Menschenrechtsdialog 1996/2-jährlich
8. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die seit dem
19. Dezember 2009 neue Visumfreiheit der
Balkanstaaten Mazedonien, Montenegro und
Serbien und den Ausschluss Albaniens, Bos-
nien und Herzegowinas und des Kosovo von
diesem Recht, in die meisten Staaten der Euro-
päischen Union ohne Visum einzureisen, und
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, um auch Albanien, Bosnien und Herze-
gowina und Kosovo von der Visapflicht zu be-
freiten?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 9. Februar 2010
Mit Blick auf die europäische Perspektive der Staaten des westlichen
Balkans führt die Europäische Kommission seit Mitte 2008 mit Alba-
nien, Bosnien und Herzegowina, der ehemaligen jugoslawischen Re-
publik Mazedonien, Montenegro und Serbien einen Visumdialog an-
hand von mit den jeweiligen Staaten vereinbarten Fahrplänen, sog.
Roadmaps.

Der Prozess der Visumliberalisierung anhand von Roadmaps ist ein
technischer Prozess, der von den Fortschritten jedes einzelnen Staa-
tes abhängt. Die Roadmaps enthalten Kriterien aus den Bereichen
Dokumentensicherheit, illegale Migration, öffentliche Sicherheit und
Außenbeziehungen. Voraussetzung für die Befreiung von der Visum-
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pflicht für einen Aufenthalt von bis zu drei Monaten in den Schen-
gen-Staaten ist die Erfüllung dieser Kriterien.

Der Rat der Justiz- und Innenminister hat am 30. November 2009
die von der EU-Kommission vorgeschlagene Aufhebung der Visum-
pflicht für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien sowie
für Montenegro und Serbien ab dem 19. Dezember 2009 beschlos-
sen, da diese drei Staaten die Kriterien der Roadmap erfüllt haben.
Albanien und Bosnien und Herzegowina haben die Kriterien noch
nicht erfüllt. Der Rat und das Europäische Parlament haben aber in
einer gemeinsamen Erklärung bekräftigt, dass auch für Albanien und
Bosnien und Herzegowina weiter die Perspektive auf Visumfreiheit
besteht.

Die neuerliche Überprüfung der Fortschritte Albaniens und Bosnien
und Herzegowinas durch eine Expertenmission von Fachleuten der
Europäischen Kommission und der Mitgliedstaaten wird voraus-
sichtlich im Frühjahr 2010 abgeschlossen sein.

Für Kosovo hat der Rat für Allgemeine Angelegenheiten in seinen
Schlussfolgerungen vom 7. Dezember 2009 betont, dass das Land
ebenfalls die Perspektive einer Visumliberalisierung haben sollte, so-
bald alle Voraussetzungen erfüllt sind. Zu diesem Zweck wurde die
EU-Kommission beauftragt, ein strukturiertes Konzept zur Annähe-
rung des Kosovo an die EU vorzulegen. Die Bundesregierung wird
Kosovo auf diesem Weg unterstützen.
9. Abgeordneter
Josip

Juratovic

(SPD)
Welche Position nimmt die Bundesregierung
hinsichtlich des Namensstreits zwischen Grie-
chenland und Mazedonien ein, der die bereits
im Herbst 2009 von der EU-Kommission emp-
fohlene Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
zwischen Europäischer Union und Mazedo-
nien verhindert, und auf welche Weise ver-
sucht die Bundesregierung zwischen den bei-
den Staaten zu vermitteln?
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer

vom 10. Februar 2010
Der Rat für Allgemeine Angelegenheiten hat im Dezember 2009 in
Schlussfolgerungen erklärt, auf die Empfehlung der Europäischen
Kommission zur Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien während des spa-
nischen EU-Ratsvorsitzes zurückzukommen. Er zeigte sich durch die
jüngsten positiven Entwicklungen in den Beziehungen zwischen der
Hellenischen Republik und der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien ermutigt.

Die Bundesregierung unterstützt die Integration der ehemaligen ju-
goslawischen Republik Mazedonien in die euro-atlantischen Struktu-
ren. Die Bundesregierung sieht es zuallererst als Aufgabe der beiden
betroffenen Staaten an, die Namensfrage einvernehmlich zu lösen.
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Beide Seiten haben erklärt, dass sie die Gespräche zur Lösung der
Namensfrage unter Vermittlung des Beauftragten des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen fortsetzen wollen.

Die Bundesregierung hat die Regierungen in Athen und Skopje auf-
gefordert, das bestehende Zeitfenster jetzt intensiv zu nutzen. Sie be-
grüßt die Wiederaufnahme von bilateralen Begegnungen zwischen
den beiden Staaten seit dem letzten Herbst und setzt sich gegenüber
beiden Seiten für Flexibilität und Kompromissbereitschaft ein, damit
eine baldige Lösung in der Namensfrage gefunden werden kann, die
die Interessen aller Seiten berücksichtigt.

Deutschland wird jede Lösung akzeptieren, auf die sich die beiden
Staaten in der Namensfrage einigen. Aus Sicht der Bundesregierung
wäre eine solche Einigung ein wichtiger Beitrag zur Stabilisierung
der Region und zur weiteren Verbesserung der griechisch-mazedoni-
schen Beziehungen.
10. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie will die Bundesregierung sicherstellen,
dass die für das Ausbildungs- und Beschäfti-
gungspaket zur Reintegration von Aufständi-
schen in Afghanistan zur Verfügung gestellten
Mittel wirklich nur Mitläufern der Taliban zu-
gute kommen, die nicht aus fanatischer Über-
zeugung, sondern aus wirtschaftlichen Grün-
den auf einen falschen Weg geraten sind?
11. Abgeordnete
Katja

Keul

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie will die Bundesregierung sicherstellen,
dass die wirtschaftlichen Anreize ihres Ausbil-
dungs- und Beschäftigungspakets nicht zur Un-
terstützung der Taliban eingesetzt werden, son-
dern den „Aussteigern“ und ihren Familien
zum Aufbau einer wirtschaftlichen und sozia-
len Perspektive dienen?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
Die Bundesregierung kann zu diesem Zeitpunkt keine Aussagen zu
den Details des Reintegrationsprogramms treffen, da die Führungs-
verantwortung für diesen Prozess der afghanischen Regierung ob-
liegt, die damit auch für die genaue Ausformulierung und Umset-
zung des Programms verantwortlich ist.

Innerhalb der internationalen Gemeinschaft ist die afghanische Füh-
rungsverantwortung für den Reintegrationsprozess unbestritten. Es
besteht jedoch ein Grundkonsens, dass Reintegration nur auf der Ba-
sis des Gewaltverzichts und der Anerkennung der afghanischen Ver-
fassung erfolgen kann. Letztendlich kann der Reintegrationsprozess
auch nur unter Berücksichtigung dieser Prinzipien zu einer Friedens-
lösung beitragen.
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Die afghanische Regierung formuliert derzeit noch die Details der
Strategie, die voraussichtlich auf der von Staatspräsident Hamid
Karsai angekündigten „Friedensjirga“ Vertretern der afghanischen
Bevölkerung und Zivilgesellschaft vorgestellt werden wird. Im An-
schluss an die „Loya-Jirga“ wird die afghanische Regierung auf der
Kabuler Konferenz im Frühjahr 2010 ihr Reintegrationsprogramm
mit der internationalen Gemeinschaft abstimmen. Die Bundesregie-
rung wird mit ihren Partnern für eine Ausgestaltung des Reintegra-
tionsfonds Sorge tragen, die eine zweckentsprechende Verwendung
der Mittel gewährleistet.
12. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Instrumente, Finanzierungsinstrumen-
te und Programme im Bereich der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
und der Entwicklungszusammenarbeit sollen
nach Kenntnisstand der Bundesregierung in
den Zuständigkeitsbereich des neu zu schaffen-
den Europäischen Auswärtigen Dienstes fal-
len, und wie sollte nach Meinung der Bundes-
regierung die von José Manuel Barroso ge-
wünschte Zusammenarbeit zwischen der neuen
Hohen Vertreterin der EU für Außen- und Si-
cherheitspolitik und dem designierten EU-Er-
weiterungskommissar Stefan Füle im Bereich
der europäischen Nachbarschaft ausgestaltet
sein, bzw. welche Aufgaben im Bereich der
Europäischen Nachbarschaftspolitik sollen
von der Hohen Vertreterin für Außen- und
Sicherheitspolitik welche vom Kommissar für
Erweiterung übernommen werden?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
Nach einem Vorschlag der Hohen Vertreterin (HV) der Europäi-
schen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton,
soll die Hauptverantwortung für die Programmierung des Europäi-
schen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments, des Instru-
ments für die Zusammenarbeit mit Industrieländern, des Europäi-
schen Instruments für Demokratie und Menschenrechte, des Instru-
ments für Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen Sicherheit so-
wie des Stabilitätsinstruments in die Zuständigkeit des Europäischen
Auswärtigen Dienstes (EAD) fallen. Die genaue Arbeitsteilung für
die Programmierung des Instruments für Entwicklungszusammenar-
beit und des Europäischen Entwicklungsfonds wird derzeit noch be-
raten.

Die technische Umsetzung dieser Finanzinstrumente wird bei der
Europäischen Kommission liegen. Aus Sicht der Bundesregierung
sollte die Implementierung des Stabilitätsinstruments hierbei grund-
sätzlich unter der unmittelbaren Zuständigkeit der HV erfolgen.

Die Ausarbeitung von Maßnahmen im Zusammenhang mit dem
Haushalt der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
soll, entsprechend dem Bericht des Vorsitzes an den Europäischen
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Rat über den EAD vom 23. Oktober 2009, dem EAD übertragen
werden. Die diesbezüglichen Beschlüsse wird auch in Zukunft der
Europäische Rat fassen. Die technische Umsetzung des GASP-Haus-
halts wird bei der Europäischen Kommission liegen, wobei auch dies
aus Sicht der Bundesregierung unter der unmittelbaren Zuständig-
keit der HV erfolgen sollte.

Aus Sicht der Bundesregierung sollte die grundlegende Zuständigkeit
für die europäische Nachbarschaftspolitik bei der HV liegen.
13. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen Rechts- und welchen Personalstatut
sollen nach aktuellem Kenntnisstand der Bun-
desregierung der neu zu schaffende Europäi-
sche Auswärtige Dienst (EAD) und seine
Bediensteten erhalten, bzw. ist für die Bediens-
teten ein einheitliches Personalstatut vorgese-
hen, und für welches Rechts- und Personalsta-
tut für den EAD und seine Bediensteten tritt
die Bundesregierung ein?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 5. Februar 2010
Gemäß dem Bericht des Vorsitzes an den Europäischen Rat über
den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) vom 23. Oktober
2009 sollte der EAD ein von der Europäischen Kommission und
dem Ratssekretariat getrennter Dienst eigener Art (sui generis) sein.
Er sollte in Bezug auf seinen Verwaltungshaushalt und das Personal-
management autonom sein und in den Anwendungsbereich von Arti-
kel 1 der Haushaltsordnung fallen.

Für das EAD-Personal wird das EU-Personalstatut maßgeblich sein,
wobei gewisse Anpassungen erforderlich sein werden, um die rele-
vanten Bestimmungen des EU-Vertrags – EUV – (insbesondere Arti-
kel 27 EUV) sowie die im Bericht des Vorsitzes an den Europäischen
Rat über den EAD vom 23. Oktober 2009 vereinbarten Eckpunkte
hinsichtlich des künftigen EAD-Personals umzusetzen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
14. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Wie viele leitende Beamte und Angestellte von
Bundesministerien und oberen Bundesbehör-
den (Staatssekretäre, Referats- und Abteilungs-
leiter) sind im Zeitraum von Ende Oktober
2009 bis Ende Januar 2010 von der Bundesre-
gierung abgelöst und deren Stellen neu besetzt
worden, und wie viele Stellen für leitende Be-
amte und Angestellte in Bundesministerien
und oberen Bundesbehörden sind im erwähn-
ten Zeitraum gegenüber dem Stand vor der
Bundestagswahl 2009 neu eingerichtet worden
(bitte nach Bundesministerien aufschlüsseln so-
wie die Angaben für die oberen Bundesbehör-
den in einer Summe angeben)?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 8. Februar 2010
Die nachfolgenden Übersichten stellen zum einen die Zahl der Ablö-
sungen und Neubesetzungen von beamteten Staatssekretären und
Abteilungsleitern im Zeitraum vom 31. Oktober 2009 bis 29. Januar
2010 dar. Zum anderen werden die neu eingerichteten Stellen für be-
amtete Staatssekretäre und Abteilungsleiter im gleichen Zeitraum
ausgewiesen und der Anzahl der Stellen vor der Bundestagswahl
2009 gegenübergestellt (Stichtag 26. September 2009). Die Antwort
berücksichtigt die Leitungsebene der Bundesministerien (sog. politi-
sche Beamte), die nach § 54 des Bundesbeamtengesetzes jederzeit in
den Ruhestand versetzt werden kann.



Neubesetzungen

/Abordnungen/ 
tzungen

Neueinstellungen oder Beförderun-
gen von leitenden Beamten und 

Angestellten
Abteilungsleiter Beamtete Staatssek-

retäre Abteilungsleiter 

1 0 1

21 2 0

0 0 02

0 1 0

3 0 0

0 1 0

1 2 3

0 1 0

0 0 0

0 1 0

0 1 1

0 23 7

0 1 3

0 1 0

0 1 2

0 04 0

0 0 0

t; in einem Fall erfolgte Reaktivierung eines Ruhestandsbeamten 
andenen Planstelle neu eingestellt

D
eutscher

B
undestag

–
17.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
17/702

–
12

–

Zeitraum 31. Oktober 2009 – 29. Januar 2010

Ablösungen
Versetzungen in den einstweiligen 
Ruhestand von leitenden Beamten 

und Angestellten 
Umsetzungen

Verse
Bundesministerien

und obere Bun-
desbehörden Beamtete Staatssek-

retäre Abteilungsleiter Beamtete Staatssek-
retäre

BK 0 0 0

AA 1 0 1

BMI 1 0 0

BMJ 1 0 0

BMF 0 0 1

BMWi 0 0 1

BMAS 3 3 0

BMELV 1 0 0

BMVg 1 0 0

BMFSFJ 0 0 1

BMG 1 2 0

BMVBS 1 6 0

BMU 1 2 0

BMBF 1 0 0

BMZ 1 2 0

BPA 0 0 0

BKM 0 0 0

                                           
1 Umsetzung im Rahmen der im Auswärtigen Amt üblichen Rotation 
2 Bisher nur Übertragung der Funktion „Abteilungsleiter(in)“ 
3 Eine Stelle/Dienstposten eines beamteten Sts war im BMVBS vor der BT-Wahl nicht besetz
4 Stellv. Sprecherin  der BReg wurde als ltd. TB’e mit ATB 9 (vergleichbar B 9) auf einer vorh



Stellen am Stichtag 26. September 2009
(einen Tag vor BT-Wahl) 

Beamtete Staatssekretäre Abteilungsleiter 

0 6

3 9

2 11

1 6

3 9

3 9

3 7

1 7

2 8

1 57

1 5

2 9

0 0

2 7

1 3

1 4

0 1

D
eutscher

B
undestag

–
17.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
17/702

–
13

–

Neu eingerichtete Stellen für leitende Beamte und 
Angestellte im Zeitraum vom 31. Oktober 2009 bis 

29. Januar 2010 

Bundesministerien
und obere Bun-
desbehörden

Beamtete Staatssekretäre Abteilungsleiter 

BK 0 0

AA 0 0

BMI 0 0

BMJ 0 0

BMF 0 0

BMWi 0 0

BMAS 05 16

BMELV 0 0

BMVg 0 0

BMFSFJ 0 0

BMG 0 0

BMVBS 0 08

BMU 0 0

BMBF 0 0

BMZ 0 09

BPA 0 0

BKM 0 0

                                           
5 Anzahl der Sts wurde mit Beginn der 17. LP von 3 auf 2 reduziert 
6 Ehem. Leitungs- und Planungsstab wurde in eine Leitungsabteilung umgewandelt 
7 Einschl. Bundesbeauftragter für den Zivilschutz 
8 Es wurde ein neuer Dienstposten eingerichtet, dafür ein anderer aufgelöst 
9 Eine neue, vierte AL-Stelle im Entwurf des Haushaltsplans 2010 vorgesehen 
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15. Abgeordneter
Wolfgang

Gunkel

(SPD)
Wann ist mit einer Anpassung von § 12 Ab-
satz 2 und 3 der Verordnung über den Erho-
lungsurlaub der Beamtinnen, Beamten und
Richterinnen und Richter des Bundes (Erho-
lungsurlaubsverordnung) an § 12 Absatz 1 der
Erholungsurlaubsverordnung mit der Maßga-
be zu rechnen, dass auch den in den Absät-
zen 2 und 3 genannten Personenkreisen die
Möglichkeit zukommt, sechs Arbeitstage Zu-
satzurlaub zu erhalten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 10. Februar 2010
Zweck der Erhöhung des Zusatzurlaubes für Beamtinnen und Beam-
te im Wechselschichtdienst war, einen kurzfristigen Ausgleich für die
besonderen Belastungen von Wechselschichtdienst zu schaffen. Mit
den zusätzlichen Urlaubstagen sollen die spezifischen Belastungen
ausgeglichen werden, die mit wechselnden Diensten rund um die
Uhr verbunden sind. Dies war im Rahmen der parlamentarischen
Abstimmung zum Dienstrechtsneuordnungsgesetz in der 16. Legisla-
turperiode zugesagt worden.
16. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bei welchen konkreten Beschaffungsvorhaben
des Bundes wurden in den zwei Jahren seit In-
krafttreten der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Beschaffung energieeffizienter Pro-
dukte und Dienstleistungen vom 17. Januar
2008 gezielt besonders energieeffiziente Pro-
dukte und Dienstleistungen beschafft, und wel-
che Einsparungen an Energie und CO2 führt
die Bundesregierung darauf zurück?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 9. Februar 2010
Schon vor Inkrafttreten der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Beschaffung energieeffizienter Produkte und Dienstleistungen vom
17. Januar 2008 wurde bei Beschaffungen in der Bundesverwaltung
auf den Einkauf energieeffizienter Produkte geachtet. Als Kriterien
wurden seitdem zum Beispiel die Umweltzeichen „Blauer Engel“
oder „Energy Star“ verwendet.

Der Aspekt der Beschaffung energieeffizienter Produkte wurde
durch die vorgenannte Verwaltungsvorschrift zusätzlich aufgewertet.
Hier sind insbesondere die Bereiche „Informations- und Kommuni-
kationstechnik (IKT)“, „Kraftfahrzeuge“ und „Büroausstattung“ zu
nennen. Für diese Produktgruppen existieren in der Regel Rahmen-
verträge der zentralen Beschaffungsstellen (Beschaffungsamt des
Bundesministeriums des Innern (BMI), Beschaffungsamt der Bun-
deszollverwaltung, Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung
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und Bundesamt für Materialforschung), so dass die Berücksichtigung
der Energieeffizienz eine gewisse Standardisierung erreicht hat.

Neben der Verwaltungsvorschrift hat sich die Bundesregierung im
Bereich der IKT durch einen Beschluss des Rates der IT-Beauftrag-
ten verpflichtet, bis zum Jahr 2013 den Energieverbrauch um 40 Pro-
zent zu reduzieren.

Die Green-IT-Initiative der Bundesregierung wird unterstützt durch
das IT-Investitionsprogramm. Mehr als 70 Projekte werden unter
dem Aspekt der Energieeffizienz mit einem Gesamtvolumen von ca.
90 Mio. Euro gefördert. Genauere Erkenntnisse über Nutzung und
Wirkung von Einzelmaßnahmen werden im Rahmen des Nutzen-
und Wirkungscontrollings ausgewertet. Das BMI wird diese ab Früh-
jahr 2010 bis zum Abschluss des Programms im Jahr 2011 durchfüh-
ren.

Im Dezember 2009 hat das Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie die Erfassung von Endenergieeinsparungen im Bereich
des öffentlichen Sektors im Sinne der EU-Richtlinie „Endenergieef-
fizienz und Energiedienstleistungen“ beauftragt. Dabei werden im
Rahmen der Erfassung auch die Maßnahmen im Rahmen der ein-
gangs genannten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift betrachtet. Die
Studie wird voraussichtlich Ende 2010 abgeschlossen.

Im Hinblick auf die nachstehende Tabelle wird Folgendes ange-
merkt:

Bezüglich der Ermittlungen der Energie- und CO2-Einsparungen gibt
es noch keine einheitlichen Kriterien. Dies drückt sich darin aus,
dass die obersten Bundesbehörden in sehr unterschiedlicher Weise
die Einsparpotentiale gemeldet haben, z. B. Prozentangaben, Anga-
ben in kWh pro Jahr oder in Euro. Im Bereich der IKT soll diesem
Problem durch ein einheitliches Berechnungsverfahren und Berichts-
wesen begegnet werden. Damit werden künftig der Stromverbrauch
und die erzielten Einsparungen quantifizierbar und vergleichbar.

Zusammengefasst lässt sich nach den Meldungen der obersten Bun-
desbehörden feststellen, dass sich bezifferbare Energieeinsparpoten-
tiale vorrangig bei der Beschaffung von IKT, Kraftfahrzeugen und
Büroausstattung ergeben. Genauere Angaben hierzu können erst
nach Eingang der oben genannten Studie gemacht werden.
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Beschaffungen des Bundes seit dem 17. Januar 2008, die auf der Grundlag
Allg. Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung energieeffizienter Produkte un
leistungen entsprechende Produkte und Dienstleistungen durchgeführt wo
sind:

Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2

1 Bundeskanzleramt (BK)

BK

Sanierung der Serverräume 

(noch in der Ausschreibung) 

Ziel: >100.000 kWh/Jahr 

Keine A

BK
Ersatz Internet-Rechner durch  

Net-top-Rechner 
1.500 kWh/Jahr Keine A

2
Bundesministerium des Innern 

(BMI)

BMI: Bundesamt für Verfas-

sungsschutz

Energiesparcontracting  

(die genannten Einsparungen 

beziehen sich auf die Feinanaly-

se vom 31.08.2008) 

Die monetäre Einspa-

rung laut Feinanalyse 

beträge 631.162 €/Jahr, 

bezogen auf die Energie-

baseline sind dies 

51,51%. Die Einsparung 

erfolgt erst nach Beginn 

der Hauptleistungspha-

se, Beginn voraussicht-

lich 01.01.2011 

Die Su

Einspa

Feinan

2696t, 

35,31%

rung er

Beginn

tungsp

voraus

01.01.2

BMI: Bundeskriminalamt 

Modernisierung der Manage-

ment- und Backupsysteme auf 

Blades und Virtualisierung 

ca. 96.400 kW/h/Jahr Keine A

BMI: Bundeskriminalamt Speicher Konsolidierung ca. 149.000 kW/h/Jahr Keine A

BMI: Bundeskriminalamt 

Verlagerung des Biometriebe-

reichs auf Großrechner und 

Bladesysteme 

ca. 464.000 kW/h/Jahr Keine A

BMI: Bundeskriminalamt 

Austausch und Umbau der Net-

App-Systeme (Speichersyste-

me)

ca. 35.00 kW/h/Jahr Keine A
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

BMI: Bundeskriminalamt Umbau Kälteanlage 

Keine Angabe möglich, 

da Spezifikationen der 

Hersteller fehlen 

Keine An

da Spez

Herstelle

BMI: Bundeskriminalamt 
Optimierung der Klimatisierung 

für das Rechenzentrum 2 
Keine Angabe möglich Keine An

BMI: Bundeskriminalamt TK-Anlage Keine Angabe möglich Keine An

BMI: Bundeskriminalamt Mobiltelefone Keine Angabe möglich Keine An

BMI: Bundeszentrale für politi-

sche Bildung 
Monitore 1724 kWh/Jahr 0,933 t/J

BMI: Bundeszentrale für politi-

sche Bildung 
Rechner 1791 kWh/Jahr 0,969 t/J

BMI: Bundespolizei Diverse Büroausstattungsgeräte 

Keine Angabe möglich, 

da Werte der Altgeräte 

nicht bekannt 

Keine An

da Werte

nicht bek

BMI: Bundespolizei Monitore, Notebooks, Drucker 

Keine Angabe möglich, 

da Werte der Altgeräte 

nicht bekannt 

Keine An

da Werte

nicht bek

BMI: Statistisches Bundesamt 

LKW-Transporter/Kastenwagen 

(Umstellung auf ein Erdgasfahr-

zeug)

Keine Angabe möglich Geschät

BMI: BMI und Geschäftsbereich 
Rahmenverträge für Faxgeräte, 

Beamer, TK-Anlagen 
Keine Angabe möglich Keine An

BMI: BMI und Geschäftsbereich BOS-Funkgeräte Keine Angabe möglich Keine An



insparung 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

BMI: Beschaffungsamt des BMI 

(für gesamte Bundesverwaltung) 

Schreibtische Eine neu entwickelte 

Energiesparfunktion 

reduziert den Energie-

verbrauch um ca. 69% 

gegenüber der Stan-

dardausführung und 

stellt damit die Möglich-

keit des aktiven Res-

sourcenschutzes ver-

bunden mit einer strate-

gischen Kostenreduktion 

dar. Die Tische sind mit 

der Energiesparfunktion 

vom Deutschen Patent- 

und Markenamt beauf-

tragt worden. 

Keine An

BMI: Beschaffungsamt des BMI 

(für gesamte Bundesverwaltung) 

Deckenfluter Die Energieeinsparung

und die CO²- Einsparung 

für diese Deckenfluter 

kann nicht ermittelt 

werden. Sie sind mit 

einem Präsenzmelder 

und einem tageslichtab-

hängigen Sensor aus-

gestattet.

Keine An

BMI: BMI und Geschäftsbereich Rahmenverträge für IT-

Standardhardwareprodukte 

Der Energieverbrauch 

wurde in der Bewertung 

der Angebote berück-

sichtigt, mindestens im 

Form der Erfüllung von 

Anforderungen gemäß 

jeweils aktuellem Um-

weltzeichen EnergyStar 

Keine An

BMI: Bundesanstalt Technisches 

Hilfswerk 

Stromerzeuger Keine Angabe möglich Keine An



Einsparung 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

zt ca. 1.000 – 

ahr 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 

ngabe möglich 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-

3
Bundesministerium der Justiz 

(BMJ)

BMJ

PC-Monitore (nach den Empfeh-

lungen der Projektgruppe Green-

IT)

Keine Angabe möglich Keine A

BMJ
Kopiergeräte für die zentrale 

Vervielfältigung
Keine Angabe möglich Keine A

BMJ

Kühlschränke und Geschirrspüler 

mit Energieeffizienzklasse A oder 

besser 

Keine Angabe möglich Keine A

BMJ: Deutsches Patent- und 

Markenamt

Maßnahme zur Nutzung regene-

rativer Energien (Geothermie, 

Solar und Blockheizkraftwerk) für 

Kühlsegel

geschätzt ca. 730.000 – 

1.000.000 kWh/Jahr 

geschät

1.100 t/J

BMJ: Bundespatentgericht Bürodrehstühle Keine Angabe möglich Keine A

BMJ: Bundesgerichtshof Notebooks Keine Angabe möglich Keine A

BMJ: Bundesverwaltungsgericht Multifunktionsgeräte Keine Angabe möglich Keine A

BMJ: Generalbundesanwalt beim 

BGH 

Einsatz von virtuellen Rechnern 

zur Internetnutzung 
11.750 kWh/Jahr Keine A

BMJ: Generalbundesanwalt beim 

BGH 
Master-Slave-Steckdosen 42.547 kWh/Jahr Keine A

BMJ: Bundesamt für Justiz Hochleistungsdrucker Keine Angabe möglich Keine A

BMJ: Bundesamt für Justiz Küchengeräte Keine Angabe möglich Keine A



insparung 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

4
Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales (BMAS)

BMAS

Farbmultifunktionsgeräte für den 

zentralen Etageneinsatz (Vorga-

be: "Blauer Engel RAL – UZ 122 

und "Energy Star") 

keine Angabe möglich keine An

BMAS

Vierfarben Offsetdruckmaschine 

(u.a. Bewertungskriterium Ener-

gieverbrauch)

keine Angabe möglich keine An

BMAS

Multifunktionsgeräte für die 

Vervielfältigung (Vorgabe: "Blau-

er Engel RAL – ZU 122 und 

"Energy Star") 

keine Angabe möglich keine An

BMAS

CTP Plattenbelichter (u.a. Be-

wertungskriterium Energie-

verbrauch)

keine Angabe möglich keine An

BMAS Master-Slave-Steckdosen 
73,00 kWh/Jahr pro 

Arbeitsplatz
keine An

BMAS Steh-/Sitzschreibtische keine Angabe möglich keine An

BMAS

BMAS stellt im Bereich der Be-

schaffung von Fahrzeugen zu-

nehmend auf Fahrzeuge mit 

modernster Antriebstechnik 

sowie mit geringerem CO2-

Ausstoß und niedrigeren Treib-

stoffverbrauch um. 

keine Angabe möglich keine An

BMAS: Bundesarbeitsgericht 
Energieeffiziente 0-Watt Arbeits-

platzrechner

2/3 zu Standardsyste-

men
keine An

BMAS: Bundesarbeitsgericht Strom sparende Bürogeräte 

Grenzwerte von ENER-

GY STAR und TCO-

Prüfsiegel

keine An

BMAS: Bundesarbeitsgericht 
Einsatz energieeffizientester 

skalierbarer Server 

Grenzwerte des Green 

IT-Siegels

keine An
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

BMAS: Bundesarbeitsgericht 
Klimatechnik Beratung & Pla-

nung
ca. 1/3 erwartet keine An

BMAS: Bundessozialgericht 
Ersatzbeschaffung Dienst-Kfz 

2008

ca. 10 % zum Verbrauch 

Vorgängermodell erwar-

tet

ca. 10 %

germode

BMAS: Bundessozialgericht 
Ersatzbeschaffung Dienst-Kfz 

2009

ca. 10 % zum Verbrauch 

Vorgängermodell erwar-

tet

ca. 7 % z

germode

BMAS: Bundessozialgericht 

Modernisierung Dienstgebäude  

(Photovoltaikanlage, Wärme-

rückgewinnung, Wärmeschutz-

verglasung, Beleuchtung mit 

Tageslichtsteuerung)

621.190 KWh/Jahr 

erwartet 

reduziert

sionen v

kg/Jahr e

5

Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 

(BMFSFJ) 

BMFSFJ: Bundesamt für den 

Zivildienst 
Arbeitsplatz Rechner 42,52 % Keine An

BMFSFJ: Bundesamt für den 

Zivildienst 
Monitore 14,33 % Keine An

BMFSFJ: Bundesamt für den 

Zivildienst 
Server 17,64 % Keine An

6
Bundesministerium für Ge-

sundheit (BMG)

BMG Reinigungsdienstleistungen

Vorlage Betriebskonzept; 

Auswahlkriterium: Ein-

haltung ökonomischer 

und ökologischer Aspek-

te (Nachweis ISO-

Qualifizierung)

Keine An

BMG Möbel
Vorlage von FSC-

Zertifikaten
Keine An

BMG: Bundeszentrale für ge-

sundheitliche Aufklärung 
Monitore Ca. 7000 kWh/Jahr Keine An



insparung 

gabe möglich 

8 kg/Jahr 

 t/Jahr 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

BMG: Bundeszentrale für ge-

sundheitliche Aufklärung 

Server mit Energy Smart Netztei-

len

BMG: Bundesinstitut für Arznei-

mittel und Medizinprodukte 
Kühl-Geräte 

Energieeffizienzklasse

A+ bzw. A++ 
Keine An

BMG: Robert-Koch-Institut Bladecenter 23.237 kWh/Jahr ca. 15.70

7

Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwick-

lung (BMVBS)

BMVBS Ökostrom Keine Angabe möglich rd. 1.500

8

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit (BMU)

BMU

Multifunktionsgeräte und Ar-

beitsplatzdrucker

Bewertung des Energie-

verbrauchs als Teil der 

Zuschlagskriterien
Keine An

BMU: Umweltbundesamt 
Multifunktionsgeräte

Bewertung des Energie-

verbrauchs als Teil der 

Zuschlagskriterien

Keine An

BMU: Umweltbundesamt Elektro Gabelstapler Bewertung des Energie-

verbrauchs als Teil der 

Zuschlagskriterien

Keine An



insparung 

eferung von 

 ist eine CO2-

g von 99,45% 

e an CO2-

en (in CO2-

-ten) verbun-

ntstehen 

enn die wäh-

gesamten 

raumes gelie-

mmenge 

end dem 

 Deutschland 

nen Kraft-

k unter Ein-

ler Energie-

eugt würde 

s UBA-

missions- 

euerbarer 

äger, 

e gesamte 

g von CO2-

ten beträgt 

 t CO2 im 

raum

0 bis 

2.

gabe möglich 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

BMU: Umweltbundesamt Lieferung von elektrischer Ener-

gie (Ökostrom) für die Liegen-

schaften des BMU, BfS, BfN, 

UBA und Asse GmbH 

Vom 01.01.2010 bis 31.12.2012 

Zuschlagskriterien waren 

der Angebotspreis und 

die Höhe der CO2-

Minderung im Lieferzeit-

raum. Diese gingen wie 

folgt in die Wertung ein: 

Preis 79% und CO2-

Minderung im Lieferzeit-

raum 21%. 

Mit der Li

Ökostrom

Minderun

der Meng

Emission

Äquivalen

den, die e

würde, w

rend des 

Lieferzeit

ferte Stro

entsprech

zurzeit in

vorhande

werkspar

satz fossi

träger erz

(Daten au

Bericht "E

bilanz ern

Energietr

2009").Di

Einsparun

Äquivalen

56.179,58

Lieferzeit

01.01.201

31.12.201

BMU: Umweltbundesamt (Aus-

schreibung durch Beschaffung-

samt des BMI) 

Einkauf besonders energieeffi-

zienter Rechner, Notebooks und 

Monitore

Keine Angabe möglich Keine An



insparung 

eich zu 2007 

n. 177 g/km 

 

 18 g/km 

eich zu 2007 

n. 220 g/km 

 

 18 g/km 

eich zu 2007 

n. 177 g/km 

 pro Fahrzeug 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

gabe möglich 

g /Jahr 

euste Motor-

jährliche Stei-

 Rahmen der 
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Nr.

Bundesbehörde 

(inkl. Geschäftsbereich,  

soweit vorhanden) 

Gegenstand der Ausschrei-

bung 
Energieeinsparung CO2-E

9

Beauftragter der Bundesregie-

rung für Kultur und Medien 

(BKM)

BKM Kfz (2008=4 Fahrzeuge) 

(2009=4 Fahrzeuge) 

Kfz (2008=1 Fahrzeug) 

(2009=1 Fahrzeug) 

Im Vergleich zu 2007 

durchschn. 6,7 l 

2008 = 0 

2009 = - 0,7 l 

Im Vergleich zu 2007 

durchschn. 11,6 l 

2008 = 0 

2009 = - 1,1 l 

Im Vergl

durchsch

2008 = 0

2009 = -

Im Vergl

durchsch

2008 = 0

2009 = -

BKM: Bundesarchiv Kfz (2008= 5 Fahrzeuge) Im Vergleich zu 2007 

durchschn. 6,7 l 

2008 = 0 pro Fahrzeug 

Im Vergl

durchsch

2008 = 0

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 

Ersatz des behördeneigenen 

LKW Iveco Euro 3 Norm durch 

MAN Pure Diesel Euro 5 Norm 

Keine Angabe möglich Keine An

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 
Servervirtualisierung in den Ast. 44.570,00 kWh/Jahr Keine An

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 
Bladesystem 2009/2010 Zentrale 93.977,00 kWh/Jahr Keine An

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 

Austausch der Röhrenmonitore 

durch TFT Monitore 
247.609,86 kWh/Jahr Keine An

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 
Druckerkonsolidierung 26.025,00 kWh/Jahr Keine An

BKM: Bundesbeauftragte für die 

Stasi-Unterlagen 
Neue Storage-Systeme/VTL 11.378,00 kWh/Jahr Keine An

10 Bundesrechnungshof (BRH)

BRH
LED Stehleuchten (Austausch für 

Deckenbeleuchtung)
121.387 kWh/Jahr 32.370 k

BRH
Dienst-Kfz (Jahreswagenrege-

lung BMF) 

Vorgaben nach EU 5 
Immer n

technik (

gerung im

Technik)
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17. Abgeordneter
Lars

Klingbeil

(SPD)
Inwieweit existieren Überlegungen, speziell für
die Angehörigen der Bundeswehr aber auch
generell und somit ressortübergreifend, das
faktische Wahlrecht zwischen Umzugskosten-
vergütung und Trennungsgeld abzuschaffen,
und welches Bundesministerium ist hierbei
federführend?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 10. Februar 2010
Das geltende Bundesrecht räumt kein Wahlrecht zwischen Umzugs-
kostenvergütung und Trennungsgeld ein. Anspruch auf Umzugskos-
tenvergütung steht zu, wenn eine Umzugskostenzusage nach dem
Bundesumzugskostengesetz (BUKG) erteilt wurde. Anspruch auf
Trennungsgeld steht zu bei Abordnungen für die Dauer des auswärti-
gen Verbleibens oder bei erteilter Umzugskostenzusage, solange ein
Betroffener wegen Wohnungsmangels am neuen Dienstort oder des
Vorliegens eines gesetzlichen Hinderungsgrundes nicht umziehen
kann.

Im Zuge der Fortentwicklung des Beamtenrechts ist vorgesehen, das
zuletzt 1973 grundlegend neu gefasste Bundesumzugskostenrecht zu
novellieren. Die Arbeiten sind aufgenommen.

Federführend ist das Bundesministerium des Innern.
18. Abgeordnete
Daniela

Kolbe

(Leipzig)

(SPD)
Wie schätzt die Bundesregierung den Rege-
lungsbedarf hinsichtlich der möglichen priva-
ten Nutzung von Techniken, die auf Terahertz-
Scans basieren, im privaten und (halb-)öffent-
lichen Raum, wie z. B. Bahnhöfen oder Kauf-
häusern, ein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ole Schröder

vom 9. Februar 2010
Gegenwärtig wird die Nutzung entsprechender Technologien im Be-
reich der Luftsicherheit diskutiert. Der Bundesregierung liegen keine
Erkenntnisse zur privaten Nutzung derartiger Technologien vor.
19. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
In wie vielen Fällen wurde in Deutschland le-
benden irakischen Flüchtlingen der bereits ge-
währte Flüchtlingsstatus wieder aberkannt
(Zahlen bitte für die Jahre 2007, 2008 und
2009)?
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Februar 2010
Die Zahl der irakischen Staatsangehörigen, deren bereits gewährter
Flüchtlingsstatus in den Jahren 2007, 2008 und 2009 widerrufen
oder zurückgenommen wurde, kann der nachfolgenden Aufstellung
entnommen werden.
kein
Widerruf/

keine
Rücknahme

1.914
12.562

1.541
ENTSCHEIDUNGEN über Widerrufsprüfverfahren 

Jahr 

insgesamt 
Widerruf/

Rücknahme 
Art. 16a GG 

Widerruf/
Rücknahme
Flüchtlings-
eigenschaft

Widerruf/
Rücknahme
subsidiärer

Schutz

2007 3.542 246 1.346 36
2008 13.445 62 819 2
2009 3.883 51 2.290 1
20. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Mit welcher Begründung kommt es zu einer
Vielzahl von Aberkennungen des Flüchtlings-
status für irakische Bürgerinnen und Bürger
vor dem Hintergrund, dass die Bundesrepublik
Deutschland eine Aufnahme von 2 500 weite-
ren irakischen Flüchtlingen zugesagt hat?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Februar 2010
Der Entzug der Flüchtlingseigenschaft erfolgt entsprechend den ge-
setzlichen Regelungen, wenn die Voraussetzungen der Flüchtlingsei-
genschaft nicht mehr vorliegen (§ 73 Absatz 1 Satz 1 des Asylverfah-
rensgesetzes [AsylVfG]) oder nie vorgelegen haben (§ 73 Absatz 2
Satz 2 AsylVfG) und auch aus anderen Gründen eine Flüchtlingsan-
erkennung nicht in Betracht kommt. Dies führt aber nicht automa-
tisch zu einem Verlust des Aufenthaltstitels.

Der bei Vorliegen der Voraussetzungen zwingende Entzug der
Flüchtlingseigenschaft steht nicht in Widerspruch zur Aufnahme von
2 500 irakischen Staatsangehörigen aus Syrien und Jordanien. Die
Aufnahme der 2 500 irakischen Staatsangehörigen erfolgt unabhän-
gig von der Frage der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft durch
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf Grundlage des
§ 23 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes.
21. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wie hat sich die Einrichtung des Auslandsstel-
lenpools bei der Bundespolizei nach der letzten
Reform bewährt, und mit welchen Ergebnissen
kamen Beamte (bitte auch genaue Anzahl an-
geben) bisher darin zum Einsatz?
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 7. Februar 2010
Derzeit sind 24 Dienstposten des gehobenen und höheren Dienstes
durch Grenzpolizeiliche Verbindungsbeamte, ein Dienstposten des
gehobenen Dienstes durch den Verbindungsbeamten bei EUROPOL
und 165 Dienstposten des mittleren Dienstes durch den BKA-Pool
(BKA = Bundeskriminalamt) besetzt. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung vom 29. Januar 2010 auf die Kleine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. zur deutschen Polizei-Ausbil-
dungshilfe in Afghanistan, Bundestagsdrucksache 17/586) Bezug
genommen.
22. Abgeordnete
Petra
Pau

(DIE LINKE.)
Welche Schritte wurden unternommen, um die
sozialpsychologische Betreuung der Beamten
nach ihrer Rückkehr von Auslandseinsätzen,
besonders aus Afghanistan, zu verbessern, und
in welchen Titeln des Einzelplans 06 ist diese
Aufgabe berücksichtigt unter dem Gesichts-
punkt der Erhöhung des Kontingents auf
200 Beamte?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 7. Februar 2010
Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe Internationale Polizeimissionen
(AG IPM) hat aufgrund ihrer Fürsorgeverpflichtung für die von ihr
entsandten Polizeivollzugsbeamten (PVB) im Jahr 2008 eine Unter-
arbeitsgruppe zu dieser Thematik einberufen. Als Ergebnis wurde
u. a. eine qualitative und quantitative Verbesserung der Nachberei-
tungsseminare vereinbart. Darüber hinaus findet die Nachbereitung
zwingend in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit der Been-
digung des Auslandseinsatzes statt, um möglicherweise mit dem Aus-
landseinsatz zusammenhängende psychische Belastungen zeitnah zu
erkennen und zu behandeln.

Bei Bedarf werden Psychologen im Rahmen der Nachbereitung bei-
gezogen. Die entsprechenden Haushaltsmittel dafür sind im Einzel-
plan 06 Kapitel 06 25 Titel 532 01 eingestellt.

Für die Erkennung von möglichen psychischen Belastungen, die zu
psychischen Erkrankungen führen könnten, hat sich die AG IPM
auf eine Begutachtung durch namentlich aufgeführte geeignete Spe-
zialkliniken und -krankenhäuser geeinigt. Sollten hierfür Kosten
anfallen, so sind diese für PVB der Länder in den jeweiligen Landes-
haushalten und für PVB des Bundes (BPOL [BPOL = Bundespolizei]
und BKA) in der Heilfürsorge (Kapitel 06 25 Titel 443 23) bzw.
Beihilfe (Kapitel 06 15 Titel 441 01) eingestellt. Weitere sozialpsycho-
logische Betreuung wird durch die jeweiligen Dienstherren, z. B. in
Form einer begleiteten Reintegration an den jeweiligen Dienststellen
der Rückkehrer, gewährleistet.
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23. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Welche praktischen Konsequenzen über die
Erhöhung des Kontingents in Afghanistan
auf 200 bzw. 260 Beamte hinaus ergeben sich
aus der von der Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel geforderten Umsetzung „unserer Aus-
bildungsverpflichtungen in einer schnelleren
und konzentrierteren Art als wir dies bisher ge-
tan haben“ (Süddeutsche Zeitung v. 21. Januar
2010)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 7. Februar 2010
Die Anzahl der Aus-, Weiter- und Fortbildungslehrgänge durch deut-
sche Polizistinnen und Polizisten in Afghanistan wird weiter erhöht.
Die logistische Grundlage dafür wurde und wird im Bau der deut-
schen Polizeitrainingszentren in Masar-e Scharif, Kundus, Feyzabad
und Kabul gelegt.
24. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Wie viele Planstellen sind bei der Bundespoli-
zei derzeit nicht besetzt, und welche Auswir-
kungen hat dies auf die Präsenz sowie Häufig-
keit der Streifen der Bundespolizei an den Ber-
liner Bahnhöfen?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 7. Februar 2010
Die Bundespolizeidirektion Berlin verfügt über keine unbesetzten
Dienstposten. Somit sind keine Auswirkungen auf die Präsenz sowie
Häufigkeit der Streifen der Bundespolizei bei folgenden Bahnpolizei-
Dienststellen zu verzeichnen:

– Bundespolizeiinspektion Berlin-Hauptbahnhof mit den Bundes-
polizeirevieren Berlin-Hauptbahnhoof, Berlin-Zoologischer Gar-
ten, Berlin-Friedrichstraße, Berlin-Spandau, Oranienburg und
Wittenberge;

– Bundespolizeiinspektion Berlin-Ostbahnhof mit den Bundespoli-
zeirevieren Berlin-Südkreuz, Potsdam, Berlin-Lichtenberg und
Brandenburg.
25. Abgeordneter
Thomas
Silberhorn

(CDU/CSU)
Wie hoch war im Jahr 2009 der Krankenstand
bei den Angestellten in den einzelnen Bundes-
ministerien?
26. Abgeordneter
Thomas

Silberhorn

(CDU/CSU)
Wie hoch war im Jahr 2009 der Krankenstand
bei den Beamten des mittleren Dienstes in den
einzelnen Bundesministerien?
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27. Abgeordneter
Thomas

Silberhorn

(CDU/CSU)
Wie hoch war im Jahr 2009 der Krankenstand
bei den Beamten des gehobenen Dienstes in
den einzelnen Bundesministerien?
28. Abgeordneter
Thomas

Silberhorn

(CDU/CSU)
Wie hoch war im Jahr 2009 der Krankenstand
bei den Beamten des höheren Dienstes in den
einzelnen Bundesministerien?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 10. Februar 2010
Die Krankenstandsdaten für 2009 liegen noch nicht vor. Die aktuel-
len Zahlen betreffen das Jahr 2008 und sind im Gesundheitsförde-
rungsbericht 2008 auf der Internetseite des Bundesministeriums des
Innern veröffentlicht: http://www.bmi.bund.de/cln_156/DE/
Themen/OeffentlDienstVerwaltung/OeffentlicherDienst/
Personalmanagement/Krankenstand/krankenstand_node.html.
29. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit treffen Medienangaben zu (Berliner
Zeitung v. 5. Januar 2010), dass bisher 29 Staa-
ten ehemalige Guantánamo-Häftlinge bereits
aufnahmen (u. a. Frankreich, Spanien, Portu-
gal, Belgien, Irland, Dänemark, Schweden,
Großbritannien, Ungarn, Italien) und mindes-
tens 4 weitere europäische Staaten dies kon-
kret planen (Bulgarien, Litauen, Irland,
Schweiz), und wird auch die Bundesregierung
statt ihres bisher hinhaltenden Agierens nun-
mehr entsprechend der kürzlichen Appelle von
Amnesty International aufgrund der zwei kon-
kreten Ersuchen der US-Regierung aus 2009
veranlassen, auch in Deutschland solche Häft-
linge aufzunehmen, von denen keine Gefahr
ausgeht (was auf ca. 50 der verbliebenen
ca. 200 zutrifft)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Februar 2010
Der Bundesregierung ist bekannt, dass insbesondere einige EU-Mit-
gliedstaaten in der Vergangenheit Häftlinge aufgenommen haben
(Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Italien, Irland,
Portugal, Schweden, Slowakische Republik, Spanien, Ungarn), die
die USA für eine Freilassung vorgesehen hatten (cleared for release).

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Ansicht, dass die Verant-
wortung für eine mögliche Aufnahme von Insassen, die die USA für
eine Freilassung vorsehen, in erster Linie bei den Staaten liegt, deren
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Staatsangehörige diese Personen sind. In zweiter Linie sind maßgeb-
lich die USA dafür verantwortlich, die durch die Inhaftierung der Be-
troffenen entstandene Situation zu lösen. Die Bundesregierung ist
nach wie vor bereit, eine mögliche Aufnahme von Guantánamo-Häft-
lingen anhand dieser Kriterien zu prüfen.
30. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit ermöglichen die neuen mobilen Te-
lefone, welche für die Mitglieder des Bundes-
kabinetts beschafft werden sollen, deren Auf-
enthaltsort stets festzustellen, z. B. via GPS-
Ortung, und welche Kosten wird diese Be-
schaffung verursachen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ole Schröder
vom 5. Februar 2010
Die neuen mobilen Telefone dienen ausschließlich der abhörsicheren
Mobilkommunikation. Ein funktional inhaltlicher Bezug zum Thema
GPS-Ortung existiert nicht.

Bei den Geräten handelt es sich um handelsübliche Mobiltelefone
mit zusätzlicher Kryptokomponente. Neue Möglichkeiten zur Fest-
stellung des Aufenthaltsorts eröffnen die Telefone nicht. Ihre Nut-
zung ist daher in diesem Punkt nicht anders zu bewerten als die bis-
herige Nutzung dienstlicher Handys.

Die neuen Geräte ermöglichen dagegen jedoch eine sichere ver-
schlüsselte mobile Kommunikation. Gesprächsinhalte werden durch
die spezielle Kryptokomponente verschlüsselt und sind so geschützt.

Mit einer Maßnahme des IT-Investitionsprogramms im Rahmen des
Paktes für Beschäftigung und Stabilität in Deutschland beschafft die
Bundesverwaltung für 8 Mio. Euro rund 5 250 sogenannte Krypto-
handys.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
31. Abgeordneter
Michael

Groß

(SPD)
Was gedenkt die Bundesregierung gegen die
auf einem Verfahrensfehler (Versäumnis der
Frist zur Beantragung einer Sicherungsverwah-
rung durch die zuständige Staatsanwaltschaft)
beruhende Freilassung eines Sexualstraftäters
in Nordrhein-Westfalen, der nach Gutachter-
berichten immer noch als gefährlich und rück-
fallgefährdet gilt und vom Landgericht Essen
im Jahr 2003 zu einer siebenjährigen Haftstra-
fe mit Anordnung einer anschließenden Siche-
rungswahrung verurteilt wurde, zur Sicherung
der Bevölkerung zu tun?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Max Stadler

vom 9. Februar 2010
Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, in dem beschriebenen
Fall konkrete Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung zu veranlas-
sen oder selbst zu ergreifen. Denn die Anordnungsbefugnis für ent-
sprechende Maßnahmen im Rahmen der Führungsaufsicht (insbe-
sondere für strafbewehrte Weisungen gemäß § 68b Absatz 1 des
Strafgesetzbuchs) oder auf der Grundlage des Gefahrenabwehr-
rechts steht allein den jeweils zuständigen Stellen auf Landesebene
(Gericht, Polizei) zu.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen ist es der Bundesregierung zu-
dem verwehrt, in ein gerichtliches Verfahren einzugreifen, insbeson-
dere gerichtliche Entscheidungen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen
oder in sonst irgendeiner Weise auf die Sachbehandlung bei Gericht
eingehender Angelegenheiten einzuwirken. Im Übrigen unterliegen
die Staatsanwaltschaften, Gerichte und Verwaltungsbehörden der
Länder auch keiner Fach- oder Rechtsaufsicht durch das Bundesmi-
nisterium der Justiz.
32. Abgeordneter
Jerzy

Montag

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann wird die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf zur Umsetzung des Rahmenbeschlus-
ses 2008/978/JI vom 18. Dezember 2008 über
die Europäische Beweisanordnung zur Erlan-
gung von Sachen, Schriftstücken und Daten
zur Verwendung in Strafsachen vorlegen, um
zu gewährleisten, dass eine ausreichende Bera-
tungszeit im Deutschen Bundestag bis zur
Umsetzungsfrist des Rahmenbeschlusses am
19. Januar 2011 stattfinden kann, und kann
die Bundesregierung den geplanten Termin für
den Referentenentwurf und den Kabinettbe-
schluss angeben?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Max Stadler

vom 10. Februar 2010
Die Bundesregierung kann derzeit keinen Termin nennen, zu dem
ein Referentenentwurf vorgelegt bzw. zu dem ein Kabinettbeschluss
über einen Gesetzentwurf gefasst werden soll, mit dem die Umset-
zung des Rahmenbeschlusses 2008/978/JI des Rates vom 18. Dezem-
ber 2008 über die Europäische Beweisanordnung zur Erlangung von
Sachen, Schriftstücken und Daten zur Verwendung in Strafsachen
(Rahmenbeschluss Europäische Beweisanordnung) erfolgt.

Die Bundesregierung will zunächst die weiteren Entwicklungen auf
europäischer Ebene, die auf eine Ersetzung des Rahmenbeschlusses
Europäische Beweisanordnung abzielen könnten, abwarten, bevor
ein Gesetzentwurf zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses vorgelegt
wird.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
33. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung
über die Beraterfunktion des ehemaligen Bank-
managers der SachsenLB, C. W., bei der EU-
Kommission zum Thema „Staatshilfen für
Banken“, und hält sie diese Beraterfunktion
vor dem Hintergrund für sachgerecht, dass
C. W. nach 1998 die SachsenLB-Außenstelle
Dublin aufgebaut hat und dort schließlich die
Fondsgeschäfte getätigt worden sind, die für
die Verluste der SachsenLB und den Notver-
kauf gesorgt haben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hartmut Koschyk

vom 9. Februar 2010
Die Bundesregierung nimmt zu möglichen Beratungsaufträgen der
EU-Kommission nicht Stellung.
34. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)
Wie wird der Bundesminister der Finanzen,
Dr. Wolfgang Schäuble, auf den offenen Brief
von 66 griechischen Widerstandskämpfern ge-
gen die deutsche Besatzung im Zweiten Welt-
krieg antworten, die vorschlagen, in Anbe-
tracht der kritischen Finanzsituation Griechen-
lands die noch ausstehende Entschädigung in
Höhe von 7,1 Mrd. US-Dollar und die Rück-
zahlung der Zwangsanleihe in Höhe von
3,5 Mrd. US-Dollar an Griechenland endlich
auszuzahlen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 5. Februar 2010
Eine Beantwortung des offenen Briefes von 66 griechischen Wider-
standskämpfern ist nicht vorgesehen.

Die Forderung nach Rückzahlung der Zwangsanleihe in Höhe von
3,5 Mrd. Euro an Griechenland ist der Bundesregierung bekannt. In
Griechenland wurden in der Vergangenheit Forderungen geltend ge-
macht, die sich aus einem zu Kriegsende offenen Betrag nach Um-
rechnung und Verzinsung ableiten lassen. Dieses Begehren wird von
der Bundesregierung nicht anerkannt.

Die Forderung nach Entschädigung in Höhe von 7,1 Mrd. US-Dol-
lar wurde bisher nicht erhoben und ist der Bundesregierung nicht be-
kannt.

Zur Rechtslage hinsichtlich der Weltkriegs- und Besatzungsfolgen in
Griechenland hat die Bundesregierung in der vergangenen Wahlpe-
riode des Deutschen Bundestages ausführlich Stellung genommen.
Ich verweise insofern auf die Bundestagsdrucksachen 16/1634 und
16/10026.
35. Abgeordnete
Dr. Birgit

Reinemund
(FDP)
Wie hoch genau sind die Kosten der Krise zu
beziffern vor dem Hintergrund, dass in der
Sitzung des Deutschen Bundestages am 29. Ja-
nuar 2010 während der Debatte zu TOP 19
auch der Antrag der Fraktion der SPD „Die
Lasten der Krise gerecht verteilen, Spekulatio-
nen eindämmen – Internationale Finanztrans-
aktionssteuer einführen“ beraten wurde?
36. Abgeordnete
Dr. Birgit
Reinemund

(FDP)
Kann die Bundesregierung die Kosten der Fi-
nanzkrise aufschlüsseln?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 8. Februar 2010
Die Kosten der Krise können nicht genau quantifiziert werden. Dies
gilt unabhängig davon, welche Maßstäbe bzw. Maße, wie z. B.
Wachstumseinbußen beim Bruttoinlandsprodukt, Beschäftigungs-
rückgänge bzw. höhere Arbeitslosigkeit oder Veränderungen in der
Bewertung von Vermögensgegenständen zur Erfassung der Kosten,
zugrunde gelegt werden. Grund dafür ist, dass letztlich nicht bekannt
ist, wie die wirtschaftliche Entwicklung ohne Eintritt der Ereignisse
auf den Finanzmärkten verlaufen wäre. Eine geeignete Referenzent-
wicklung, die als Maßstab dienen könnte, kann insoweit nicht ermit-
telt werden.
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Vergleichsweise zuverlässig erfassbar sind dagegen die durch staatli-
che Maßnahmen verursachten zusätzlichen Ausgaben und Minder-
einnahmen in den öffentlichen Haushalten, die zur Stabilisierung der
Konjunktur wesentlich beigetragen haben, um die Lasten der Krise
kurzfristig zu verringern und langfristig Wachstum und Beschäfti-
gung zu stärken. Die Bundesregierung hat ab Herbst 2008 schnell
und konsequent auf die Finanz- und Wirtschaftskrise reagiert und
stabilisierende Maßnahmen beschlossen. Der konjunkturellen Ab-
wärtsbewegung hat die Bundesregierung mit zwei Maßnahmenpake-
ten entgegengewirkt (November 2008 und Januar 2009). Das Ge-
samtvolumen dieser Pakete beträgt rund 90 Mrd. Euro in 2009 und
2010. Einen zusätzlichen Stabilisierungsbeitrag leisten der konjunk-
turelle Impuls der Pendlerpauschale (rd. 8,5 Mrd. Euro in 2009 und
2010) und die Rentenerhöhung zum 1. Juli 2009 (Jahreswirkung rd.
5 Mrd. Euro). Das entspricht jeweils rund 2 Prozent in den Jahren
2009 und 2010. Zusätzlich lässt die Bundesregierung die automati-
schen Stabilisatoren voll wirken (2009 und 2010 insgesamt gut
2,5 Prozent des Bruttoinlandprodukts [BIP]).

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz leistet die Bundesregie-
rung einen weiteren Beitrag in Höhe von über 8 Mrd. Euro, um den
Aufschwung zu festigen. Zusammengerechnet mit den steuerlichen
Maßnahmen, die bereits in der letzten Legislaturperiode beschlossen
wurden, werden Bürger und Unternehmen ab 2010 um über 24 Mrd.
Euro entlastet. So stabilisieren die Maßnahmen zur Entlastung der
Haushalte und Unternehmen durch Steuer- und Beitragssatzsenkun-
gen unmittelbar die Binnennachfrage. Die arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen dürften angesichts der Schärfe des beobachteten kon-
junkturellen Einbruchs den Beschäftigungsrückgang sowie die Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit entschärft haben. Die zusätzliche Investi-
tionstätigkeit des Bundes und der Länder ermöglicht den Erhalt
vieler Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft sowie im lokalen Hand-
werk.

Die Stabilisierungsmaßnahmen wirken überwiegend auch langfristig
positiv auf Wachstum und Beschäftigung. Die zusätzlichen Investitio-
nen des Bundes im Verkehrsbereich verbessern die infrastrukturellen
Voraussetzungen für private Investitionen in Deutschland. Ein
Schwerpunkt der zusätzlichen staatlichen Investitionen gilt der ener-
getischen Gebäudesanierung und der Bildungsinfrastruktur. Damit
werden langfristig positive umwelt- und bildungspolitische Impulse
gesetzt. Die Umweltprämie sorgt für eine modernere und schadstoff-
ärmere Fahrzeugflotte.

Um Unternehmen in Deutschland bei der Bewältigung ihrer durch
die Krise entstandenen Finanzierungsprobleme zu unterstützen und
damit ihr Wachstum und den Erhalt der Arbeitsplätze zu sichern, hat
die Bundesregierung mit ihren Konjunkturpaketen ein insgesamt
115 Mrd. Euro (40 Mrd. Euro Kredite, 75 Mrd. Euro Bürgschaften/
Garantien) starkes Kredit- und Bürgschaftsprogramm aufgelegt, den
„Wirtschaftsfonds Deutschland“. Dieses Volumen ist jedoch nicht
gleichzusetzen mit zu erwartenden Ausgaben oder Kosten. Den Kos-
ten für die öffentliche Hand, die bei einer Inanspruchnahme von
Bürgschaften/Garantien bzw. bei Kreditausfällen entstehen können,
stehen Einnahmen aus Entgelten gegenüber. Ob die zum Wirtschafts-
fonds zählenden Programme per Saldo zu einer Belastung oder zu
einem Überschuss für den Bundeshaushalt führen werden, kann erst
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nach vollständiger Abwicklung aller Kredite und Bürgschaften fest-
gestellt werden.

Der Finanzmarktstabilisierungsfonds (SoFFin) dient der unver-
zichtbaren Stabilisierung des Finanzmarktes. Ihm stehen Ermächti-
gungen für die Übernahme von Garantien in Höhe von 400 Mrd.
Euro und Kreditermächtigungen für Rekapitalisierungsmaßnahmen
und Risikoübernahmen in Höhe von 80 Mrd. Euro zur Verfügung.
Alle ausgereichten Stabilisierungsmaßnahmen werden angemessen
vergütet. Bisher sind auch keine Garantien ausgefallen. Bei den ein-
gegangenen Beteiligungen werden Ausstiegsstrategien zur Reprivati-
sierung entwickelt, die sicherstellen, dass die Interessen des Steuer-
zahlers gewahrt sind. Hierfür wird die Bundesregierung, wie im Koa-
litionsvertrag vereinbart, einen Expertenrat einsetzen.

Die ergriffenen Maßnahmen gegen die Krise und das Wirken der au-
tomatischen Stabilisatoren haben aber insgesamt tiefe Spuren in den
öffentlichen Haushalten Deutschlands hinterlassen. So verschlechter-
te sich der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo – nach ausgegliche-
nem gesamtstaatlichem Haushalt in 2007 und 2008 – im vergangenen
Jahr 2009 auf –3,2 Prozent in Relation zum BIP, in diesem Jahr ist
mit einem weiteren Anstieg des Defizits zu rechnen.
37. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Lösungsszenarien zur Abwendung des
drohenden Staatsbankrottes Griechenlands
wird die Bundesregierung im Rahmen des
EU-Sondergipfels am 11. Februar 2010 unter-
stützen, und wie positioniert sich die Bundes-
regierung hinsichtlich einer Übernahme der
Schulden Griechenlands, oder eines Teils der
Verschuldung, durch die Mitgliedstaaten der
Eurozone?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 10. Februar 2010
Der Präsident des Europäischen Rates hat bisher keine konkreten
Überlegungen zur Behandlung der von Ihnen angesprochenen The-
matik vorgestellt. Grundsätzlich gilt, dass insbesondere mit dem von
Griechenland angekündigten Konsolidierungsvorhaben und der von
der Europäischen Kommission eingeleiteten Flankierung im Rah-
men des Stabilitäts- und Wachstumspaktes die richtige Perspektive
zur Bewältigung der finanzpolitischen Herausforderungen aufgezeigt
wird.
38. Abgeordneter
Bernd

Scheelen

(SPD)
Welches Aufkommen entspricht einem Ver-
vielfältigerpunkt bei der Gewerbesteuerumlage
in den neuen Ländern und in den alten Län-
dern jeweils in den Jahren 2008, 2009 und
2010?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 11. Februar 2010
Die Werte eines Vervielfältigerpunktes bei der Gewerbesteuerum-
lage (in Mio. Euro) sind in der nachfolgenden Tabelle auf der Grund-
lage der Ergebnisse der Steuerschätzung vom November 2009 dar-
gestellt.

2008 2009 2010
alte Länder 101,86 77,22 75,17
neue Länder  10,16   8,72   8,86 
39. Abgeordneter
Michael

Schlecht

(DIE LINKE.)
Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Ein-
nahmen aus einer Finanzkrisen-Verantwor-
tungs-Gebühr nach dem in den USA diskutier-
ten Modell einer Abgabe von 0,15 Prozent der
Verbindlichkeiten auf deutsche Finanzinstitute
unter Berücksichtigung des ausstehenden Ab-
schreibungsbedarfs toxischer Wertpapiere, der
Freistellung des Kernkapitals bzw. normaler
Kundeneinlagen sowie unter Ausnahme der
Sparkassen für die nächsten zehn Jahre ein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 8. Februar 2010
Die Bundesregierung verfügt über keine Daten, die eine genaue Er-
mittlung einer derartigen Finanzkrisen-Verantwortungs-Gebühr un-
ter Maßgabe der von Ihnen benannten einzelnen Berechnungs-
schritte erlaubt. Zum einen ist das US-Modell nicht auf die deutschen
Verhältnisse übertragbar, zumal es auf größere Unternehmen des
Finanzsektors ab einer Bilanzsumme von 50 Mrd. US-Dollar abzielt.
Zum anderen lassen sich die zukünftigen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen auch im Hinblick auf die Entwicklung der Bilanzen vor
allem von Groß- und Landesbanken, die ihre Bilanzen teilweise bis
zu 50 Prozent kürzen müssen, gegenwärtig nicht sicher und präzise
vorhersagen.
40. Abgeordnete
Dr. Angelica

Schwall-Düren

(SPD)
Was ist die Haltung der Bundesregierung zur
Einführung von Regeln der Europäischen
Union, einem Mitgliedstaat, dem der Staats-
bankrott droht, finanziell unter bestimmten Be-
dingungen zu helfen, und in welcher rechtli-
chen Form möchte die Bundesregierung solche
Regeln innerhalb der EU verankern?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 8. Februar 2010
Nach Auffassung der Bundesregierung sind Mitglieder der Eurozone
von Mitgliedstaaten zu unterscheiden, die den Euro noch nicht einge-
führt haben.

Für Mitgliedstaaten, die den Euro noch nicht eingeführt haben, sieht
der Lissabon-Vertrag Zahlungsbilanzhilfen gemäß Artikel 143 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)
vor, zu dem die Verordnung 332 aus dem Jahr 2002 detaillierte
Bestimmungen enthält. Diese Regeln sieht die Bundesregierung als
ausreichend an.

Die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für die Schaffung entspre-
chender Regeln für die Mitgliedstaaten der Eurozone.
41. Abgeordneter
Dr. Carsten

Sieling

(SPD)
Wie ist der derzeitige Stand der Überlegungen
der Bundesregierung zur Neuorganisation der
Finanzaufsicht in Deutschland im Hinblick auf
die geplante organisatorische Eingliederung
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) in die Deutsche Bundesbank,
und wie will die Bundesregierung den Deut-
schen Bundestag in die Reform einbinden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 10. Februar 2010
Die Reform der deutschen Finanzaufsicht geht die Bundesregierung
zügig aber nicht übereilt an. Die Reformüberlegungen sind viel-
schichtig und bedürfen gründlicher Vorbereitung. Das Bundesminis-
terium der Finanzen erarbeitet derzeit auf der Grundlage des Koali-
tionsvertrages die Eckpunkte des Reformkonzepts. Der Deutsche
Bundestag wird im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens entspre-
chend den Bestimmungen des Grundgesetzes sowie der Gemeinsa-
men Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) in die Reform
eingebunden.
42. Abgeordneter
Dr. Carsten

Sieling
(SPD)
Wie begründet die Bundesregierung, dass das
Versicherungswesen künftig ebenfalls durch
die Deutsche Bundesbank mit ihrer originären
Zuständigkeit für den Bankensektor beaufsich-
tigt werden soll, und welche Überlegungen
existieren in der Bundesregierung, auch künf-
tig die Unabhängigkeit der Deutschen Bundes-
bank gegenüber der Bundesregierung sicherzu-
stellen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 10. Februar 2010
Die Bundesregierung hat noch keine abschließende Entscheidung
über die zukünftige Ausgestaltung der deutschen Finanzaufsicht ge-
troffen.
43. Abgeordneter
Johannes

Singhammer

(CDU/CSU)
Hat der im Sommer 2009 erzielte Kompromiss
Bestand, wonach im Zuge einer Olympiabe-
werbung Münchens für die Winterspiele 2018
die Möglichkeit der Errichtung eines neuen
Olympischen Dorfes am Rande des Olympia-
geländes von 1972 mit dem völligen Verbleib
des bestehenden Bundeswehrverwaltungszent-
rums mit rund 1 500 Arbeitsplätzen am bisheri-
gen Standort erreicht wird durch eine geplante
bauliche Verdichtung sowie durch die Einbe-
ziehung bisher nicht genutzter Rand- und Er-
gänzungsflächen, und wie ist der konkrete Ver-
handlungsstand zwischen den Beteiligten?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer

vom 4. Februar 2010
Zwischen dem Bund, dem Freistaat Bayern und der Landeshaupt-
stadt München gibt es eine grundsätzliche Übereinkunft, dass im Fal-
le eines Zuschlages durch das Internationale Olympische Komitee
für die Durchführung der Olympischen und Paralympischen Winter-
spiele 2018 in München Teile der Liegenschaft des Bundeswehrver-
waltungszentrums an der Dachauer Straße für eine Bebauung mit
einem Olympischen Dorf (zum Verkehrswert) zur Verfügung gestellt
werden würden. Zu Detailfragen, z. B. wie groß diese Fläche wäre,
welches Planungsrecht zum tragen kommen würde, finden Gesprä-
che zwischen den Beteiligten statt. München beabsichtigt, einen städ-
tebaulichen Wettbewerb für die Flächen durchzuführen. Grundlage
bleibt dabei das Ziel, durch den Neubau von Verwaltungsgebäuden
auf der im Ressortvermögen des Bundesministeriums der Verteidi-
gung verbleibenden Fläche an der Dachauer Straße sämtliche Mitar-
beiter der dort ansässigen Dienststellen unterzubringen.
44. Abgeordneter
Johannes

Singhammer

(CDU/CSU)
Gibt es weiterhin Überlegungen, das Bundes-
wehrverwaltungszentrum vom bisherigen
Standort in der Dachauer Straße komplett
oder auch in Teilen abzusiedeln, um das
Grundstück der Landeshauptstadt München
zur Verfügung zu stellen, und wie erklärt sich
die Bundesregierung vor dem Hintergrund des
im Sommer 2009 erzielten anderslautenden
Kompromisses diese öffentliche Diskussion?
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Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer

vom 4. Februar 2010
Die Bundesregierung kommentiert die öffentliche Diskussion nicht.
45. Abgeordneter
Dr. Axel
Troost

(DIE LINKE.)
Welcher Anteil am Geschäftsvolumen deut-
scher Banken und Finanzholdinggesellschaften
entfiel in den Jahren 2000, 2003, 2005, 2007,
2008 (oder wenn bereits möglich 2009) auf
den Eigenhandel mit Wertpapieren und Betei-
ligungen an Hedge-Fonds und Private-Equity-
Fonds (bitte nach den drei Säulen privater,
genossenschaftlicher und öffentlich-rechtlicher
Bankensektor getrennt auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hartmut Koschyk

vom 9. Februar 2010
Über den Umfang des Eigenhandels mit Wertpapieren liegen keine
zusammengefassten Informationen vor. So grenzen die einzelnen In-
stitute den Eigenhandel nicht in einheitlicher Weise von den übrigen
Geschäftstätigkeiten ab. Daher ist es nicht möglich, die Angaben von
Einzelinstituten in sinnvoller Weise zu summieren. Es kommt hinzu,
dass Eigenhandelsgeschäfte sowohl als Dienstleistung für andere
(Kundenaufträge) als auch im eigenen Interesse der Institute (Eigen-
geschäfte) getätigt werden. Eine verlässliche Abgrenzung ist in der
Praxis daher regelmäßig schwierig. Dies gilt auch hinsichtlich der Be-
nennung von Beteiligungen an Hedge-Fonds, da unterschiedliche
Vorstellungen über den Begriff des Hedge-Fonds bestehen.

Lediglich für Beteiligungen deutscher Banken an Private-Equity-
Fonds (Wirtschaftszweig „Venture Capital Gesellschaften und Equi-
ty Funds“) stehen der Bankenaufsicht folgende Beteiligungsnennwer-
te (Angaben in Tausend Euro) für den Zeitraum der Jahre 2004 bis
2009 als Information zur Verfügung:
.12.04 
6.204

214
55.117
Bankensektor 31.12.09 31.12.08 31.12.07 31.12.06 31.12.05 31
Öffentlich-rechtlich 46.595  46.421 23.118 21.317 14.077
Genossenschaftlich 60 60 60 60 213
Privat 469.443 386.395 275.859 112.865 82.990 
Quelle: Angaben der Bankenaufsicht 
46. Abgeordneter
Dr. Axel
Troost

(DIE LINKE.)
Wie würde es sich auf den deutschen Finanz-
sektor nach Einschätzung der Bundesregie-
rung auswirken (bitte für die drei Säulen pri-
vater, genossenschaftlicher und öffentlich-
rechtlicher Bankensektor getrennt bewerten),
wenn die im Januar 2010 von US-Präsident
Barack Obama angekündigten Finanzmarktre-
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formen (Verbot des Eigenhandels von Banken,
Verbot der Beteiligung von Banken an Hedge-
Fonds und Private-Equity-Fonds, Beschrän-
kungen von Größe und Marktanteil einzelner
Banken) in Deutschland umgesetzt würden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 9. Februar 2010
Die vom Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika genann-
ten Ansätze könnten im Einzelnen erst bewertet werden, wenn diese
nach Vorlage eines ausgearbeiteten Plans geprüft worden sind. Vor-
behaltlich einer solchen Prüfung könnte sich eine Umsetzung der
vom US-Präsidenten Barack Obama vorgestellten Ansätze auf den
deutschen Bankensektor erheblich auswirken. Mit einem Verbot des
Eigenhandels würde den Instituten ein bedeutendes Geschäftsfeld
und damit eine wichtige Ertragsquelle genommen werden. Insbeson-
dere die Banken mit größeren Handelsabteilungen wären betroffen.
Würde den Banken untersagt werden, Beteiligungen an Private-Equi-
ty-Fonds einzugehen, wären in der Folge Einschränkungen bei der
Bereitstellung von Kapital zu erwarten.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
47. Abgeordneter
Jan van

Aken

(DIE LINKE.)
Welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung über die Planung, Produktion, Finanzie-
rung und den Auslieferungszeitplan zweier
Kriegsschiffe (Korvetten) durch die deutsche
Werft Blohm & Voss für Israel vor, und waren
Finanzierung und Herstellung dieser Schiffe
Gegenstand im Vorfeld der gemeinsamen
deutsch-israelischen Regierungskonsultationen
im Januar 2010, während des Treffens selbst
oder zu einem anderen Zeitpunkt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 5. Februar 2010
Der Bundesregierung ist das allgemeine Interesse Israels an Ausrüs-
tung auch aus Deutschland bekannt. Dabei ist es üblich, dass zu-
nächst vertrauliche Gespräche zwischen Israel und der deutschen In-
dustrie geführt werden. Die Bundesregierung nimmt an diesen Ver-
handlungen nicht teil. Soweit ihr von der deutschen Werft Blohm &
Voss Informationen vorgelegt wurden, unterliegen diese dem Schutz
des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses.
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Der Staat Israel ist bislang nicht an die Bundesregierung mit dem
Ansinnen nach finanzieller Beteiligung am Bau von zwei Korvetten
herangetreten.

Die gemeinsamen deutsch-israelischen Regierungskonsultationen ha-
ben am 18. Januar 2010 in Berlin stattgefunden. In diesem Zusam-
menhang wurde am Rande auch über Rüstungszusammenarbeit ge-
sprochen. Zum Inhalt dieser Gespräche ist im Übrigen im Rahmen
der Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel und
Premierminister Benjamin Netanjahu Auskunft erteilt worden.
48. Abgeordneter
Jan

van Aken

(DIE LINKE.)
Welche Anfragen wurden von israelischer Re-
gierungsseite in den letzten 24 Monaten an die
deutsche Bundesregierung bzw. ihr unterge-
ordnete Behörden hinsichtlich des Baus und/
oder der Finanzierung von einem Kriegsschiff
oder mehreren Kriegsschiffen für Israel heran-
getragen, und wie wurden diese durch die Bun-
desregierung beschieden?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 5. Februar 2010
In den letzten 24 Monaten wurden keine derartigen Anfragen von is-
raelischer Regierungsseite an die deutsche Bundesregierung bzw. ihr
nachgeordnete Behörden herangetragen.
49. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Welche Auswirkungen hat das Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichtes zum Hochgeschwin-
digkeits-Kommunikationsnetz VDSL (Akten-
zeichen 6 C 22.08) auf die Breitbandstrategie
des Bundes und die diesbezüglichen Planungen
der Länder?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 8. Februar 2010
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat am 27. Januar 2010
der Klage der Deutschen Telekom AG (DT AG) gegen die von der
Bundesnetzagentur (BNetzA) im Hinblick auf den VDSL-Ausbau
verfügte Regulierung des Marktes für Teilnehmeranschlüsse teilwei-
se stattgegeben.

Die BNetzA hatte der DT AG auferlegt, ihren Wettbewerbern Zu-
gang zu den für ihren VDSL-Ausbau errichteten Kabelverzweigern
und Kabelkanälen zu gewähren sowie – falls im Einzelfall nicht
ausreichend Kabelkanäle zur Verfügung stünden – Zugang zu
unbeschalteten Glasfaserleitungen zwischen Kabelverzweigern und
Hauptverteilern zu gewähren.

In Bezug auf den Zugang zu den Kabelverzweigern und den Kabel-
kanälen wurde die Regulierungsverfügung der BNetzA vom
BVerwG zur Belebung des Infrastrukturwettbewerbs bestätigt. Wett-
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bewerber können damit unter Rückgriff auf diese Basisinfrastruktur
mit zumutbarem Aufwand eigene Infrastruktur aufbauen.

Lediglich eine darüber hinausgehende Ausweitung der Zugangsver-
pflichtung auf die von der DT AG im Zuge ihres VDSL-Ausbaus ver-
legten Glasfaserleitungen sah das BVerwG aufgrund des dabei von
der DT AG übernommenen Investitionsrisikos nicht als gerechtfer-
tigt an. Diese Verpflichtung wurde aufgehoben.

Spürbare Auswirkungen des Urteils auf die Breitbandstrategie des
Bundes und die diesbezüglichen Planungen der Länder sind nicht zu
erwarten.
50. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann
(DIE LINKE.)
Welche Möglichkeiten gibt es gegenwärtig in-
nerhalb bestehender Programme der Bundes-
regierung zur Wirtschaftsförderung, die An-
schaffung neuer, moderner Straßenbahnen
durch Verkehrsunternehmen zu fördern, und
sind der Bundesregierung Bundesländer be-
kannt, die entsprechende Fördermaßnahmen
zum Erhalt oder Ausbau von Straßenbahnen
aufgelegt oder in Planung haben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 5. Februar 2010
Aus dem KfW-Programm (KfW = Kreditanstalt für Wiederaufbau
Bankengruppe) „Investitionskredit Kommunen“ kann die Anschaf-
fung von Straßenbahnen gefördert werden. Antragsberechtigt sind
dabei

– kommunale Gebietskörperschaften direkt,

– rechtlich unselbständige Eigenbetriebe von kommunalen Gebiets-
körperschaften und

– kommunale Zweckverbände.

Privatrechtlich geführte Unternehmen mit mehrheitlich kommu-
nalem Gesellschafterhintergrund haben für die Anschaffung von
Straßenbahnen die Möglichkeit, das KfW-Programm „Kommunal
Investieren“ zu nutzen.

Wirtschaftsförderungsprogramme der Bundesländer zum Erhalt und
Ausbau von Straßenbahnen sind nicht bekannt.
51. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Für welche Abschnitte der Erdgasleitung
OPAL, die durch die Bundesländer Mecklen-
burg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen
führt, besteht bereits Baurecht bzw. sind die
Planfeststellungsverfahren abgeschlossen (bitte
detailliert angeben), und für welche Abschnit-
te, insbesondere welche Verdichterstationen,
stehen diese noch aus?
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Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 8. Februar 2010
Die ausschließliche Zuständigkeit für das Genehmigungsverfahren
liegt bei den Ländern. Die OPAL-Planfeststellungsverfahren in
Mecklenburg-Vorpommern sind positiv abgeschlossen; die Leitung
ist dort im Bau. Die Übergabestation Greifswald (Lubmin) ein-
schließlich Verdichter, der aber jetzt noch nicht gebaut wird, war
ebenfalls Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses.

Das Planfeststellungsverfahren für Brandenburg-Nord ist ebenfalls
positiv abgeschlossen, der Baubeginn ist dort eingeleitet.

Für Brandenburg-Süd, einschließlich Verdichterstandort Baruth/
Radeland, erwartet die Betreibergesellschaft den Bescheid im
Februar oder März 2010. Danach wird mit dem Bau begonnen
werden.

In Sachsen sind zwei Planfeststellungsverfahren ebenfalls positiv ab-
geschlossen (Landesdirektionen Dresden und Chemnitz). Hier wird
ebenfalls gebaut. Für einen kleinen Abschnitt von ca. 2 km Länge im
Erzgebirge, nämlich von Olbernhau bis zur tschechischen Grenze, er-
wartet die Betreibergesellschaft den Planfeststellungsbeschluss eben-
falls im Februar/März 2010.
52. Abgeordneter
Dr. Egon

Jüttner

(CDU/CSU)
Wie stellt die Bundesregierung in dem bis
Ende 2010 angekündigten Energiekonzept die
Beteiligung insbesondere der mittelständischen
Unternehmen der Energiewirtschaft bei der
Erarbeitung dieses Konzeptes sicher?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 8. Februar 2010
Entsprechend dem Koalitionsvertrag und dem Kabinettbeschluss
von Meseberg vom 17./18. November 2009 soll bis zum Herbst 2010
ein Energiekonzept vorgelegt werden, das szenarienbezogen Leit-
linien für eine saubere, zuverlässige und bezahlbare Energieversor-
gung formuliert. Mit der Erarbeitung dieses Konzepts sind das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie und das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gemein-
sam beauftragt worden. Die von dem Energiekonzept betroffenen
Verbände werden konsultiert werden. In diese Konsultation werden
auch die mittelständischen Unternehmen der Energiewirtschaft in
angemessener Weise einbezogen.
53. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Stellt die Bundesregierung dem Deutschen
Bundestag die Prüfungsunterlagen zur Verga-
be einer Exportkreditgarantie für deutsche Ex-
porte für das Atomkraftwerk Angra 3 in Brasi-
lien zur Verfügung, die vom deutschen Institut
für Sicherheitstechnologie (ISTec GmbH) er-
stellt wurden, und wenn nein, warum nicht?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 10. Februar 2010
Gegenwärtig wird geprüft, ob urheberrechtliche oder sonstige recht-
liche Einwände einer Herausgabe des genannten Gutachtens entge-
genstehen. Da Rechte Dritter betroffen sind, muss jedenfalls vor der
Herausgabe auch die notwendige Einwilligung eingeholt werden. So-
bald diese Fragen geklärt sind, wird die Bundesregierung Sie unver-
züglich informieren.
54. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann genau wurde der diesbezügliche Bürg-
schaftsantrag beim Interministeriellen Aus-
schuss für (IMA) Exportkreditgarantien des
Bundes eingereicht, und wann genau wurde
die Bürgschaft bewilligt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 10. Februar 2010
Der Antrag des Exporteurs auf Übernahme einer Exportkreditgaran-
tie ging am 2. November 2009 ein und wurde am 9. Dezember 2009
im Interministeriellen Ausschuss beraten. Der Exporteur hatte be-
reits frühzeitig vor Antragstellung Kontakt mit der Bundesregierung
aufgenommen. Nach der Unterrichtung des Haushaltsausschusses
des Deutschen Bundestages am 27. Januar 2010 wurde der Antrag
am 1. Februar 2010 grundsätzlich in Deckung genommen.
55. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegen dem Interministeriellen Ausschuss für
Exportkreditgarantien des Bundes weitere An-
fragen für Bürgschaften vor, bei denen es um
den Export von Atomtechnologie geht, und
falls ja, für welches Land sind die Exporte be-
stimmt (bitte auch die Höhe der Bürgschaft
nennen)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 5. Februar 2010
Derzeit liegen dem Interministeriellen Ausschuss für Exportkreditga-
rantien des Bundes keine weiteren Anfragen oder Anträge auf Über-
nahme einer Exportkreditgarantie für Exporte von Nukleartechnolo-
gie vor. Allerdings sind drei Anträge in Bearbeitung, bei denen es
sich um Lieferungen für Kernkraftwerke in Russland und China han-
delt. Die Anträge betreffen insgesamt ein Volumen von rd. 25 Mio.
Euro zu kurzfristigen Zahlungsbedingungen.
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56. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Personen haben 2009 Zahlungen für
ihre Tätigkeit in Regionalbeiräten der RAG er-
halten (bitte aufschlüsseln nach Name und Hö-
he der Zahlung), und wie bewertet die Bundes-
regierung diese angesichts der Milliardensub-
ventionen aus dem Bundeshaushalt für die
RAG?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 11. Februar 2010
Nach Auskunft der RAG AG besteht ein Regionalbeirat bei der
RAG, der Regionalbeirat Nordrhein-Westfalen.

Der Regionalbeirat wirkt beratend bei der Bewältigung von Proble-
men im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Geschäftstätig-
keit der RAG AG auf die Regionen, insbesondere die Kommunen
und Kreise und trägt somit zur unternehmerischen Entscheidungsfin-
dung bei der RAG und zur von allen Beteiligten im Konsens verfolg-
ten sozialverträglichen Gestaltung des Auslaufprozesses in der deut-
schen Steinkohle bei.

Themen dabei sind u. a. die Auswirkungen des aktiven Bergbaus auf
die Regionen (Arbeitsverhältnisse, kommunale Strukturen, Ausbil-
dungssituation, Bergschäden), Fragen des mit dem Auslaufprozess
verbundenen Entfalls von Arbeits- und Ausbildungsplätzen, der Flä-
chensanierung sowie Konzepte zur Nutzung von Ausbildungskapazi-
täten, Flächen, Gebäuden und Infrastruktur nach Beendigung des
Bergbaus.

Die Bundesregierung hält es grundsätzlich für sinnvoll, dass die
RAG die Auswirkungen des Auslaufprozesses im Land Nordrhein-
Westfalen mit den betroffenen Kommunen und Regionen erörtert.
Über die Ausgestaltung der Modalitäten hat die RAG AG in eigener
unternehmerischer Verantwortung entschieden. Die Bundesregie-
rung wird im Rahmen der Abrechnung der Kohlehilfen 2009 das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle anweisen, hierauf
einen Prüfungsschwerpunkt für die zu beauftragenden Wirtschafts-
prüfer zu legen.

Folgende (teils ehemalige) Mitglieder des Regionalbeirates haben im
Jahr 2009 eine Grundvergütung in Höhe von 15 000 Euro für das Sit-
zungsjahr 2008 erhalten:

– Frank Baranowski, Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen

– Ulrich Carow, Bereichsleiter Umwelt beim Regionalverband Ruhr

– Uta Heinrich, ehemalige Bürgermeisterin der Stadt Marl

– Josef Hovenjürgen, MdL, Vorsitzender des Unterausschusses
Bergbausicherheit des Landtags Nordrhein-Westfalen

– Thomas Hunsteger-Petermann, Oberbürgermeister der Stadt
Hamm
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– Wolfgang Kerak, 1. Vorsitzender des Vorstands der Zukunftsak-
tion Kohlegebiete (ZAK) e. V.

– Bodo Klimpel, Bürgermeister der Stadt Haltern

– Thomas Kubendorff, Landrat des Kreises Steinfurt

– Dr. Christoph Landscheidt, Bürgermeister der Stadt Kamp-
Lintfort

– Lambert Lütkenhorst, Bürgermeister der Stadt Dorsten

– Michael Makiolla, Landrat des Kreises Unna

– Hans-Theo Mennicken, Bürgermeister der Stadt Rheinberg

– Dr. Ansgar Müller, Landrat des Kreises Wesel

– Peter Noetzel, ehemaliger Oberbürgermeister der Stadt Bottrop

– Dr. Uli Paetzel, Bürgermeister der Stadt Herten

– Wolfgang Pantfoerder, Bürgermeister der Stadt Recklinghausen

– Adolf Sauerland, Oberbürgermeister der Stadt Duisburg

– Roland Schäfer, Bürgermeister der Stadt Bergkamen

– Heinrich Steingröver, Bürgermeister der Stadt Ibbenbüren

– Jochen Welt, ehemaliger Landrat des Kreises Recklinghausen.

Der stellvertretende Vorsitzende des Regionalbeirates, Edgar Moron
(Vizepräsident des Landtags Nordrhein-Westfalen), hat für das Sit-
zungsjahr 2008 eine Grundvergütung in Höhe von 22 500 Euro, die
Vorsitzende des Regionalbeirates, Regina van Dinther (Präsidentin
des Landtags Nordrhein-Westfalen), in Höhe von 30 000 Euro erhal-
ten.

Darüber hinaus haben alle Mitglieder pro Sitzung 200 Euro erhalten,
sofern sie teilgenommen haben. Dies gilt hinsichtlich der Sitzung am
15. Dezember 2009 auch für die seit November 2009 bestellten Mit-
glieder Werner Arndt (Bürgermeister der Stadt Marl), Hermann
Hansen (Bürgermeister der Stadt Hünxe), Dr. Michael Heidinger
(Bürgermeister der Stadt Dinslaken), Cay Süberkrüb (Landrat des
Kreises Recklinghausen) und Bernd Tischler (Oberbürgermeister
der Stadt Bottrop).
57. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie werden die Pläne der Bundesregierung,
Zahlungen von Energiekonzernen für eine ver-
längerte Reaktorlaufzeit einzufordern, umge-
setzt, und wie werden diese Mittel verwendet?
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Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 11. Februar 2010
Hierzu wird eine Entscheidung im Lichte der beabsichtigten Gesprä-
che über eine Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke zu treffen
sein.
58. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie begründet die Bundesregierung eine der-
art einschneidende Maßnahme, wie das Auf-
kündigen des mit der Energiewirtschaft ge-
schlossenen Atomkompromisses, obwohl die
Bundesregierung nach eigenem Bekunden
über kein eigenes Energiekonzept verfügt?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 11. Februar 2010
Auf der Grundlage der Kernenergievereinbarung mit den Energie-
versorgungsunternehmen vom Jahr 2000 wurden die Laufzeiten der
deutschen Kernkraftwerke durch die Änderung des Atomgesetzes
begrenzt; im Übrigen ohne Vorlage eines Energiekonzeptes der da-
maligen Bundesregierung.

Das angesprochene Energiekonzept der Bundesregierung, das u. a.
die Laufzeiten der Kernkraftwerke betreffen wird, soll im Oktober
2010 vorgelegt werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
59. Abgeordnete
Iris

Gleicke

(SPD)
Wie hoch ist die Bindung und der Mittelab-
fluss aus dem Europäischen Sozialfonds in der
Förderperiode 2007 bis 2013, soweit er vom
Bund verwaltet wird (bitte konkret aufge-
schlüsselt nach den vom Bundesministerium
für Arbeit und Soziales auf seiner Programm-
übersicht der Förderperiode 2007 bis 2013
genannten Programmen)
(http://www.esf.de/portal/generator/1410/
programmuebersicht.html)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 10. Februar 2010
Die nachfolgend aufgeführten Angaben zu den Bindungen der Pro-
gramme basieren auf dem Stichtag 30. September 2009. Neue Daten
werden derzeit im Rahmen der turnusgemäßen Abfrage bei den Pro-
grammumsetzern erhoben und voraussichtlich Ende Februar 2010
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vorliegen. Die Angaben zum Mittelabfluss sind die geprüften Ausga-
ben, die in Zahlungsanträgen gegenüber der Europäischen Kommis-
sion bis zum 31. Dezember 2009 erklärt wurden.

OP-Gesamt-Bindungen (OP = Operationelles Programm) 2007 bis
2013: 1 395 994 950,60 Euro

OP-Gesamt-Mittelabfluss bis 31. Dezember 2009: 426 320 959,51
Euro

davon:

(A) Bundesministerium für Arbeit und Soziales

1. Berufsbildung ohne Grenzen

• Bindungen: 10 980 032,11 Euro

• Mittelabfluss: 95 606,13 Euro

2. Gleichstellen (Frauen in der Wirtschaft)

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

3. Bundesprogramm Kommunal-Kombi

• Bindung: 334 109 234,09 Euro

• Mittelabfluss: 85 816 225,57 Euro

4. Gründercoaching bei Gründungen aus Arbeitslosigkeit

• Bindung: 42 735 154,29 Euro

• Mittelabfluss: 4 860 219,30 Euro

5. IdA – Integration durch Austausch

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

6. Initiative JOB

• Bindung: 492 592,57 Euro

• Mittelabfluss: 167 974,21 Euro
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7. Mikrokreditfonds Deutschland

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: 100 000 000 Euro (mit Einzahlung der 100 Mio.
Euro in den Fonds gelten diese gegenüber der EU-Kommis-
sion als verausgabt)

8. QualiKug

• Bindung: 32 495 655,76 Euro

• Mittelabfluss: 29 315 402,13 Euro

9. QualiKug Transfer (Leistungen für Teilnehmer an Qualifizie-
rungsmaßnahmen während des Bezugs von Transferkurzarbei-
tergeld)

• Bindung: 10 352 279,12 Euro

• Mittelabfluss: 15 828 784,14 Euro (die geringere Bindung ge-
genüber dem höheren Mittelabfluss ist in den unterschiedli-
chen Stichtagen für die Erfassung der Bindung und dem Zah-
lungsantrag begründet)

10. rückenwind (Personalentwicklung in der Sozialwirtschaft)

• Bindung: 4 603 758,28 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

11. Stärkung der beurfsbezogenen Sprachkompetenz für Personen
mit Migrationshintergrund

• Bindung: 10 487 658,82 Euro

• Mittelabfluss: 612 700,05 Euro

12. weiter bilden (Sozialpartnerrichtlinie)

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

13. XENOS – Integration und Vielfalt

• Bindung: 126 193 720,18 Euro

• Mittelabfluss: 5 363 962,14 Euro
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14. XENOS-Sonderprogramm „Ausstieg zum Einstieg“

• Bindung: 2 232 946,85 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

15. XENOS-Sonderprogramm „ESF-Bundesprogramm zur arbeits-
marktlichen Unterstützung für Bleiberechtigte und Flüchtlinge
mit Zugang zum Arbeitsmarkt“

• Bindung: 33 448 746,02 Euro

• Mittelabfluss: 2 318 806,04 Euro

16. Zukunft sucht Idee (Themenwettbewerb) Ideenwettbewerb
„Gute Arbeit für Alleinerziehende“

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

(B) Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie

17. EXIST-Gründerstipendium

• Bindung: 23 962 118 Euro

• Mittelabfluss: 6 692 076,78 Euro

18. EXIST-Gründungskultur

• Bindung: 23 603 518 Euro

• Mittelabfluss: 1 726 938,58 Euro

19. Gründercoaching in Deutschland

• Bindung: 24 564 416 Euro

• Mittelabfluss: 16 907 519,08 Euro

20. Informations- und Schulungsveranstaltung

• Bindung: 8 540 255,39 Euro

• Mittelabfluss: 8 331 387,93 Euro

21. Passgenaue Vermittlung Auszubildender

• Bindung: 9 880 889,86 Euro

• Mittelabfluss: 5 173 119,92 Euro
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22. Turn Around Beratung

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

23. Unternehmensberatungen

• Bindung: 14 508 740,42 Euro

• Mittelabfluss: 30 371 336,78 Euro (die geringere Bindung ge-
genüber dem höheren Mittelabfluss ist in den unterschiedli-
chen Stichtagen für die Erfassung der Bindung und dem Zah-
lungsantrag begründet)

(C) Bundesministerium für Bildung und Forschung

24. Akademikerinnen und Akademiker qualifizieren sich für den Ar-
beitsmarkt (AQUA)

• Bindung: – (zum Stichtag 30. September 2009 wurden noch
keine Bindungen erfasst)

• Mittelabfluss: 1 468 236,54 Euro (die geringere Bindung ge-
genüber dem höheren Mittelabfluss ist in den unterschiedli-
chen Stichtagen für die Erfassung der Bindung und dem Zah-
lungsantrag begründet)

25. Arbeiten Lernen Kompetenzen entwickeln – Innovationsfähig-
keit in einer modernen Arbeitswelt

• Bindung: 102 616 112,29 Euro

• Mittelabfluss: 9 712 693,26 Euro

26. Bildungsprämie

• Bindung: 10 200 000 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

27. Frauen an die Spitze

• Bindung: 15 142 395,30 Euro

• Mittelabfluss: 1 696 559,53 Euro

28. Investitionsprogramm Zukunft Bildung und Betreuung (IZBB)

• Bindung: 25 260 927,21 Euro

• Mittelabfluss: 5 128 439,85 Euro
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29. Jobstarter Connect

• Bindung: 18 319 575,46 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

30. JOBSTARTER – Für die Zukunft ausbilden

• Bindung: 70 309 627,56 Euro

• Mittelabfluss: 19 053 821,55 Euro

31. Lernen vor Ort

• Bindung: 8 771 252 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

32. Neue Medien in der beruflichen Bildung

• Bindung: 47 148 515,95 Euro

• Mittelabfluss: 5 980 316,80 Euro

33. Perspektive Berufsabschluss

• Bindung: 47 589 147,67 Euro

• Mittelabfluss: 3 312 244,33 Euro

34. Power für Gründerinnen

• Bindung: 4 881 058,43 Euro

• Mittelabfluss: 1 467 360,67 Euro

35. Professionalisierung des pädagogischen Personals

• Bindung: 10 797 601 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

(D) Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

36. Aktionsprogramm Kindertagespflege

• Bindung: 27 190 808,68 Euro

• Mittelabfluss: 375 743,39 Euro
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37. Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser

• Bindung: 15 665 585,56 Euro

• Mittelabfluss: 4 991 878,90 Euro

38. Aktionsprogramm „Perspektive Wiedereinstieg“

• Bindung: 23 817 771,69 Euro

• Mittelabfluss: 924 776,08 Euro

39. Erfahrung ist Zukunft – Eine Initiative zum demografischen
Wandel

• Bindung: 500 000 Euro

• Mittelabfluss: – (zum Stichtag 31. Dezember 2009 wurden
noch keine Zahlungsanträge an die Europäische Kommission
übermittelt)

40. Freiwilligendienste machen kompetent

• Bindung: 4 079 983 Euro

• Mittelabfluss: 946 427,90 Euro

41. „Girls’Day“ und „Neue Wege für Jungs“

• Bindung: 4 013 821,92 Euro

• Mittelabfluss: 1 580 799,71 Euro

42. Initiative Lokale Bündnisse für Familie

• Bindung: 10 683 185,93 Euro

• Mittelabfluss: 8 088 383,42 Euro

43. Pluspunkt Erfahrung: Ein Gewinn für Alle

• Bindung: 712 475,66 Euro

• Mittelabfluss: 277 210,07 Euro

44. Servicenetzwerk Altenpflegeausbildung

• Bindung: 3 812 551,03 Euro

• Mittelabfluss: 1 410 165,43 Euro

45. Praxis: Transnationale Qualifizierungsmaßnahmen

• Bindung: 161 499,93 Euro

• Mittelabfluss: 125 712,73 Euro
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46. Unternehmen Familie – Innovationen durch familienunterstüt-
zende Dienstleistungen

• Bindung: 3 123 127,66 Euro

• Mittelabfluss: 1 057 053,75 Euro

47. Erfolgsfaktor Familie (inklusive Teilprogramme: audit berufund-
familie; Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung; Unterneh-
mensnetzwerk; Unternehmensprogramm; Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf gestalten!)

• Bindung: 22 926 450,72 Euro

• Mittelabfluss: 3 926 627,50 Euro

48. Kompetenzagenturen

• Bindung: 56 019 079,26 Euro

• Mittelabfluss: 24 676 203,24 Euro

49. Schulverweigerung – Die 2. Chance

• Bindung: 46 578 962,35 Euro

• Mittelabfluss: 14 329 731,46 Euro

50. STÄRKEN vor Ort

• Bindung: 31 458 237,42 Euro

• Mittelabfluss: 792 956,71 Euro

(E) Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

51. Soziale Stadt – Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier
(BIWAQ)

• Bindung: 64 522 630,04 Euro

• Mittelabfluss: 1 415 547,91 Euro.
60. Abgeordnete
Diana

Golze

(DIE LINKE.)
Aus welchem Grund verzichtet die Bundes-
regierung auf eine Übergangsregelung bei der
Anrechnung der Kindergelderhöhung auf
rechtsgültige Bescheide des Zweiten und des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB II
und SGB XII), wie es sie bei der letzten Erhö-
hung des Kindergeldes gegeben hat?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Die Anrechnung von Kindergeld (und damit auch des erhöhten Kin-
dergeldes) auf Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
entspricht dem Grundsatz des Nachranges der Inanspruchnahme
von Fürsorgeleistungen. Danach sind nur solche zweckbestimmten
Leistungen nicht als Einkommen zu berücksichtigen, die einem ande-
ren Zweck dienen als die Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (Deckung der Kosten des Lebensunterhaltes des Kindes).
Deshalb ist es systematisch richtig, die beschlossene Erhöhung des
Kindergeldes zum 1. Januar 2010 im SGB II zu verrechnen.

Eine Übergangsregelung führt zu erheblicher Ungleichbehandlung
und ist damit unter sozialen Erwägungen nicht zu rechtfertigen: Die
Bewilligungszeiträume umfassen regelmäßig sechs Monate. Bei einer
Übergangsregelung wäre es von dem Zufall des Beginns des Bewilli-
gungszeitraums abhängig gewesen, ob im Höchstfall 100 Euro pro
Kind (entsprechend einem Zeitraum von 5 Monaten) angerechnet
worden wären oder nicht. Aufgrund des gegebenenfalls langen Über-
gangszeitraums wäre es teilweise zu erheblichen Überzahlungen ge-
kommen.

Gegen eine Übergangsregelung sprechen darüber hinaus Haushalts-
gründe. Die (saldierten) Mehrkosten einer Übergangsregelung in der
Höhe von etwa 50 bis 55 Mio. Euro werden aus den dargelegten
Gründen keineswegs durch soziale Erwägungen legitimiert.
61. Abgeordnete
Diana

Golze
(DIE LINKE.)
Welche Probleme sieht die Bundesregierung
bei der nachträglichen Verrechnung mit den
laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt für
Februar 2010, insbesondere wenn das Kinder-
geld bereits verausgabt wurde, das Existenzmi-
nimum einer Familie mit vier Kindern daher
im Februar um 80 Euro unterschritten würde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Die Überzahlung der Leistungen für den Monat Januar 2010 kann
nicht mit denen der nächsten Monate aufgerechnet werden. Die Auf-
rechnungsvorschrift im SGB II ermöglicht nur eine Verrechnung der
Rückforderung mit laufenden Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes bei verschuldeter Überzahlung durch den Leistungsbe-
rechtigten. Eine solche ist vorliegend nicht gegeben. Bereits in der
Geschäftsanweisung der Bundesagentur für Arbeit zum Umgang mit
der Kindergelderhöhung ist hierauf hingewiesen worden.
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62. Abgeordnete
Diana

Golze

(DIE LINKE.)
Teilt die Bundesregierung eher die Auffassung
der Bundesagentur für Arbeit, dass mangels
einer Übergangslösung die Bescheide aus dem
Jahr 2009 zwingend korrigiert werden müssen
und eine nachträgliche Verrechnung unver-
meidlich ist, selbst wenn die Betroffenen die
Mittel bereits verausgabt hätten, oder eher die
Auffassung des Rechtsanwalts Hartmut Kilger
(vgl. Artikel der Süddeutsche Zeitung vom
25. Januar 2010), wonach die Betroffenen ten-
denziell einen Vertrauensschutz auf die
Rechtskräftigkeit der Bescheide haben und ein
nachträglicher Abzug des Kindergeldes aus
Januar 2010 beispielsweise im Februar 2010
zumindest dann ausgeschlossen ist, wenn die
Betroffenen das Geld bereits verausgabt
haben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Die Frage gibt die Auffassung der Bundesagentur für Arbeit (BA)
unzutreffend wieder. Eine zwingende Verrechnung ist nicht vorge-
sehen. Die Geschäftsanweisung der BA weist darauf hin, dass eine
Aufrechnung mit laufenden Leistungen nicht erfolgen kann.

Das von dem Deutschen Bundestag beschlossene Recht stellt die
Grundlage für das Handeln der Verwaltung dar. Es steht nicht in
dem Ermessen der Verwaltung, von einer Korrektur der Bescheide
abzusehen. Bei nachträglich zugeflossenem Einkommen, hier dem
höheren Kindergeld, ist wegen der anzuwendenden Vorschriften
nach § 40 Absatz 1 Nummer 1 SGB II i. V. m. § 330 SGB III, § 48
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB X eine Korrektur der Bescheide
vorzunehmen. Anders zu beurteilen ist die Frage der Aufrechnung.
Diese Frage beurteilt sich nach der Aufrechnungsregelung des
SGB II. Es wird auf die Antwort zu Frage 61 verwiesen. Vertrauens-
schutz und Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind in diesem
Zusammenhang irrelevant, da sie nicht einschlägig sind. Die Rege-
lungen des Sozialrechts sind für die Beurteilung der Rechtslage ab-
schließend heranzuziehen.
63. Abgeordnete
Diana

Golze

(DIE LINKE.)
Wie viele Kinder und Bedarfsgemeinschaften
sind von der nachträglichen Anrechnung be-
troffen, und auf welche Summe belaufen sich
die daraus erwarteten Rückforderungen und
daraus resultierenden Verwaltungsausgaben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Bei ca. 1,1 Millionen Bedarfsgemeinschaften sind die Bescheide zu
korrigieren. Dies stellt einen Verwaltungsaufwand von ca. 25 bis
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30 Mio. Euro dar. Diesen stehen Minderausgaben in Höhe von rund
80 Mio. Euro gegenüber.
64. Abgeordnete
Diana

Golze
(DIE LINKE.)
Wie hoch ist die finanzielle Belastung der
Kommunalhaushalte bei entsprechender Ent-
lastung des Bundeshaushalts, wenn in § 11 Ab-
satz 1 Satz 3 SGB II, wie im Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Organisationsreform
des SGB II (Stand 25. Januar 2010) vorgese-
hen, die Wörter „zur Sicherung des Lebensun-
terhalts“ durch die Wörter „nach Berücksichti-
gung eigenen Einkommens zur Deckung des
eigenen Bedarfs nach §§ 20, 21“ ersetzt wer-
den, und was bezweckt die Bundesregierung
mit dieser Änderung, insbesondere unter dem
Aspekt, dass durch diese Änderung die Belas-
tungen der Kommunen durch die Übernahme
der Kosten der Unterkunft vor allem bei Haus-
halten von Alleinerziehenden im SGB II in die
Höhe getrieben werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 9. Februar 2010
Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neuordnung der Trä-
gerschaft im Leistungsrecht der Grundsicherung für Arbeitsuchende
liegt noch nicht vor. Ich bitte deshalb um Ihr Verständnis, dass ich
Ihnen zu Einzelfragen der Neuorganisation noch keine Auskunft ge-
ben kann. Sobald die Bundesregierung einen entsprechenden Gesetz-
entwurf beschlossen hat, steht sie dem Deutschen Bundestag für Aus-
künfte zur Verfügung.
65. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Wie verhält sich die Bundesregierung in Bezug
auf die Festlegung gesetzlicher Mindestlöhne
angesichts der der Gesetzeslage widerspre-
chenden Vereinbarung vom 18. Dezember
2009 zwischen dem Fraktionsvorsitzenden der
CDU/CSU Volker Kauder und der Fraktions-
vorsitzenden der FDP Birgit Homburger, dass
die Findungskommission für gesetzliche Min-
destlöhne einstimmig beschließen solle (Berli-
ner Zeitung v. 27. Januar 2010), während im
Gesetz eine Entscheidung per Dreiviertel-
mehrheit möglich ist?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 12. Februar 2010
Die Bundesregierung wird zum gegebenen Zeitpunkt auf der Grund-
lage einer Empfehlung der Pflegekommission unter Beachtung der
vom Gesetzgeber vorgegebenen Ziele und der im Koalitionsvertrag
und der darauf aufbauenden von den Koalitionsfraktionen gemein-
sam verabredeten Grundsätze des politischen Handelns über den Er-
lass einer Mindestlohnverordnung in der Pflegebranche entscheiden.
Die Bundesregierung wird dabei im Rahmen ihrer Ermessensent-
scheidung berücksichtigen, ob das Votum der Pflegekommission ein-
stimmig getroffen wurde.
66. Abgeordnete
Jutta

Krellmann

(DIE LINKE.)
Wie verhält sich die Bundesregierung in Bezug
auf die Arbeit der im Zuge des Mindestarbeits-
bedingungsgesetzes eingesetzten Kommission
unter Vorsitz von Klaus von Dohnanyi ange-
sichts der Vereinbarung vom 18. Dezember
2009 zwischen dem Fraktionsvorsitzenden der
CDU/CSU Volker Kauder und der Fraktions-
vorsitzenden der FDP Birgit Homburger, dass
die Koalition auf absehbare Zeit keine Min-
destlöhne in tariflich ungebundenen Branchen
festlegen werde (Berliner Zeitung v. 27. Januar
2010), und wie gedenkt sie die Arbeit der
Kommission zu unterstützen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 12. Februar 2010
Der Koalitionsvertrag und die Vereinbarung der Koalitionsfraktio-
nen vom 18. Dezember 2009 bilden die politischen Grundlagen für
die Behandlung von Mindestlöhnen in dieser Legislaturperiode. Der
nach dem Mindestarbeitsbedingungengesetz berufene Hauptaus-
schuss arbeit autonom. Die Kriterien für ein Tätigwerden des Haupt-
ausschusses sind im Gesetz geregelt. Der Hauptausschuss muss sich
mit einem Wirtschaftszweig befassen, wenn die Bundesregierung,
eine Spitzenorganisation der Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer oder
eine Landesregierung eine Festsetzung von Mindestlöhnen vor-
schlägt.
67. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Sind der Bundesregierung die Gründe be-
kannt, warum die Kommunen das Bundespro-
gramm Kommunal-Kombi nur sehr unzurei-
chend bzw. gar nicht abgerufen haben, und
wenn ja, welche Gründe sind das?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Aus Sicht der Bundesregierung liegt ein maßgeblicher Grund für die
geringe Inanspruchnahme des Bundesprogramms Kommunal-Kom-
bi in der mangelnden Bereitschaft vieler Bundesländer und Kommu-
nen, eigene Kofinanzierungsmittel bereitzustellen. Darüber hinaus
gibt es derzeit keine gesicherten Erkenntnisse, welche Gründe im
Einzelnen Kommunen davon abgehalten haben, das Bundespro-
gramm in Anspruch zu nehmen. Hierzu verweise ich auch auf die
Antworten der Bundesregierung vom 8. April 2009 auf die Kleine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache
16/12579 zu den Fragen 7 und 8.
68. Abgeordnete
Caren

Lay

(DIE LINKE.)
Welche Pläne hat die Bundesregierung bezüg-
lich der vom Parlamentarischen Staatssekretär
bei der Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les Hans-Joachim Fuchtel in die Debatte ge-
brachten Deckelung der durch Riester-Renten-
produkte bedingten Kosten für Verbraucherin-
nen und Verbraucher (s. Berliner Morgenpost
und DIE WELT v. 8. Dezember 2009) sowie
bezüglich der Aufnahme einer Kostenober-
grenze als Kriterium für die Zertifizierung von
Riester-Produkten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 8. Februar 2010
Die von verschiedenen Seiten vorgebrachte Kritik besonders an der
Kostenhöhe und Kostentransparenz geförderter Altersvorsorgever-
träge wird von der Bundesregierung aufmerksam verfolgt. Sie war
u. a. Anlass, dass das Bundesministerium der Finanzen ein Gutach-
ten zum Thema „Transparenz von privaten Riester- und Basisrenten-
Produkten“ an das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung
(ZEW) in Mannheim vergeben hat, das voraussichtlich im Sommer
2010 vorliegen wird. Die Bundesregierung wird das Gutachten
gründlich auswerten und prüfen, ob und inwiefern besonders auch
im Hinblick auf die Kosten der Produkte politischer Handlungsbe-
darf besteht.
69. Abgeordnete
Gabriele

Lösekrug-Möller

(SPD)
Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesre-
gierung nach dem Wegfall des Mindestlohnes
für Briefdienstleister für die Lohnentwicklung
bei den Konkurrenzunternehmen der Deut-
schen Post AG, und werden die Heilung des
Verfahrensfehlers und die Anhörung der Ver-
bände für eine Postmindestlohnverordnung
erneut eingeleitet, um die Lohnsenkungen wie
von der Pin Mail AG angekündigt zu verhin-
dern?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 11. Februar 2010
Unabhängig vom Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 28. Ja-
nuar 2010 ist die Laufzeit der Rechtsverordnung über zwingende Ar-
beitsbedingungen für die Branche Briefdienstleistungen vom 28. De-
zember 2007 (BriefArbbV) bis zum 30. April 2010 befristet. Voraus-
setzung für den Erlass einer neuen Rechtsverordnung für die Bran-
che Briefdienstleistungen ist nach § 7 Absatz 1 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes ein gemeinsamer Antrag der Parteien eines Tarif-
vertrags nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz. Über die aus dem
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu ziehenden Folgen im Hin-
blick auf die BriefArbbV ist nach Vorliegen der schriftlichen Urteils-
gründe zu entscheiden.
70. Abgeordnete
Gabriele

Lösekrug-Möller

(SPD)
Was unternimmt die Bundesregierung, um
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes
(EuGH) zur Berücksichtigung der Beschäfti-
gungszeiten vor dem 25. Lebensjahr für die
Länge der Kündigungsfristen nachzukommen,
und wie wird dieses Urteil im Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) künftig umgesetzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 11. Februar 2010
Der Europäische Gerichtshof hat am 19. Januar 2010 in der Rechts-
sache C-555/07 (Kücükdeveci) entschieden, dass bei der Berechnung
der Kündigungsfrist bei einer Arbeitgeberkündigung auch die Zeiten
der Betriebszugehörigkeit vor dem 25. Lebensjahr des Arbeitneh-
mers zu berücksichtigen sind. Die entgegenstehende Regelung
des § 622 Absatz 2 Satz 2 BGB darf wegen des Verstoßes gegen das
unionsrechtliche Verbot der Diskriminierung wegen des Alters
nicht mehr angewendet werden. Das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales bereitet eine unionsrechtskonforme Änderung des
§ 622 Absatz 2 BGB vor.
71. Abgeordnete
Dr. Gesine
Lötzsch

(DIE LINKE.)
Wird sich die Bundesregierung an die Verein-
barung zwischen den Fraktionsvorsitzenden
der CDU/CSU und FDP halten, die die Ein-
führung neuer und die Verlängerung bestehen-
der Mindestlöhne deutlich erschwert, und
wenn ja, auf welchem Wege will die Bundes-
regierung dann verhindern, dass immer mehr
Menschen von ihrem Einkommen nicht mehr
ihren Lebensunterhalt bestreiten können
(DER SPIEGEL vom 25. Januar 2010)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Die Bundesregierung sieht im Koalitionsvertrag und in der Verein-
barung der Koalitionsfraktionen vom 18. Dezember 2010 die politi-
schen Grundlagen für ihre Arbeit im Themenbereich Mindestlohn.
72. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Durch welche Vorgaben und Maßnahmen ist
sichergestellt, dass für die Förderung nach
§ 16e SGB II (z. B. JobPerspektive) vorgesehe-
ne (und nach § 1 Absatz 4 der Eingliederungs-
mittelverordnung 2010 zugewiesene), aber
durch den jeweiligen örtlichen SGB-II-Träger
nicht genutzte Eingliederungsmittel durch die-
sen für andere Instrumente der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik eingesetzt werden können,
wie dies anlässlich eines Berichts im Ausschuss
für Arbeit und Soziales am 27. Januar 2010
von der Bundesregierung ausgeführt wurde,
und wie ist sichergestellt, dass die örtlichen
SGB-II-Träger von den alternativen Verwen-
dungsmöglichkeiten Kenntnis haben und sie in
der Praxis laufend umsetzen, so dass am Ende
des Haushaltsjahres keine ungenutzten Mittel
verbleiben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 8. Februar 2010
Unter Zugrundelegung der in den Anlagen der jährlichen Eingliede-
rungsmittelverordnung ausgewiesenen Anteile und der für die jewei-
ligen Leistungen etatisierten Budgets bzw. Teilbudgets des Bundes-
haushalts werden im Bundesministerium für Arbeit und Soziales die
jeweiligen Budgets und Teilbudgets berechnet, die auf die einzelnen
Grundsicherungsstellen entfallen. Diese Beträge werden für die
Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und die Agenturen für Arbeit in
getrennter Aufgabenwahrnehmung (AAgAw) dem Haushaltsbereich
der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit bzw. den jeweiligen Haus-
haltsbereichen der zugelassenen kommunalen Träger in den jewei-
ligen Haushaltsführungsschreiben des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales zu Beginn des jeweiligen Haushaltsjahres und bei
Veränderungen auch unterjährig mitgeteilt. Gleichzeitig sind in die-
sen Haushaltsführungsschreiben die bei der Bewirtschaftung der zu-
gewiesenen Eingliederungs- und Verwaltungsmittel zu beachtenden
Maßgaben ausgeführt. Zu diesen Maßgaben gehören auch die zu
beachtenden haushaltsrechtlichen Deckungsmöglichkeiten bzw. -ein-
schränkungen sowie deren haushaltstechnische Umsetzung.

Die Zentrale der Bundesagentur für Arbeit setzt die Maßgaben des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in interne Bewirtschaf-
tungshinweise um, die den Grundsicherungsstellen übersandt, in re-
gelmäßigen Besprechungen erläutert und auch in das Intranet der
Bundesagentur für Arbeit eingestellt werden.
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Die zugelassenen kommunalen Träger werden darüber hinaus auf
den jährlichen Erfahrungsaustauschen und den seit Ende 2008 eben-
falls jährlich stattfindenden Haushaltsworkshops über die jeweiligen
haushaltsrechtlichen und -technischen Maßgaben informiert.

Damit ist sichergestellt, dass alle Grundsicherungsstellen darüber in-
formiert sind, dass die für das jeweilige Budget oder Teilbudget zuge-
wiesenen, aber nicht benötigten Haushaltsmittel entsprechend den
regionalen Erfordernissen und unter Beachtung der haushaltsrecht-
lichen Deckungsfähigkeiten für andere Instrumente der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik oder zur Verstärkung des Verwaltungsbudgets ge-
nutzt werden können.

Im Jahr 2010 bedeutet dies konkret, dass für die JobPerspektive zu-
gewiesene, aber dafür nicht benötigte Haushaltsmittel für alle ande-
ren Eingliederungsleistungen nach dem SGB II (außer für Leistun-
gen nach den §§ 16a und 16f SGB II) verwendet werden dürfen,
wenn das dafür vorgesehene Budget nicht auskömmlich ist. Eine Ver-
wendung für Leistungen nach § 16a SGB II ist nicht zulässig, da die-
se als kommunale Leistungen von den Kommunen zu finanzieren
sind. Eine Verstärkung des Budgets für Leistungen nach § 16f
SGB II ist deshalb ausgeschlossen, weil dieses Budget bereits in
Höhe der gesetzlich geregelten Obergrenze zugewiesen wird.
73. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche gesetzlichen Förderkriterien und/oder
welche vom damaligen Gesetzgeber zum Aus-
druck gebrachten und hinter den gesetzlichen
Vorschriften stehenden Förderspielregeln sieht
die Bundesregierung – wie sie dies anlässlich
eines Berichts im Ausschuss für Arbeit und So-
ziales am 27. Januar 2010 ausgeführt hat – im
Hinblick auf den Einsatz der Beschäftigungs-
förderung nach § 16e SGB II (z. B. JobPer-
spektive) bei welchem SGB-II-Träger als ver-
letzt an, auch unter Berücksichtigung regional
unterschiedlich ausgeprägter Arbeitsmärkte in
Deutschland?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe
vom 8. Februar 2010
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales überwacht die Um-
setzung der Leistungen zur Beschäftigungsförderung gemäß § 16e
SGB II (z. B. JobPerspektive) mit der gebotenen Sorgfalt. Gerade
wegen der schon im Gesetzgebungsverfahren unterstellten ver-
gleichsweise hohen Kosten je Förderfall von durchschnittlich
14 000 Euro pro Förderjahr und der langen Förderdauer, die je nach
Alter des geförderten Arbeitnehmers bei Förderbeginn mehrere
Jahrzehnte umfassen kann, müssen die gesetzlichen Fördervoraus-
setzungen sorgfältig eingehalten werden. Zu nennen sind hier ins-
besondere die Auswahl der durch die JobPerspektive geförderten
Personen und die Durchführung der gesetzlich vorgeschriebenen
Aktivierungsphase von mindestens sechs Monaten (§ 16e Absatz 1
Satz 2 Nummer 2 SGB II). Diese Aktivierungsphase dient der Um-
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setzung des „Zwei-Chancen-Prinzips“: Die „erste Chance“ besteht in
der Vermittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt nach einer qualita-
tiv hochwertigen „geduldigen“ Aktivierung. Die „zweite Chance“ be-
steht aus einer geförderten Arbeit im Rahmen der JobPerspektive,
wenn eine Vermittlung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt trotz aller
Bemühungen nicht möglich ist. Insoweit ist der Einsatz der JobPer-
spektive dort am erfolgreichsten, wo es gelingt, für besonders schwer
vermittelbare langzeitarbeitslose Menschen als Ergebnis einer chan-
cenorientierten, ganzheitlichen und gegebenenfalls länger angelegten
Aktivierung eine Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
auch ohne den nachrangigen Beschäftigungszuschuss der JobPer-
spektive zu erreichen.

Nach ersten Erkenntnissen aus der Evaluation der Leistungen zur
Beschäftigungsförderung gemäß § 16e SGB II sowie aus der Inter-
nen Revision der Bundesagentur für Arbeit wurden die genannten
Voraussetzungen bei der Umsetzung der JobPerspektive nicht im-
mer ausreichend beachtet beziehungsweise gehörten die ausgewähl-
ten und durch die JobPerspektive geförderten Personen nicht durch-
weg zum Kreis der arbeitsmarktfernen Personen. Nicht in allen Fäl-
len wurde die Aktivierungsphase durchgeführt und nicht immer mit
der erforderlichen Qualität. Zudem erfolgt die Bemessung des Zu-
schusses fast durchweg am oberen gesetzlichen Rand von 75 Pro-
zent. Demgegenüber hat der Gesetzgeber einen individuell bemesse-
nen Nachteilsausgleich vorgesehen (§ 16e Absatz 1 Satz 1 i. V. m.
§ 16e Absatz 2 SGB II).

Zur Frage, welche Grundsicherungsstellen von diesen Umsetzungs-
problemen betroffen sind, liegen der Bundesregierung noch keine ge-
sicherten Erkenntnisse vor.
74. Abgeordnete
Marianne

Schieder

(Schwandorf)

(SPD)
Was unternimmt die Bundesregierung vor
dem Hintergrund der Problematik der grenz-
überschreitenden Inanspruchnahme von
Nachteilsausgleichen für schwerbehinderte
Menschen zur Einführung eines internationa-
len Schwerbehindertenausweises, und beab-
sichtigt die Bundesregierung, bis zur Einfüh-
rung eines einheitlichen europäischen Behin-
dertenausweises den nationalen Schwerbehin-
dertenausweis insofern zu verbessern, als die-
ser künftig standardmäßig das Vorliegen der
Schwerbehinderteneigenschaft nach deut-
schem Recht auch z. B. in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache bescheinigt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel
vom 8. Februar 2010
Der Schwerbehindertenausweis dient dem Nachweis für die Inan-
spruchnahme von Rechten und Nachteilsausgleichen, die schwerbe-
hinderten Menschen in Deutschland zustehen. Ausweise anderer
Länder gelten jeweils als Nachweis für die dort bestehenden Rechte.
In den letzten Jahren sind deshalb immer wieder Forderungen laut



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/702 – 64 –
geworden, in der Europäischen Union einen einheitlichen europäi-
schen Behindertenausweis einzuführen.

In der Politik für behinderte Menschen hat allerdings in den letzten
Jahren ein Paradigmenwechsel stattgefunden, der im Neunten Buch
Sozialgesetzbuch seinen Ausdruck findet: weg von der Förderung
und hin zu mehr Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Ge-
meinschaft. Dieser neue Ansatz wird von allen gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen unterstützt, insbesondere auch von den Verbänden
der behinderten Menschen. Daher steht heute der Ausgleich von
Nachteilen, die auf die Behinderung zurückzuführen sind, im Vor-
dergrund. Hier wurden auch auf europäischer Ebene bereits Erfolge
erzielt. Seit dem 1. Januar 2001 gibt es einen europäischen Parkaus-
weis für behinderte Menschen. Er wird in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union anerkannt. So können Parkerleichterungen ge-
nutzt werden, die in dem Mitgliedstaat eingeräumt sind, in dem sich
der Ausweisinhaber aufhält. Das verbessert die europaweite Mobili-
tät behinderter Menschen erheblich.

Bei einer immer wieder geforderten weitergehenden Harmonisierung
geht es weniger um den Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile
als vielmehr um Leistungen, die sich nicht auf eine konkrete Behinde-
rung beziehen, aber behinderten Menschen traditionell gewährt wer-
den, so zum Beispiel Ermäßigungen beim Besuch von Museen. Auch
in Deutschland gibt es solche Vergünstigungen, bei denen es sich um
freiwillige Leistungen ohne gesetzliche Grundlage handelt. Sie sind
in der Vergangenheit aufgrund des Fürsorgegedankens für die behin-
derten Menschen entstanden. Diese Zielrichtung steht aber für unser
heutiges Handeln nicht mehr im Vordergrund.

Eine weitergehende Harmonisierung ist in der Vergangenheit ge-
scheitert. So versuchten bereits in den 80er Jahren Frankreich, Ita-
lien und Deutschland, einen gemeinsamen Schwerbehindertenaus-
weis einzuführen. Bei den mehrjährigen und langwierigen Abstim-
mungen konnte man sich, nicht zuletzt aus Kostengründen, nur über
geringe Vorteile einigen, die der Ausweis bringen sollte. Da zudem
andere EU-Staaten kein Interesse an einem gemeinsamen Ausweis
zeigten, wurde das Projekt nicht weiter verfolgt. Sofern die Europäi-
sche Kommission zielführende Vorschläge für eine weitergehende
Harmonisierung vorlegt, werden diese unterstützt.

An einer Neugestaltung des deutschen Schwerbehindertenausweises
wird derzeit gearbeitet. Ziel ist eine Verkleinerung auf ein Kreditkar-
tenformat. Dazu hat der Deutsche Behindertenrat einen Vorschlag
unterbreitet. Dabei wurde Wert auf eine angemessene Schriftgröße
gelegt, damit auch sehbehinderte Menschen die Aufschriften wahr-
nehmen können. Unter dieser Voraussetzung erscheinen zusätzliche
fremdsprachliche Texte auf verkleinertem Format schwierig. Im Üb-
rigen wurde vom Deutschen Behindertenrat die Forderung nach
einer Mehrsprachigkeit des Schwerbehindertenausweises nicht erho-
ben.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird bei weiteren
Gesprächen mit Verbänden behinderter Menschen Ihre Anregung
zur Sprache bringen.
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75. Abgeordnete
Silvia

Schmidt

(Eisleben)

(SPD)
Wie wird die Bundesregierung Versäumnisse
von Unternehmen zur Angabe der Anzahl
schwerbehinderter Beschäftigter als Berech-
nungsgrundlage für die Zahlung einer even-
tuellen Ausgleichsabgabe zukünftig sanktio-
nieren, und wie soll das Aufkommen der
Ausgleichsabgabe gemäß § 77 SGB IX für die
Zukunft stabilisiert werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 10. Februar 2010
Auf die Antwort der Bundesregierung vom 5. Februar 2010 auf Ihre
Schriftliche Frage 53 auf Bundestagsdrucksache 17/639 wird verwie-
sen. Da die Ausgleichsabgabe von den Betrieben zu entrichten ist,
die ihre Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen un-
zureichend erfüllen, liegt es in der Natur der Sache, dass das Auf-
kommen je nach der erreichten Beschäftigungsquote von Jahr zu
Jahr schwanken kann. Das Ziel einer Stabilisierung des Aufkom-
mens auf einem bestimmten Niveau wäre damit nicht vereinbar.
76. Abgeordnete
Silvia
Schmidt

(Eisleben)

(SPD)
Plant die Bundesregierung, eine Entfristung
des § 66 SGB IX zur Erstellung des Berichts
der Bundesregierung zur Lage der Menschen
mit Behinderung sowie zum Bericht über die
Ausführung der Leistungen des Persönlichen
Budgets vorzunehmen, und wann wird die
Bundesregierung die nächsten Berichte veröf-
fentlichen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel

vom 10. Februar 2010
Die Bundesregierung wird auch in dieser Legislaturperiode einen Be-
richt zur Lage der Menschen mit Behinderungen erstellen. Dieser
Bericht wird zum Ende der Legislaturperiode vorgelegt. Eine Ände-
rung des § 66 SGB IX ist nicht geplant.

Nach § 66 Absatz 3 SGB IX „unterrichtet die Bundesregierung die
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 31. Dezember
2006 über die Ausführung der Leistungen des Persönlichen Budgets
nach § 17 SGB IX.“ Dieser Berichtspflicht ist die Bundesregierung
nachgekommen. Im Hinblick auf die Thematik „Persönliches Bud-
get“ gibt es keine weitere Berichtspflicht.
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77. Abgeordnete
Silvia

Schmidt

(Eisleben)

(SPD)
Hat die Bundesregierung Kenntnis über Vor-
haben u. a. der baden-württembergischen Lan-
desregierung, die unentgeltliche Personenbe-
förderung für schwerbehinderte Menschen
abzuschaffen, und welche Position bezieht die
Bundesregierung politisch und fachlich zu
solch einem Vorhaben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Fuchtel

vom 10. Februar 2010
Die baden-württembergische Landesregierung hat ein solches Vorha-
ben bisher nicht an die Bundesregierung herangetragen. Die Bundes-
regierung beabsichtigt nicht, die bestehenden Regelungen zur unent-
geltlichen Beförderung schwerbehinderter Menschen abzuschaffen.
78. Abgeordnete
Silvia

Schmidt

(Eisleben)

(SPD)
Hat die Bundesregierung bereits mit den Pla-
nungen zur Angleichung der Rentensysteme in
Ost und West, wie sie im Koalitionsvertrag an-
gekündigt wurde, begonnen, und für wann
plant die Bundesregierung die Vorlage eines
Gesetzentwurfs?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hans-Joachim Fuchtel

vom 10. Februar 2010
Die Bundesregierung arbeitet auch an der Umsetzung dieser Verein-
barung des Koalitionsvertrages. Ergebnisse liegen noch nicht vor.
79. Abgeordneter
Christoph

Strässer
(SPD)
Wann wird die Bundesregierung das Zusatz-
protokoll zum UN-Sozialpakt über ein Indivi-
dualbeschwerderecht zeichnen, bzw. welche ju-
ristischen Bedenken stehen einer Zeichnung
entgegen?
80. Abgeordneter
Christoph

Strässer

(SPD)
Was unternimmt die Bundesregierung, um et-
waige Bedenken über ein Individualbeschwer-
derecht zum UN-Sozialpakt auszuräumen und
das Zusatzprotokoll so rasch wie möglich
zeichnen und ratifizieren zu können?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 5. Februar 2010
Deutschland hat an der Erarbeitung des Fakultativprotokolls zum
UN-Sozialpakt aktiv und konstruktiv mitgearbeitet. Deshalb prüft
die Bundesregierung auch die Frage, ob dieses Fakultativprotokoll
von Deutschland unterzeichnet und ratifiziert werden soll. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass das im Fakultativprotokoll verankerte Kom-
munikationsverfahren im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte eine Vielzahl von Fragen berührt, bei deren Klä-
rung eine Reihe von Ressorts einzubeziehen ist. Die Prüfung einer
möglichen deutschen Unterzeichnung und Ratifikation ist daher ent-
sprechend zeitaufwändig. Die Bundesregierung strebt einen zügigen
Abschluss des Prüfverfahrens an.
81. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie hat sich die Zahl der Aufstocker, also Er-
werbstätigen mit Arbeitslosengeld-II-Bezug, im
Verlauf des Jahres 2009 entwickelt (bitte auch
nach sozialversicherungspflichtiger Voll- und
Teilzeit und Minijobs aufgliedern), und will die
Bundesregierung an ihrem Kurs festhalten, mit
ausufernder Leiharbeit, Teilzeit, Minijobs und
einem fehlenden gesetzlichen Mindestlohn wei-
ter den Niedriglohnsektor auf Kosten der All-
gemeinheit zu subventionieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 8. Februar 2010
Daten der Bundesagentur für Arbeit zu erwerbstätigen Beziehern
von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch liegen bis
einschließlich September 2009 vor. Danach erzielten im September
2009 rund 1,366 Millionen Leistungsbezieher Einkommen aus Er-
werbstätigkeit (vgl. nachfolgende Tabelle). Das waren 7 600 oder
0,6 Prozent mehr als im September des Vorjahres. Eine Differenzie-
rung nach Voll- und Teilzeit ist derzeit nicht möglich. Jedoch kann
nach der Höhe des Bruttoerwerbseinkommens differenziert werden.
Während die Zahl der erwerbstätigen Leistungsbezieher mit Brutto-
erwerbseinkommen bis zu 400 Euro um 53 400 oder 7,4 Prozent auf
774 200 und die Zahl der erwerbstätigen Leistungsbezieher mit
Bruttoerwerbseinkommen zwischen 400 und 800 Euro um 5 500
oder 2,2 Prozent auf 255 300 zugenommen hat, ist die Zahl der
erwerbstätigen Leistungsbezieher mit Bruttoerwerbseinkommen
über 800 Euro um 51 300 oder 13,2 Prozent gesunken.
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Erwerbstätigkeit von erwerbsfähigen Leistungsbeziehern 

> 800 Euro

2 4 6 8
2008
September 1.358.584 720.806 249.809 387.969 
Oktober 1.356.246 721.679 253.530 381.037 
November 1.323.526 714.495 247.425 361.606 
Dezember 1.322.236 718.447 251.060 352.728 
2009
Januar 1.299.556 716.270 244.293 338.993 
Februar 1.288.846 722.007 242.012 324.827 
März 1.298.761 733.753 246.934 318.075 
April 1.307.303 743.566 244.267 319.470 
Mai 1.315.502 750.400 244.970 320.131 
Juni 1.322.764 757.021 244.719 321.023 
Juli 1.346.957 770.594 246.294 330.069 
August 1.348.697 768.436 246.181 334.080 
September 1.366.219 774.232 255.336 336.651 

Veränd. VJ +7.635 +53.426 +5.527 -51.319 
in % +0,6 +7,4 +2,2 -13,2 

< 400 Euro > 400 -  < 800 Euro

absolut absolutabsolut

Zeit

absolut

Erwerbstätige Leistungsbezieher 

insgesamt nach Höhe des Brutto-Einkommens aus 
Erwerbstätigkeit

In den vergangenen Jahren haben sich die Beschäftigungsformen
weiter differenziert und ihre gesellschaftliche Bewertung hat sich ver-
ändert. Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass diese Entwick-
lung nicht ungeprüft als negativ zu bewerten ist.

Flexible Beschäftigungsformen sind als eine Reaktionsform auf die
zunehmende Globalisierung der Wirtschaft, neue Technologien und
den Strukturwandel für Arbeitgeber unerlässlich. Sie kommen viel-
fach auch den Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
entgegen, Lebensplanung und Erwerbsarbeit besser zu vereinbaren.
Zudem haben die Strukturreformen am Arbeitsmarkt dazu beigetra-
gen, die Beschäftigungsschwelle, also die Rate des Wirtschaftswachs-
tums, ab der Unternehmen zusätzliches Personal einstellen, zu sen-
ken. Der Einsatz flexibler Beschäftigungsformen hat so im letzten
Abschwung geholfen, Umbruchphasen zu bewältigen und die Grund-
lagen dafür zu legen, dass im Aufschwung der Jahre 2006 und 2007
verstärkt sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse in
Vollzeit entstehen konnten.

Wesentlich ist es, unabhängig von der jeweiligen Beschäftigungs-
form, die rechtlichen Rahmenbedingungen des Arbeitsrechts und
des Arbeitsschutzes angemessen zu gestalten. So stellt das Teilzeit-
und Befristungsgesetz sicher, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, die Teilzeit arbeiten oder befristet beschäftigt werden, nicht
benachteiligt werden. Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmer
werden darüber hinaus durch das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
geschützt. Es ist ein Anliegen der Bundesregierung, Missbrauch von
Zeitarbeit zu verhindern. Die Bundesregierung prüft die aktuellen
Entwicklungen sehr genau und wird, wenn sich Handlungsbedarf ab-
zeichnet, angemessen darauf reagieren.
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82. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Welche sind die zehn Branchen mit den abso-
lut und relativ gesehen meisten Aufstockern,
und wie hoch sind die Summen, die für alle
aufstockenden Leistungen im Jahr 2009 ver-
ausgabt wurden (bitte wenn möglich auch ein-
zeln monatlich aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 8. Februar 2010
Statistische Vorbemerkung: Angaben zu beschäftigten Beziehern von
Leistungen nach dem SGB II nach Branchen werden über eine er-
gänzende integrierte Auswertung von Grundsicherungs- und Be-
schäftigungsstatistik gewonnen. Beschäftigte Leistungsbezieher sind
danach erwerbsfähige Hilfebedürftige, die gleichzeitig eine gültige
Meldung für ein sozialversicherungspflichtiges oder geringfügig ent-
lohntes Beschäftigungsverhältnis haben. Die integrierte Auswertung
kann zurzeit nur auf Basis der Statistik für die Arbeitsgemeinschaf-
ten und Agenturen für Arbeit in getrennter Trägerschaft durch-
geführt werden; um die Untererfassung auszugleichen, werden die
Daten mit einem einfachen proportionalen Verfahren hochgerech-
net. In der absoluten Höhe ergibt die integrierte Auswertung höhere
Zahlen als die isolierte Auswertung der Bezieher von Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende mit Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit auf Basis der Grundsicherungsstatistik. Für diese Abwei-
chung dürften vor allem Auswirkungen bei Übergängen von Hilfe-
bedürftigkeit in Beschäftigung und umgekehrt ursächlich sein; aber
auch Situationen wie gleichzeitiger Bezug von Krankengeld und
Arbeitslosengeld II bei fortbestehendem Beschäftigungsverhältnis
spielen eine Rolle.

Daten aus der integrierten Auswertung von Grundsicherungs- und
Beschäftigungsstatistik liegen bis einschließlich Juni 2009 vor. Die
zehn Wirtschaftsordnungen mit den absolut beziehungsweise relativ
meisten Hilfebedürftigen an den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten sind in den nachfolgenden Tabellen aufgelistet. In der
Auswahl wurden nur Wirtschaftsordnungen berücksichtigt, in denen
mehr als 100 Bezieher von Leistungen des SGB II beschäftigt sind.
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Die zehn Wirtschaftsordnungen mit den absolut meisten Arbeitslosengeld II-Beziehe

Insgesamt Insgesamt

(absolut) (Anteil in % an 
Sp. 1) (absolut)

1 2 3 4 5

27.263.255          669.893              2,5 4.919.660           613.74              

davon

812 Reinigung v.Gebäu.,Str.u.Verkehrsmitteln 397.291              55.300                13,9 289.280              63.09                

782 Befristete Überlassung v. Arbeitskräften 505.265              55.262                10,9 41.457                9.00                  

561 Rest.,Gastst.,Imbissst.,Café,Eissal.u.Ä. 435.815              43.663                10,0 336.115              75.03                

471 EH m.Waren vers. Art (in Verkaufsräumen) 654.391              27.638                4,2 224.626              30.55                

960 Erbr. von sonst. überwiegend persönl. DL 321.689              24.681                7,7 134.573              18.69                

477 Einzelh. m.sonst. Gütern(in Verk.räumen) 653.106              19.835                3,0 250.398              21.63                

889 Sonstiges Sozialwesen (ohne Heime) 335.437              18.389                5,5 53.623                7.92                  

855 Sonstiger Unterricht 201.544              16.979                8,4 35.654                2.91                  

949 Kir.Vgg;pol.Part+s.Inter.vertr+Vgg.a.n.g 359.911              15.934                4,4 104.052              7.43                  

871 Pflegeheime 463.524              15.396                3,3 46.864                5.13                  

Erstellungsdatum: 01.02.2010, Statistik Datenzentrum © Statistik der Bun

Wirtschaftsgruppe WZ 2008

Insgesamt

darunter
die gleichzeitig SGB-II-Leistungen 

beziehen 2)

dar
die gleichzeitig 

bez

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
(am Wohnort)

Ausschließlich geringf. entlohn
(am Wohnort)

1) Bis zum Ablauf von drei Jahren nach Auswertungsstichtag bzw. -zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäf
tistik den Status "vorläufig". 
2) Mindestzahl von 100 Leistungsbeziehern. 
Stichtag: 30.06.2009 (vorläufiger Stand) 

Die zehn Wirtschaftsordnungen mit den relativ meisten Arbeitslosengeld II-Bezieher

Insgesamt Insgesamt

(absolut) (Anteil in % an 
Sp. 1) (absolut)

1 2 3 4 5

27.263.255 669.893              2,5 4.919.660 613.74

davon

812 Reinigung v.Gebäu.,Str.u.Verkehrsmitteln 397.291 55.300 13,9 289.280              63.09                

781 Vermittlung von Arbeitskräften 38.531                4.657                  12,1 5.000                  1.04

803 Detekteien 3.085 370                     12,0 1.933                  60                     

782 Befristete Überlassung v. Arbeitskräften 505.265 55.262 10,9 41.457 9.00

561 Rest.,Gastst.,Imbissst.,Café,Eissal.u.Ä. 435.815 43.663 10,0 336.115              75.03                

563 Ausschank von Getränken 32.254                3.142                  9,7 60.307 14.15                

562 Caterer und Erbr. sonst. Verpflegungs-DL 106.706 10.101 9,5 52.306 12.43                

478 Einzelhand. a. Verk.ständen u. a.Märkten 6.242 584                     9,4 6.377                  1.58

532 Sonst. Post-, Kurier- u. Expressdienste 34.244                3.085                  9,0 58.419 8.83

855 Sonstiger Unterricht 201.544 16.979 8,4 35.654 2.91

Erstellungsdatum: 01.02.2010, Statistik Datenzentrum © Statistik der Bu

Wirtschaftsgruppe WZ 2008

Insgesamt

darunter
die gleichzeitig SGB-II-Leistungen 

beziehen 2)

da
die gleichzeitig

be

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
(am Wohnort)

Ausschließlich geringf. entloh
(am Wohnort)

1) Bis zum Ablauf von drei Jahren nach Auswertungsstichtag bzw. -zeitraum haben Ergebnisse aus der Beschäf
tistik den Status "vorläufig". 
2) Mindestzahl von 100 Leistungsbeziehern. 
Stichtag: 30.06.2009 (vorläufiger Stand) 
Es kann statistisch ermittelt werden, wie viele Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes Bedarfsgemeinschaften mit Einkommen
aus Erwerbstätigkeit erhalten. Die Ergebnisse sind nicht in dem Sin-
ne kausal zu interpretieren, dass durch die Erwerbstätigkeit die be-
rechneten Leistungen entstehen. Vielmehr wären ohne die Beschäfti-
gung die Belastungen der öffentlichen Hand größer, weil ohne den
angerechneten Zuverdienst höhere Grundsicherungsleistungen aus-
bezahlt würden.
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Daten liegen bis einschließlich September 2009 vor. In diesem Mo-
nat gab es 1,214 Millionen Bedarfsgemeinschaften mit Einkommen
aus Erwerbstätigkeit, die im Durchschnitt 635 Euro Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes (ohne Sozialversicherungsbeiträge
und -zuschüsse) erhielten. Außerdem wurden durchschnittlich
142 Euro für Sozialversicherungsbeiträge bzw. -zuschüsse aufgewen-
det. Von Januar bis September 2009 ergibt dies ein Leistungsvolu-
men von 6,6 Mrd. Euro für Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes und ein Leistungsvolumen von 1,54 Mrd. Euro für So-
zialversicherungsbeiträge und -zuschüsse. Die vorliegenden Monats-
daten für das Jahr 2009 sind in der nachfolgenden Tabelle enthalten.
 Euro

sprüche für 
 und Zuschüsse 
rag-KV (BG)
Bedarfsgemeinschaften mit Erwerbseinkommen nach Leistungen 

Anzahl Durchschnitt pro BG in Euro Durchschnitt pro BG in

2009
Januar 1.153.756 605 146
Februar 1.145.491 612 146
März 1.154.958 618 147
April 1.162.584 614 147
Mai 1.169.952 613 147
Juni 1.178.484 611 147
Juli 1.196.413 634 142
August 1.200.310 670 142
September 1.214.159 635 142
Erstellungsdatum: 15.01.2010, Statistik Datenzentrum
1) Enthält: KdU, Regelleistung ALG II und Sozialgeld, Einmalleistungen, Mehrbedarfe und Zuschlag Alg

Summe der 
Zahlungsansprüche 

ohne SV-Beiträge und 
SV-Zuschüsse für BG 

1)

BG mit Brutto-
Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit

Summe der Zahlungsan
Sozialversicherungsbeiträge

einschließlich Zusatzbeit
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
83. Abgeordnete
Caren
Lay

(DIE LINKE.)
Welche konkreten Vorschläge im Bereich des
finanziellen Verbraucherschutzes befinden sich
aktuell in der Ressortabstimmung zwischen
dem Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz und den
jeweils federführenden Bundesministerien,
und wie ist der aktuelle Stand dieser Abstim-
mungen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner

vom 5. Februar 2010
In der Ressortabstimmung zwischen dem Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und dem Bundes-
ministerium der Justiz befindet sich aktuell ein Gesetzentwurf des
Bundesministeriums der Justiz zur Einführung einer Musterwider-
rufsinformation für Verbraucherdarlehensverträge. In der 6. Kalen-
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derwoche findet hierzu eine Anhörung der Länder und Verbände im
Bundesministerium der Justiz statt.

Zu den übrigen, sich insbesondere aus dem Koalitionsvertrag erge-
benden Aufträgen im Bereich des finanziellen Verbraucherschutzes
wurden Vorgespräche mit den federführenden Bundesministerien ge-
führt. Konkrete Gesetzesvorschläge müssen noch erarbeitet werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
84. Abgeordnete
Ingrid

Arndt-Brauer

(SPD)
Durch wen und mit welchem Verfahren/wel-
cher Methode erfolgt eine mögliche Zuschlags-
erteilung für eine Öffentlich-Private Partner-
schaft (ÖPP) „Lagerhaltung und Distribu-
tion“, deren Vertragsabschluss für den 1. Juli
2010 vorgesehen ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 8. Februar 2010
Die europaweite Ausschreibung einer kooperativen Durchführung
von Teilbereichen der Basislogistik der Bundeswehr erfolgte am
10. Oktober 2008 und dokumentiert die verbindliche Vergabeab-
sicht. Für die Zuschlagserteilung ist die Vergabestelle (BWB) zustän-
dig. Diese soll nach Maßgabe der vergaberechtlichen Vorschriften
(VOL/A) auf das wirtschaftlichste Angebot erfolgen. Zudem steht
eine Vergabeentscheidung unter dem Vorbehalt, dass ein Vertrags-
schluss mit einem privaten Anbieter nur dann erfolgt, wenn das wirt-
schaftlichste Angebot weniger Ausgaben verursacht als eine Eigenop-
timierung. Sie steht ferner unter dem Vorbehalt der Zustimmung des
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages. Die Auswahl des
wirtschaftlichsten Angebots erfolgt nach der erweiterten Richtwert-
methode. Hierzu ist jeweils der technische und der kaufmännische
Teil der Angebote auszuwerten. Die Auswertung ist in der Vergabe-
akte zu dokumentieren. Parallel hierzu wird der Wirtschaftlichkeits-
nachweis durch Vergleich des wirtschaftlichsten Angebots mit der
Handlungsalternative „Optimiertes Eigenmodell mit Investitionen“
(OEM Plus) finalisiert.
85. Abgeordnete
Ingrid

Arndt-Brauer

(SPD)
In welcher Form wird dem Haushaltsausschuss
der Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen ÖPP
und Optimiertem Eigenmodell (OEM) trans-
parent vorgelegt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 8. Februar 2010
Der Wirtschaftlichkeitsnachweis wird, soweit er zu dem Ergebnis
kommt, dass eine ÖPP „Lagerhaltung und Distribution“ wirtschaftli-
cher wäre als ein eigenoptimiertes Modell, zusammen mit einem ent-
sprechenden Vertragsentwurf dem Haushaltsausschuss vor Vertrags-
abschluss vorgelegt werden.
86. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter

Bartels

(SPD)
Wie wurde der Kritik des Berichtes zu Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr im Frieden aus
dem Juli 2007 an der Doppelstruktur des Ein-
satzführungskommandos und des Kommandos
Führung Operationen von Spezialkräften
Rechnung getragen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 5. Februar 2010
Die Arbeitsgruppe Auslandseinsätze der Bundeswehr hat in ihrem
Bericht „Untersuchung der Organisation zur Planung und Führung
von Auslandseinsätzen der Bundeswehr im Frieden“ vom 10. Juli
2007 die Empfehlung ausgesprochen, Spezialkräfte der Bundeswehr
bei Einsätzen der Bundeswehr im Ausland grundsätzlich wieder aus
dem Einsatzführungskommando der Bundeswehr (EinsFüKdoBw)
zu führen. Es wurde ferner empfohlen, die organisatorischen Konse-
quenzen für das Einsatzführungskommando, besonders aber für das
Kommando Führung Operationen von Spezialkräften (Kdo FOSK),
hinsichtlich seiner sonstigen Aufgaben im Frieden detailliert zu un-
tersuchen.

Das Bundesministerium der Verteidigung folgte dieser Empfehlung
und unterstellte nach weitergehenden Untersuchungen am 1. April
2009 das Kdo FOSK truppendienstlich dem EinsFüKdoBw sowie
den Kommandeur Kdo FOSK truppendienstlich und für den Einsatz
dem Befehlshaber EinsFüKdoBw.

Zeitnah wurde die „Weisung zur Regelung der Führung von Einsät-
zen der Spezialkräfte der Bundeswehr“ am 15. April 2009 erlassen.
Diese weist die Aufgabenwahrnehmung der nationalen Einsatzpla-
nung und -führung auf operativer Ebene für Einsätze der Spezial-
kräfte der Bundeswehr an und regelt im Einzelnen Maßnahmen der
Zusammenarbeit zwischen Einsatzführungsstab, EinsFüKdoBw und
Kdo FOSK.

Mit dieser Neuregelung wird der Gesamtverantwortung des Befehls-
habers EinsFüKdoBw für die Einsatzführung aller deutschen Kräfte
im gemeinsamen Einsatzraum und der Wahrnehmung der aus trup-
pendienstlicher Unterstellung resultierenden Führungsaufgaben für
das nationale Einsatzkontingent genauso Rechnung getragen wie der
Verantwortung des Kommandeurs Kdo FOSK für die Einsatzdurch-
führung eines eingesetzten Verbandes der Spezialkräfte.
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87. Abgeordneter
Roland

Claus

(DIE LINKE.)
Wer soll mit der Militärzeremonie Großer
Zapfenstreich, deren Durchführung das Bun-
desministerium der Verteidigung anlässlich des
Jubiläums Freiheit und Einheit um den 3. Ok-
tober 2010 plant, geehrt oder ggf. aus dem
Amt verabschiedet werden, und aufgrund wel-
cher besonderen fachlichen Zuständigkeit wird
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung und nicht das für Ost-
deutschland federführend zuständige Bundes-
ministerium des Innern die Maßnahme „Erste
freie Wahlen in der DDR“ anlässlich des Jubi-
läums Freiheit und Einheit am 18. März 2010
in Berlin durchführen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 8. Februar 2010
Für die Durchführung eines Großen Zapfenstreiches am beziehungs-
weise um den 3. Oktober 2010 anlässlich des Jubiläums Freiheit und
Einheit gibt es im Bundesministerium der Verteidigung zurzeit keine
Planungen.

Bei der Veranstaltung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung zu den „Ersten freien Wahlen in der DDR“ am
18. März 2010 handelte es sich um ein Vorhaben des bis zum Regie-
rungswechsel dort angesiedelten Arbeitsstabes des Beauftragten der
Bundesregierung für die neuen Länder. Das Projekt wurde zwischen-
zeitlich zum Bundesministerium des Innern verlagert.

Da nunmehr der Deutsche Bundestag eine Veranstaltung zum 20. Ju-
biläum der freien Volkskammerwahl vorbereitet, wird das Vorhaben
vom Bundesministerium des Innern nicht weiter verfolgt.
88. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welcher Antischiffsraketentyp hat laut Er-
kenntnissen der Bundesregierung im Libanon-
krieg von 2006 die israelische Korvette INS
Hanit/Spear Anti-Ship schwer beschädigt, und
hat die Bundesregierung aus dem IDF-Report
der israelischen Streitkräfte zu diesem Vorfall
Schlüsse ziehen können, die sicherstellen, dass
Schiffe der deutschen Bundeswehr nicht ver-
gleichbar ungeschützt gegen diese oder ver-
gleichbare Waffen vor der libanesischen Küste
sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 8. Februar 2010
Am 14. Juli 2006 wurde die israelische Korvette INS Hanit während
einer Patrouillenfahrt im Rahmen des zweiten Libanonkrieges vor
der libanesischen Küste von einem Flugkörper getroffen. Eine ab-
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schließende, verlässliche Einschätzung, um welchen Typ es sich bei
dem eingesetzten Flugkörper handelte, kann durch die Bundesregie-
rung nicht vorgenommen werden.

Die Fähigkeit zur Abwehr von Flugkörpern stellt keine neue Heraus-
forderung für die Deutsche Marine dar, sondern ist integraler Be-
standteil eines breitbandigen Fähigkeitsprofils seegehender Einhei-
ten. Die Bedrohungsanalyse für den Einsatz der bewaffneten Kräfte
der Bundeswehr bei UNIFIL erfolgt kontinuierlich und hat die Fä-
higkeiten auch hinsichtlich des möglichen Einsatzes von Flugkörpern
berücksichtigt. Auf Grundlage der vorhandenen Fähigkeiten zur See-
zielflugkörperabwehr werden organisatorische und taktische Maß-
nahmen den jeweiligen Bewertungen der Bedrohung auf Einheits- so-
wie auf Verbandsebene angepasst. Hierzu gehören neben der Aus-
wertung relevanter Informationen auch der Aufbau beziehungsweise
Erhalt eines validierten Luftlagebildes, ein der Lage angepasster
Bereitschaftszustand sowie das regelmäßige Üben entsprechender
taktischer Szenarien.
89. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)
Wo genau kooperieren zu welchen Zwecken
deutsche Feldjäger (bitte auch genaue Anzahl
angeben) mit bilateralen oder internationalen
Polizeimissionen in Afghanistan?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 8. Februar 2010
Das Feldjägerausbildungskommando (FJgAusbKdo) Afghan Natio-
nal Police wird in maximaler Stärke von 45 Feldjägern als nationale
Unterstützungsleistung der Bundeswehr für das deutsche bilaterale
Polizeiprojekt im Rahmen des Focused-District-Development-
(FDD)-Programms unter Federführung des Bundesministeriums des
Innern in Nordafghanistan eingebracht.
90. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In wie vielen Fällen waren Soldaten der Bun-
deswehr in Afghanistan bisher mittelbar oder
unmittelbar daran beteiligt, mutmaßliche „geg-
nerische Kräfte [. . .] gezielt mit militärischen
Mitteln zu bekämpfen“, obwohl bzw. während
diese – wie z. B. bei dem Luftangriff am
4. September 2009 in Kundus – gerade nicht
„unmittelbar an den Feindseligkeiten teilneh-
men“ (vgl. zu diesem Zulässigkeitsmaßstab die
Antwort der Bundesregierung vom 16. Dezem-
ber 2009 auf meine Dringliche Frage 13, Ple-
narprotokoll 17/11, S. 867 B), und wie viele
jener „Kräfte“ sowie Unbeteiligte wurden bei
jenen Aktionen jeweils getötet, verletzt und
festgenommen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 9. Februar 2010
Vor dem Hintergrund der Vielfalt möglicher Szenarien bezüglich der
Anwendung militärischer Gewalt im Einsatz (vom bloßen Anhalten
einer Person über eine geplante Hausdurchsuchung etc. bis hin zum
Feuergefecht) sowie des kurzfristigen und fortgesetzten Wechsels
von unmittelbarer zu mittelbarer persönlicher Teilnahme an Feind-
seligkeiten ist eine lückenlose Dokumentation im Zuge von Operatio-
nen nicht möglich. Deswegen lässt sich keine belastbare Aussage
hierzu treffen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
91. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)
Welche Folgen hat es für beitragspflichtige
Versicherte, ALG-II-Empfängerinnen und
-Empfänger sowie für deren Familienangehöri-
ge, wenn sie die Zusatzbeiträge nicht entrich-
ten, und welcher Verwaltungsaufwand entsteht
den Krankenkassen?
92. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge
(DIE LINKE.)
Ist es richtig, dass sich die Nichtentrichtung
pauschaler Zusatzbeiträge addiert und damit
das Ruhen der Leistung (nach § 16 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch) bei Beziehern
niedriger Einkommen schneller in Anwendung
kommt als bei höheren Einkommen, und wie
bewertet die Bundesregierung diesen Um-
stand?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 5. Februar 2010
Die Fragen 91 und 92 werden wegen des Sachzusammenhangs zu-
sammen beantwortet.

Zunächst einmal ist darauf hinzuweisen, dass für alle Mitglieder ein
Sonderkündigungsrecht besteht, sofern eine Krankenkasse erstmalig
einen Zusatzbeitrag erhebt bzw. diesen erhöht.

Wird dieses Sonderkündigungsrecht rechtswirksam ausgeübt, endet
die Mitgliedschaft mit Ablauf des auf die Kündigung folgenden über-
nächsten Kalendermonats. Zusatzbeiträge sind von den Mitgliedern
nicht zu zahlen. Damit besteht die Möglichkeit, den (erhöhten) Zu-
satzbeitrag zu vermeiden.

Zahlen Mitglieder – hierzu zählen auch Bezieher von Arbeitslosen-
geld II und Sozialgeld – den Zusatzbeitrag ihrer Krankenkasse nicht,
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werden ab einem Gesamtbetrag rückständiger Zusatzbeiträge in Hö-
he von 50 Euro Säumniszuschläge erhoben.

Werden die Beiträge trotz Mahnung (weiterhin) nicht gezahlt, kön-
nen die Forderungen der Krankenkassen von den Vollstreckungsstel-
len der Bundesfinanzverwaltung (Hauptzollämter) vollstreckt wer-
den.

Die Rechtsfolgen zum Ruhen der Leistungsansprüche ergeben sich
aus § 16 Absatz 3a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Es ist dem
derzeitigen einkommensabhängigen Beitragsrecht der gesetzlichen
Krankenversicherung immanent, dass sich bei Beziehern niedriger
Einkommen im Vergleich zu Beziehern höherer Einkommen unter-
schiedliche Beitragshöhen ergeben, die bei Nichtzahlung von Beiträ-
gen zu unterschiedlich schneller Ansammlung von Beitragsrückstän-
den führen können.

Mitversicherte Kinder sind von einem etwaigen Ruhen des Leis-
tungsanspruchs nicht betroffen. Die Einschränkung der Leistungen
beschränkt sich allein auf das beitragspflichtige Mitglied.

Der Verwaltungsaufwand der Krankenkassen bei Nichtzahlung der
Zusatzbeiträge ergibt sich aus den genannten Konsequenzen für die
Mitglieder.
93. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)
Welche neuen Erkenntnisse liegen der Bundes-
regierung aus der Anhörung eines Vertreters
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) vor
dem Gesundheitsausschuss des Europarates
zur Neuen Grippe vom 26. Januar 2010 vor?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. Februar 2010
Der Bundesregierung liegen keine neuen Erkenntnisse vor.
94. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)
Ist nach Ansicht der Bundesregierung mit der
Anhörung des Vertreters der WHO vor dem
Gesundheitsausschuss des Europarates zur
Neuen Grippe am 26. Januar 2010 den Anfor-
derungen an eine transparente und umfassen-
de Berichterstattung Genüge getan, und wel-
che Schritte gedenkt die Bundesregierung zu
unternehmen, um auf eine solche hinzuwirken,
falls die Auskünfte als nicht ausreichend er-
scheinen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. Februar 2010
Mit der Anhörung ist eine umfassende Berichterstattung seitens der
WHO erfolgt. Die jeweils zuständigen Bundesoberbehörden werden
fortfahren, die WHO bei der Weiterentwicklung der Pandemiepla-
nung fachlich zu unterstützen. Weitere Schritte seitens der Bundesre-
gierung sind nicht geplant.
95. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welches unmittelbare Vorgehen plant die Bun-
desregierung, um den von Bundesminister
Dr. Philipp Rösler als „unsozial“ bezeichneten
Zusatzbeiträgen zu begegnen bzw. diese zu-
rückzunehmen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 11. Februar 2010
In Kürze wird eine Regierungskommission eingesetzt, die entspre-
chend dem Auftrag des Koalitionsvertrages konkrete und umsetzba-
re Vorschläge für eine nachhaltige und sozial ausgewogene Finanzie-
rung des Gesundheitswesens erarbeiten soll. In diesem Zusammen-
hang werden Vorschläge zur Umgestaltung der bisherigen Zusatzbei-
träge gemacht.
96. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Zu welchem Zeitpunkt muss mit einer Rück-
nahme der Dreijahres- in eine Einjahresfrist
für den Wechsel von gesetzlich Versicherten in
die private Krankenversicherung gerechnet
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 11. Februar 2010
Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vom 26. Okto-
ber 2009 ist die Abschaffung der Dreijahreswartefrist für Arbeit-
nehmer bei einem Wechsel von der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zur privaten Krankenversicherung vorgesehen. Es soll die
Rechtslage vor der Rechtsänderung durch das Gesetz zur Stärkung
des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz) wiederhergestellt werden. Die Umset-
zung erfolgt im Rahmen des nächsten geeigneten Gesetzgebungsvor-
habens.
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97. Abgeordnete
Kathrin

Vogler

(DIE LINKE.)
Sind der Bundesregierung außer der Beschäfti-
gung des ehemaligen WHO-Impfdirektors
Dr. Klaus Stöhr bei dem Imfstoffhersteller
Novartis noch weitere Fälle bekannt, in denen
zeitnah WHO-Mitarbeiter von Pharmaunter-
nehmen angestellt wurden bzw. Angestellte
von Impfstoffherstellern zur WHO wechselten
(wenn möglich bitte unter Angabe der Funk-
tion)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. Februar 2010
Der Bundesregierung sind keine weiteren Fälle bekannt.
98. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung
aus der Ausschreibung der AOK Berlin-Bran-
denburg über die Versorgung mit parenteralen
Zubereitungen durch Apotheken hinsichtlich
der Auswirkungen auf die Versorgungsqualität
angesichts eines Wettbewerbs ausschließlich
um den niedrigsten Preis zwischen Anbietern,
die GMP-Standards (GMP = Good Manufac-
turing Practice) einhalten, und solchen, die da-
zu nicht verpflichtet sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 8. Februar 2010
Krankenkassen können mit einzelnen Apotheken die Versorgung
von Arztpraxen mit parenteralen Zubereitungen aus Fertigarzneimit-
teln in der Onkologie zur unmittelbaren ärztlichen Anwendung bei
Patienten vereinbaren (§ 129 Absatz 5 Satz 3 SGB V).

Für den Abschluss dieser Vereinbarungen gilt das Vergaberecht. Das
Bundesministerium für Gesundheit ist nicht Rechtsaufsicht für diese
Verträge und bewertet diese nicht. Das Vergaberecht eröffnet den
Beteiligten umfassende Möglichkeiten, ihre Rechte geltend zu ma-
chen.

Die Arzneimittelsicherheit für parenterale Zubereitungen ist gewähr-
leistet. Auch Apotheken sind aufgrund des Europäischen Arznei-
buchs bei der Herstellung steriler Zubereitungen an die GMP-Vorga-
ben gebunden. Dies gilt in Deutschland wie in anderen europäischen
Mitgliedstaaten.

Das Europäische Arzneibuch stellt eine europaweit verbindliche
Sammlung anerkannter pharmazeutischer Regeln über die Qualität,
Prüfung, Lagerung, Abgabe und Bezeichnung von Arzneimitteln
und den bei ihrer Herstellung verwendeten Stoffe dar. Für Apothe-
ken mit Sitz in Deutschland wird das Gebot der Einhaltung der Re-
geln des Arzneibuchs in § 6 der Apothekenbetriebsordnung aus-
drücklich wiederholt. Darüber hinaus verbietet das Arzneimittelge-
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setz, Arzneimittel oder Wirkstoffe in den Verkehr zu bringen, die
durch Abweichung von den anerkannten pharmazeutischen Regeln
in ihrer Qualität nicht unerheblich gemindert sind (§ 8 des Arzneimit-
telgesetzes).
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
99. Abgeordnete
Ingrid

Arndt-Brauer

(SPD)
Wird die Bundesregierung der Aufforderung
der Wirtschaftsministerkonferenz vom 14./
15. Dezember 2009 nachkommen, sog. Elek-
trofahrzeugen mit Reichweitenverlängerung
vergleichbare Vergünstigungen einzuräumen
wie „reinen“ Elektrofahrzeugen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Februar 2010
Die Bundesregierung beabsichtigt, den Nationalen Entwicklungsplan
Elektromobilität unter Beteiligung aller Akteure aus Wirtschaft, Wis-
senschaft und Politik im Jahr 2010 weiter zu konkretisieren Dabei
wird sie auch den Beschluss der Wirtschaftsministerkonferenz vom
14./15. Dezember 2009 zur Kenntnis nehmen.
100. Abgeordneter
Martin

Burkert

(SPD)
Besteht die Möglichkeit, dass der im Augen-
blick vierspurige Teilabschnitt der Bundesauto-
bahn 3 zwischen Erlangen und Schlüsselfeld
bereits vor dem im Bedarfsplan für die Bun-
desfernstraßen genannten Termin 2015 sechs-
spurig ausgebaut wird – die „NÜRNBER-
GER NACHRICHTEN“ berichteten dies in
ihrer Ausgabe vom 14. Januar 2010 – bzw. wie
konkret sind die Planungen hierfür, und wie
hoch werden die voraussichtlichen Kosten für
dieses Projekt sein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Februar 2010
Im Abschnitt zwischen der Anschlussstelle Schlüsselfeld und dem
Autobahnkreuz Fürth/Erlangen ist der Ausbau der Bundes-
autobahn 3 im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als Maßnahme
des Weiteren Bedarfs versehen und mit Planungsrecht eingestuft.
Aktuell befindet sich die Ausbauplanung hier noch in einem sehr frü-
hen Planungsstadium. Insgesamt umfasst der Ausbau der Bundes-
autobahn 3 zwischen der Anschlussstelle Schlüsselfeld und dem
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Autobahnkreuz Fürth/Erlangen ein Kostenvolumen von rund
376 Mio. Euro.

Über den Realisierungszeitpunkt und damit die Finanzierung der
einzelnen Abschnitte zwischen der Anschlussstelle Schlüsselfeld und
dem Autobahnkreuz Fürth/Erlangen kann heute noch keine konkre-
te Aussage getroffen werden. Wann der Ausbau in den nächsten
Jahren verwirklicht werden kann, wird nach Vorliegen eines
bestandskräftigen Baurechtsbeschlusses in den jährlichen Finanzie-
rungsprogrammbesprechungen mit dem Freistaat Bayern zu erörtern
sein.

Priorität wird zunächst auf die Verwirklichung der im Bedarfsplan
für die Bundesfernstraßen im Vordringlichen Bedarf eingestuften,
planerisch bereits weit fortgeschrittenen Ausbauabschnitte der Bun-
desautobahn 3 zu legen sein.
101. Abgeordneter
Martin

Burkert

(SPD)
Welche Lärmschutzmaßnahmen entlang der
Bundesautobahn 3 sind im Abschnitt Erlan-
gen–Schlüsselfeld geplant, und kann sicherge-
stellt werden, dass diese bei einem vorzeitigen
sechsspurigen Ausbau der Autobahn 3 in die-
sem Abschnitt ebenfalls vorgezogen werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Februar 2010
Für den Lärmschutz an neuen und wesentlich geänderten Straßen
bestehen gesetzliche Regelungen im Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) und der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV).
Entsprechend den hierin getroffenen Vorgaben erfolgt auch die Di-
mensionierung des Lärmschutzes im Rahmen der Ausbauplanung
für den sechsstreifigen Ausbau der Bundesautobahn 3 zwischen der
Anschlussstelle Schlüsselfeld und dem Autobahnkreuz Fürth/Erlan-
gen.

Die Verwirklichung der im Rahmen der Baurechtsschaffung plan-
festgestellten Lärmschutzmaßnahmen erfolgt im Zusammenhang mit
dem Ausbau der einzelnen Abschnitte der Bundesautobahn 3.
102. Abgeordneter
Martin
Burkert

(SPD)
Was will die Bundesregierung als Eigentümer
der DB AG unternehmen, um Lohndumping,
wie es gerade im Zugreinigungsservice aufge-
treten ist, zu verhindern?
103. Abgeordneter
Martin

Burkert

(SPD)
Welche Standards sollen hier gesetzt und wie
kontrolliert werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Februar 2010
Die Fragen 102 und 103 werden wegen ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.

Die Regelung von Entgelten ist im Rahmen der Tarifautonomie
grundsätzlich Aufgabe der Tarifvertragsparteien. Die Bundesregie-
rung geht im Übrigen davon aus, dass die Deutsche Bahn AG gelten-
des Tarifvertragsrecht einhält. Unabhängig davon hat die DB AG
bestätigt, dass sie über ihre Rahmenverträge u. a. in den Bereichen
Fahrzeugreinigung, infrastrukturelles Facility Management und
Sicherheit bei den Subunternehmern rechtskonforme Beschäfti-
gungsbedingungen erwirkt. Die einschlägigen Bestimmungen des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes seien ebenso einzuhalten wie Ar-
beitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften zur Vermeidung von
Gefahren durch oder für den Eisenbahnbetrieb.

Die Subunternehmer verpflichteten sich in den Verträgen mit der
DB AG, nur zuverlässige Mitarbeiter einzusetzen, die die deutsche
Sprache beherrschten und die die notwendige Sicherheitsunterwei-
sung erhalten hätten. Gleiches gelte selbstverständlich für die Auf-
tragnehmer von Vertragspartnern der DB AG. Verstöße gegen diese
Vertragsbestimmungen habe die DB AG in der Vergangenheit ge-
ahndet und werde dies auch in Zukunft tun. Sie tue dies mit Blick auf
die betroffenen Arbeitnehmer, aber auch um deutlich zu machen,
dass sie als Arbeitgeber mit prekären Beschäftigungsbedingungen
nicht in Verbindung zu bringen sei. Gleichwohl werde die DB AG
die Kontrolle ihrer Subunternehmer auf Einhaltung dieser Bestim-
mung nochmals verstärken und noch häufiger und gezielter von
ihrem Recht Gebrauch machen, einschlägige aktuelle Nachweise,
z. B. im Hinblick auf die Zahlung von Mindestlöhnen, zu verlangen.
104. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Welche Möglichkeiten gibt es innerhalb des
Nationalen Entwicklungsprogramms Elektro-
mobilität der Bundesregierung, das auch für
„Stadtbusse und andere Fahrzeuge“ gelten soll
(vgl. Abschnitt 3.1), zur Förderung neuer oder
bereits bestehender Oberleitungsbuslinien (Be-
trieb, Fahrzeugbeschaffung, Infrastruktur) so-
wie zur Förderung von Straßenbahnen (Be-
trieb, Fahrzeugbeschaffung, Infrastruktur)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Februar 2010
Der Nationale Entwicklungsplan Elektromobilität wurde am 19. Au-
gust 2009 vom Bundeskabinett verabschiedet und beschreibt die
grundsätzliche Ausrichtung für die weiteren Aktivitäten der Bundes-
regierung in diesem Themenfeld. Ein „Nationales Entwicklungspro-
gramm Elektromobilität der Bundesregierung“ existiert gegenwärtig
nicht. Im Rahmen des Konjunkturpakets II der Bundesregierung
werden verschiedene konkrete Projekte und Vorhaben im Bereich



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/702– 83 –
der Elektromobilität unterstützt, bei denen auch Stadtbusse und an-
dere Fahrzeuge berücksichtigt werden:

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) hat beispielsweise das Programm „Modellregionen Elek-
tromobilität“ entwickelt, mit dem integrierte Gesamtkonzepte zur
Elektromobilität unterstützt werden. Das BMVBS fördert in diesem
Zusammenhang die Forschung und Entwicklung bei innovativen
Nahverkehrssystemen in Höhe von mehr als 20 Mio. Euro. In die-
sem Rahmen können prinzipiell auch Innovationen im Bereich der
Oberleitungsbusse oder Straßenbahnen gefördert werden. Die
Förderung bereits bestehender Anlagen oder deren Erweiterung im
Hinblick auf Betrieb, Fahrzeugbeschaffung oder Infrastruktur ist
dadurch jedoch nicht abgedeckt. Nach dem Föderalismusprinzip ist
die Förderung des Nahverkehrs Aufgabe der Bundesländer.

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit hat zudem ein Markteinführungsprogramm für Dieselhy-
bridbusse erarbeitet, das aus Mitteln des Konjunkturpakets II finan-
ziert wird. Damit wird die Anschaffung von Dieselhybridbusklein-
flotten durch Verkehrsunternehmen im öffentlichen Nahverkehr un-
terstützt (Förderrichtlinie veröffentlicht im Bundesanzeiger am
22. Dezember 2009). Dieses Markteinführungsprogramm ist zu-
nächst auf dieselelektrische Nahverkehrsbusse beschränkt, da diese
ein breites Einsatzgebiet abdecken und den Ersatz von älteren kon-
ventionellen Dieselbusmodellen mit relativ geringem technischem
und finanziellem Zusatzaufwand ermöglichen.
105. Abgeordneter
Gustav

Herzog
(SPD)
Welche Rad- und Wellenbrüche im Schienen-
verkehr sind der Bundesregierung bzw. dem
Eisenbahn-Bundesamt seit dem Jahr 2000 be-
kannt geworden (Feststellungsbefund bitte
nach „im Einsatz“ oder „bei regulärer Inspek-
tion“ und mit Ursachenerkenntnis, Datum
und Fahrzeugtyp sortiert), und welche Konse-
quenzen wurden daraus gezogen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 8. Februar 2010
Seit dem Jahr 2000 sind dem Eisenbahn-Bundesamt 24 Radsatzwel-
lenbrüche sowie 31 Radreifen- und Radscheibenbrüche im In- und
Ausland bekannt geworden. Radsatzwellenbrüche traten an 15 Gü-
terwagen, vier Verbrennungs-Triebzügen, zwei Elektro-Triebzügen,
zwei elektrischen Triebfahrzeugen, zwei Nebenfahrzeugen und
einem Reisezugwagen auf. Eine Differenzierung nach dem Zeitpunkt
der Feststellung ist nicht möglich. Als Konsequenz zu den Radsatz-
wellenbrüchen im Bereich der Güterwagen, die auf Schwingbrüche
durch wechselnde Belastung zurückzuführen waren, hat das Eisen-
bahn-Bundesamt am 10. Juli 2007 und 23. Dezember 2009 Allge-
meinverfügungen für die Instandhaltung von Güterwagen erlassen.
Zudem wird diese Thematik zurzeit auf internationaler Ebene in
einer Task Force bei der Europäischen Eisenbahnagentur behandelt.
Hierzu verweise ich auf den am 29. Juni 2009 an den Vorsitzenden
des Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung im Deut-
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schen Bundestag übersandten Bericht zum Thema „Schadhafte Ach-
sen an Güterwagen“ (Ausschussdrucksache 16(15)1451).

Radscheiben- und Radreifenbrüche traten an 24. Verbrennungs-
Triebfahrzeugen, sechs Güterwagen sowie einem Elektro-Triebzug
auf. Ursache für die Radscheiben- und Radreifenbrüche waren zu
hohe Eigenspannungen der verwendeten Werkstoffe. Deshalb wur-
den diese Radreifen durch Radreifen aus Werkstoffen mit erhöhter
Festigkeit getauscht.
106. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Wie konkretisiert die Bundesregierung die
Aussage des Bundesministers Dr. Peter
Ramsauer in der „Süddeutsche Zeitung“ vom
24. Dezember 2009, es sei „wirklich grenzwer-
tig“, wenn ein wichtiges Projekt im Verkehrs-
wegebau wegen Naturschutzbestimmungen
ruhen müsse, bis „millionenteure Fledermaus-
Überflughilfen“ errichtet werden, und wie
vereinbart sie das mit ihren eigenen Nachhal-
tigkeitszielen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 8. Februar 2010
Die Bundesregierung hält an der 2002 beschlossenen nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie „Perspektiven für Deutschland“ mit ihren
Aufgaben und Zielen fest. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung achtet bei dem Neu- und Ausbau von Bundes-
fernstraßen darauf, dass die nach dem europäischen Naturschutz-
recht erforderlichen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen
sorgfältig geplant und frühzeitig umgesetzt werden. Die rechtzeitige
und angemessene Berücksichtigung der Naturschutzbelange dient
der Rechtssicherheit der Vorhaben und hilft, Verzögerungen bei der
Planung oder dem Bau von Bundesfernstraßen vorzubeugen. Über-
zogene Naturschutzmaßnahmen, die über das notwendige Maß hi-
nausgehen, können dagegen nicht aus dem Bundesfernstraßenhaus-
halt finanziert werden.
107. Abgeordnete
Sabine

Leidig
(DIE LINKE.)
Welche konkreten Verkehrsbelastungen (bitte
Personen- und Güterverkehr getrennt an-
geben) ergeben sich nach der Umlegung der
Verkehrsprognose 2025 sowohl für die
geplante Ortsumgehung Darmstadt (Bundes-
verkehrswegeplan Nr. HE7703) als auch die
zu entlastenden Straßen der Ortsdurchfahrt
(insbesondere Spessartring/Rhönring und an-
dere Straßen), und wie groß ist der Anteil der
Mautausweichverkehre am prognostizierten
Güterverkehrsaufkommen auf der geplanten
Nordostumgehung?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. Februar 2010
Der Verkehrsprognose 2025 für die Bundesfernstraßen ist eine Ver-
kehrsbelastung von 18 000 Kfz/24 h mit einem Schwerverkehrsanteil
von 2 000 Kfz/24 h zu entnehmen. Verkehrsentlastungen in der Orts-
durchfahrt sind berücksichtigt und betragen bis zu 4 000 Kfz/24 h.
Die Bundesstraße 26 erfüllt ihre Funktion als eine der wichtigsten
Ost-West-Achsen im Süden Hessens, die verknüpft ist mit allen be-
deutsamen Nord-Süd-Achsen in der Region (Bundesstraße 44, Bun-
desautobahn 67, Bundesautobahn 5, Bundesstraße 38, Bundesstra-
ße 45, Bundesautobahn 3). Mit Mautausweichverkehren ist daher
nicht zu rechnen.
108. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Wie hoch ist die aktuelle Kostenschätzung für
die Nordostumgehung Darmstadt (bitte so-
wohl für das gesamte Projekt als auch die ge-
planten einzelnen Bauabschnitte angeben),
und wie groß ist unter Berücksichtigung so-
wohl der aktuellen Kostenschätzung als auch
der Umlegung der Verkehrsprognose 2025 das
Nutzen-Kosten-Verhältnis?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 5. Februar 2010
Die aktuellen Gesamtkosten von rund 108 Mio. Euro ergeben sich
aus dem Kostenanteil des Bundes von rund 87 Mio. Euro und den
von der Stadt Darmstadt zu tragenden Mehrkosten für die städtebau-
lich veranlassten Ergänzungen.

Die aufgrund der Kostenerhöhung im Jahr 2008 durchgeführte
Nachbewertung der Bundesstraße 26 Nordostumgehung Darmstadt
erfolgte mit den prognostizierten Verkehrsbelastungen für das Jahr
2015. Mit einem Nutzen-Kosten-Verhältnis von 1,9 ist das Projekt
für den Bund weiterhin bauwürdig.

In der Zuständigkeit der Stadt Darmstadt sind im Zusammenhang
mit der Nordostumgehung der vierstreifige Ausbau des Martin-
Luther-King-Rings sowie ein leistungsfähiger Ausbau der Kreuzung
Martin-Luther-King-Ring/Frankfurter Straße zu planen und zu
bauen. Eine Verlängerung des Carl-Schenk-Rings bis zur Gräfenhäu-
ser Straße ist bereits baulich umgesetzt. Kosten für diese in der Zu-
ständigkeit der Stadt umzusetzenden Maßnahmen sind dem Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung nicht bekannt.
109. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Welche Alternativen zur geplanten Nordost-
umgehung Darmstadt wurden zur Entlastung
der Ortsdurchfahrt, wie z. B. neue ÖPNV-Ver-
bindungen (ÖPNV = öffentlicher Personen-
nahverkehr) oder Verkehrsleitsysteme, ge-
prüft, und aus welchen Gründen wurden diese
ggf. nicht weiter verfolgt?



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/702 – 86 –
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. Februar 2010
Aufgabe des Bundes ist es, die Leistungsfähigkeit der Bundesstra-
ße 26 an die Erfordernisse des Straßenverkehrs anzupassen. Aus den
im Rahmen der Planung untersuchten Trassenvarianten für das Pro-
jekt ergab sich die jetzt verfolgte Vorzugsvariante. Ebenso wurden
während des Planungsprozesses zur Nordostumgehung zahlreiche
flankierende Maßnahmen in der Zuständigkeit der Stadt diskutiert,
die dazu dienen sollen, eine maximale Entlastungwirkung der inner-
städtischen Strecken durch die Nordumgehung zu erreichen.

Die Verbesserung des ÖPNV-Angebots oder ein Verkehrsleitsystem
im Straßennetz der Stadt Darmstadt obliegt der Kommune. Diese
Maßnahmen stellen jedoch keine Alternative dar, um die hoch belas-
teten innerörtlichen Bundesstraßen wirkungsvoll vom Durchgangs-
verkehr und vom Lkw-Verkehr zu entlasten.
110. Abgeordnete
Sabine

Leidig

(DIE LINKE.)
Warum wurde beim Tunnel im Rahmen der
Nordostumgehung Darmstadt eine Lösung für
die mittige Absauganlage ohne Schadstofffilter
gewählt, und welche Auswirkungen wird dies
bezüglich der Belastung der umliegenden
Wohngebiete, Schulen, Kindergärten, Senio-
renheime und Sportanlagen haben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. Februar 2010
An Abluftkaminen an Tunneln im Zuge von Bundesfernstraßen wer-
den grundsätzlich keine Schadstofffilter vorgesehen.

Die Lage des Abluftkamins wurde mit Rücksicht auf die örtliche Be-
bauung geplant. Durch die hohe Luftaustrittsgeschwindigkeit werden
die Schadstoffe sich schnell mit der Außenluft vermischen und dabei
so verdünnen, dass die relevanten Grenzwerte eingehalten werden.

Gegenüber der heutigen Situation sind im Bereich der geplanten
Tunnelportale und dem Abluftkamin keine wesentlichen Zunahmen
der Immissionen an benachbarten sensiblen Nutzungen zu erwarten.
Am südlichen Tunnelportal und an den städtischen Straßen im Sü-
den des Plangebietes ist gegenüber der Ausgangssituation sogar eine
Verringerung der Luftschadstoffbelastungen zu erwarten, die aus
lufthygienischer Sicht zu begrüßen ist.
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111. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie lässt sich aus Sicht der Bundesregierung
die Aussage des Berliner Senats, dass es
sich beim 16. Bauabschnitt der Bundesauto-
bahn 100 um eine reine Verkehrsbündelung
von benachbarten Stadtstraßenverkehren
handelt, mit den Zielen des § 1 des Bundes-
fernstraßengesetzes vereinbaren, das eine weit-
räumige Verkehrsbündelung überregionaler
Verkehre erfordert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 5. Februar 2010
Nach § 1 des Bundesfernstraßengesetzes bilden die Bundesautobah-
nen und Bundesstraßen ein zusammenhängendes Verkehrsnetz. Sie
dienen einem weiträumigen Verkehr oder sind bestimmt, ihm zu die-
nen. Die von Ihnen zitierte Aussage des Berliner Senats steht damit
nicht im Widerspruch.

Durch die Inbetriebnahme des 16. Bauabschnitts der Bundesauto-
bahn 100 kommt es zu einer Verlagerung und Bündelung von Stra-
ßenverkehr in Berlin. Dies betrifft neben städtischem Verkehr auch
weiträumigen Verkehr von und nach Berlin, der heute z. B. über die
Ortsdurchfahrt im Zuge der Bundesfernstraße 96a fließt. Durch den
16. Bauabschnitt der Bundesautobahn 100 werden weiträumige
Quell- und Zielverkehre von und nach Berlin auf das Bundesauto-
bahnnetz konzentriert und die Erreichbarkeit der östlichen Stadtbe-
zirke wesentlich verbessert.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
112. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung, nachdem US-Präsi-
dent Barack Obama angekündigt hat, die
Treibhausgasemissionen der amerikanischen
Bundesbehörden bis 2020 um 28 Prozent ge-
genüber 2008 zu senken, ein entsprechendes
Ziel auch für die deutschen Bundesministerien
und ihre nachgelagerten Behörden festzulegen,
und wenn ja, in welcher Höhe?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche

vom 10. Februar 2010
In ihrem Nationalen Klimaschutzprogramm 2005 hat die damalige
Bundesregierung die Selbstverpflichtung aus dem Jahr 2000 bekräf-
tigt und beschlossen, den Ausstoß der CO2-Emissionen in ihrem Ge-
schäftsbereich um durchschnittlich 30 Prozent im Zeitraum 2008 bis
2012 gegenüber 1990 zu senken. Dieses Ziel leitet auch die Politik
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der derzeitigen Bundesregierung. Über eine eventuelle Fortentwick-
lung dieser Selbstverpflichtung für spätere Zeiträume wird die Bun-
desregierung gegebenenfalls im Anschluss entscheiden.
113. Abgeordneter
Oliver
Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist die Fortführung des Impulsprogramms zur
Förderung von Mini-KWK-Anlagen (KWK =
Kraft-Wärme-Kopplung) angesichts der ange-
kündigten Aufhebung der Haushaltssperre im
BMU-Haushalt 2010 (BMU = Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit) von 130 Mio. Euro im Bereich
„Allgemeine Bewilligungen, Umweltschutz,
Naturschutz, erneuerbare Energien“ gewähr-
leistet, und falls nein, welche Gründe sind für
die Aufgabe des erfolgreichen Programms
maßgeblich?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 8. Februar 2010
Die Aufhebung der Ausgabensperre dient der Fortführung der För-
derung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien
im Rahmen der Klimaschutzinitiative.

Der Mittelbedarf für die Programme der nationalen Klimaschutzini-
tiative liegt jedoch über den Erwartungen des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bei Start der Initiati-
ve. Vor diesem Hintergrund ist über die Fortführung des Förderpro-
gramms für hocheffiziente kleine Kraft-Wärme-Kopplung (Mini-
BHKW) noch zu entscheiden.
114. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Womit begründet die Bundesregierung ihre
Pläne, die Atommeiler Biblis A und Neckar-
westheim 1 weiter betreiben zu lassen, obwohl
sie das Ende ihrer Laufzeit am Ende dieses
Jahres erreicht hätten und aufgrund ihres Al-
ters nicht über moderne Sicherheitsstandards
verfügen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 9. Februar 2010
Über eine Laufzeitverlängerung für die deutschen Kernkraftwerke
soll auch im Zusammenhang mit dem Energiekonzept der Bundesre-
gierung entschieden werden. Vorentscheidungen mit Blick auf einzel-
ne Anlagen gibt es nicht.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
115. Abgeordneter
Klaus

Hagemann
(SPD)
Wie viele Wissenschaftler waren zum Stichtag
31. August 2008 am Helmholtz Zentrum Mün-
chen – Deutsches Forschungszentrum für Ge-
sundheit und Umwelt (HMGU) mit der Erfor-
schung von Diabeteserkrankungen beschäftigt,
und wie viele Artikel zum Thema Diabetes
wurden – jeweils unter Angabe des entspre-
chenden Titels des Aufsatzes und der Fach-
publikation – in den letzten fünf Jahren vom
HMGU veröffentlicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 9. Februar 2010
Zahl der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zum Stichtag
31. August 2008

Die Arbeiten im Zusammenhang mit der Erforschung und Aufklä-
rung des Diabetes beinhalten eine Vielzahl an unterschiedlichen wis-
senschaftlichen Fragestellungen, die in diesem Zusammenhang bear-
beitet werden. An gezielten Fragestellungen, die nach heutigem Ver-
ständnis der Erforschung des Diabetes zugeordnet werden, haben
zum 31. August 2008 im Helmholtz Zentrum München 45 Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler gearbeitet. Unberücksichtigt sind
hierbei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die in Plattformen
am Helmholtz Zentrum München (z. B. Metabolomics, Genom-
analysezentrum, Model Organisms) für eine Vielzahl unterschied-
licher Nutzer spezielle Auswertungen übernehmen sowie Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die im Rahmen von wissen-
schaftlichen Kooperationen am Helmholtz Zentrum München tätig
waren, aber keine arbeitsvertragliche Beziehung zum Helmholtz
Zentrum München hatten.
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116. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Zeitraum war das Helmholtz Zent-
rum München – Deutsches Forschungszent-
rum für Gesundheit und Umwelt Mitglied im
Deutschen Atomforum bzw. hat sich dort en-
gagiert, und aus welchen Gründen wurden
Mitgliedschaft und Engagement beendet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 8. Februar 2010
Das Helmholtz Zentrum München – Deutsches Forschungszentrum
für Gesundheit und Umwelt (GmbH), HMGU, war vom 16. Sep-
tember 1964 bis 31. Dezember 2009 Mitglied im Deutschen Atom-
forum e. V. Nachdem der Geschäftsbereich Schachtanlage Asse auf
das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) bzw. die Asse GmbH im
Wege der Einzelrechtsnachfolge zum 1. Januar 2009 übertragen wur-
de, erfolgte der Austritt aus dem Deutschen Atomforum e. V. durch
Kündigungsschreiben des HMGU vom 7. Mai 2009.
117. Abgeordnete
Dr. Carola

Reimann

(SPD)
Welche Standorte kommen für das geplante
Deutsche Zentrum für Infektionsforschung in-
frage, und wann wird darüber entschieden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 8. Februar 2010
Die Standorte des geplanten Deutschen Zentrums für Infektionsfor-
schung werden nach transparenten wissenschaftlichen und strukturel-
len Kriterien identifiziert. Im Rahmen eines mehrstufigen Auswahl-
verfahrens unter Federführung des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (BMBF) und unter Beteiligung des Bundesministe-
riums für Gesundheit (BMG) sollen wissenschaftlich exzellente Ab-
teilungen, Institutionen und Einrichtungsverbünde zur Antragstel-
lung aufgefordert werden. Die Begutachtung der Anträge erfolgt
durch ein unabhängiges, mit internationalen Experten besetztes Gut-
achtergremium.

In der zweiten Auswahlrunde werden die Anträge der vorausgewähl-
ten Standorte im Sinne einer Gesamtkonzeption von den Antragstel-
lern überarbeitet und auf Grundlage einer zweiten Begutachtung die
Standorte ausgewählt. Bei der endgültigen Entscheidung über die
Standorte wird das Gutachtergremium durch BMBF, BMG und die
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) beratend unterstützt. Das
Verfahren zur Auswahl der Standorte kann erst eingeleitet werden,
nachdem über die Finanzierung des Deutschen Zentrums für Infek-
tionsforschung in den parlamentarischen Haushaltsberatungen ent-
schieden wurde.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/702– 121 –
118. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)
Werden aus Mitteln des Sicherheitsforschungs-
programms Projekte finanziert, bei denen auch
Tierversuche stattfinden (bitte Übersicht nach
Forschungsprojekt, Art der Experimente sowie
Zahl der verwendeten Tiere und Tierart), und
wenn ja, wurde bei allen Projekten zunächst
überprüft, ob die Erkenntnisziele ausschließ-
lich über Tierversuche erreichbar sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 8. Februar 2010
Gemäß den Regelungen des Tierschutzgesetzes (TierSchG) bedürfen
alle Tierversuche der Genehmigung durch die zuständige Behörde
bzw. müssen dieser im Vorfeld angezeigt werden. Tierversuche dür-
fen nur durchgeführt werden, wenn wissenschaftlich begründet dar-
gelegt wird, dass sie unerlässlich sind. Laut § 7 TierSchG ist bei der
Entscheidung, ob Tierversuche unerlässlich sind, insbesondere der je-
weilige Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse zugrunde zu legen
und zu prüfen, ob der verfolgte Zweck nicht durch andere Methoden
oder Verfahren erreicht werden kann.

Bedingung für die Bewilligung von Fördermitteln des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung ist gemäß den Vorgaben der
Projektförderung die Prüfung, ob die Voraussetzungen für die
Durchführung des Vorhabens gegeben sind. Hierzu zählt auch die
Einhaltung der einschlägigen Vorschriften. Die Arbeiten dürfen erst
beginnen, wenn die entsprechenden Genehmigungen vorliegen und
die rechtlichen Rahmenbedingungen eingehalten werden.

Im Sicherheitsforschungsprogramm werden vier Projekte mit Tier-
versuchen gefördert:

– ATLAS – Chipbasiertes Detektionssystem für den Nachweis von
Tierseuchen

Im Rahmen von ATLAS soll ein neuartiges Detektionssystem für
den Nachweis von hochinfektiösen beziehungsweise hochkonta-
giösen Tierseuchenerregern erarbeitet werden. Die Tierversuche
sind notwendig zur Gewinnung einer Probensammlung zur zuver-
lässigen und schnellen Diagnostik von Maul- und Klauenseuche
(MKS). Das Vorhaben dient der Vorbeugung und Bekämpfung
der MKS, die wegen ihrer hohen Ansteckungsfähigkeit auch bio-
terroristische Gefahren beinhaltet. Die Untersuchungen werden
im Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für Tier-
gesundheit – Institut für bakterielle Infektionen und Zoonosen,
dem deutschen Referenzlabor für derartige Untersuchungen (Hal-
tung unter L4-Vet-Bedingungen), durchgeführt. Zur Gewinnung
des erforderlichen Probenmaterials werden 30 Rinder, 30 Schafe,
15 Ziegen und 30 Schweine verwendet. Das Vorhaben ist nach
dem Tierschutzgesetz (Antrag auf Genehmigung eines Tierver-
suchsvorhabens nach § 8 Absatz 1 TierSchG) genehmigt.
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– BiGRUDI – Biologische Gefahrenlagen: Risikobewertung, ultra-
schnelle Detektion und Identifizierung von bioterroristisch rele-
vanten Agenzien

Im Rahmen von BiGRUDI soll an ausgewählten Modell-Agenzien
erstmals eine schnelle und einfach zu bedienende Diagnostikplatt-
form zur Risikobewertung von bioterroristisch verdächtigen Pro-
ben entwickelt werden. Zum Nachweis der Bakterien, Viren und
Toxine werden Antikörper als Detektionsreagenzien benötigt. Die-
se Antikörper werden am Robert Koch-Institut (RKI) und an der
Charité (Universitätsmedizin Berlin) hergestellt. Dafür werden
314 Mäuse, 21 Kaninchen, 37 Hühner und 3 Ziegen verwendet.
Es handelt sich dabei um einen Eingriff zur Gewinnung/Vermeh-
rung von Stoffen nach § 10a TierSchG, der ordnungsgemäß ange-
zeigt wurde.

– S.O.N.D.E. – Szenario-orientierte Notfall-Diagnostik für den Feld-
einsatz

Ziel dieses Forschungsvorhabens ist die Entwicklung von mobilen,
integrierten, mikrosystembasierten Diagnostiksystemen. Sie sollen
zum Nachweis von Infektionserregern und potentiellen B-Agen-
zien dienen.

Hierzu werden Antikörper benötigt, die am Universitätsklinikum
Freiburg hergestellt werden. Dafür werden 15 Mäuse verwendet.
Es handelt sich dabei um einen Eingriff zur Gewinnung/Vermeh-
rung von Stoffen nach § 10a TierSchG, der ordnungsgemäß ange-
zeigt wurde.

– VoTekk – Webbasierte interdisziplinäre Informations- und Aus-
bildungsplattform für Schutz- und Rettungskräfte, medizinisches
Personal sowie die Bevölkerung zur Vorbereitung auf Großscha-
denslagen

Eine Aufgabe des Projekts VoTekk besteht im Aufbau einer
E-Learning-Plattform für Notfallmediziner aus verschiedenen Be-
reichen. Die E-Learning-Module mit Filmen und Virtuell-Reality-
Komponenten sollen an der Universität Bonn, Klinik und Polikli-
nik für Orthopädie und Unfallchirurgie anhand von Schulungsope-
rationen an vier Schweinen erarbeitet werden. Die Tierversuche
sind notwendig. Bei den Operationen werden die Schweine intu-
biert, beatmet und analgosediert (d. h. keine Schmerzen, kein Be-
wusstsein). Die Operationen werden in speziellen Tierlaboren mit
staatlich geprüften Versuchsleitern durchgeführt. Die Schulungs-
operationen erfolgen in enger Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Unfallchirurgie, die derartige Kurse bereits mehrfach
durchgeführt hat. Die Tierversuche werden vor Beginn ordnungs-
gemäß angezeigt.
119. Abgeordnete
Marianne

Schieder

(Schwandorf)

(SPD)
Wie geht die Bundesregierung mit der Kritik
der Wirtschaft am geplanten Stipendiensystem
um (vgl. Berichterstattung in der FINAN-
CIAL TIMES DEUTSCHLAND, „Wirtschaft
verlangt sozialere Stipendien“ vom 22. Januar
2010), zumal die Wirtschaft als Geldgeberin
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gewonnen werden soll, und welche Kriterien
legt die Bundesregierung, neben den Schulab-
schlussnoten, ihrem Leistungsbegriff für das
geplante Stipendienprogramm zu Grunde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 8. Februar 2010
Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, den individuellen Bil-
dungsaufstieg verstärkt zu fördern. Zugleich will sie Anreize für Spit-
zenleistungen setzen. Sie bekennt sich zu einem Modell der Studien-
finanzierung, das auf drei Säulen basiert: auf dem BAföG, das weiter
ausgebaut wird, auf Bildungsdarlehen und auf Stipendien, durch die
mittelfristig zehn Prozent aller Studierenden gefördert werden sollen.
Die Stipendien des neuen nationalen Stipendienprogramms sollen
nach Leistung vergeben werden. Dabei können neben erbrachten
Leistungen in Schule und Studium auch besondere persönliche Um-
stände, wie die Lebensleistung bei der Überwindung von Hindernis-
sen in der eigenen Bildungsbiographie oder besonderes bürgerschaft-
liches oder ehrenamtliches Engagement, berücksichtigt werden. Hier
besteht somit kein Dissens zwischen der Bundesregierung und der zi-
tierten Meinungsäußerung.
Berlin, den 12. Februar 2010
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